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Ein Guerillaüberfall auf 
Simakfand nicht statt. 
ERNK beschuldigt 
die Türkische Republik

Schon bald tauchten Zweifel auf an der 
Behauptung der türkischen Regierung, 
an Dienstag, den 18. August, hätten 
mehrere hundert oder sogar über tau- 
?eod Kampfer der Arbeiterpartei Kurdi­
stans (PKK) die Stadt Sirnak angegrif- 
äro. Verschiedene türkische Zeitungen 
stellten die Frage, wieso die Behörden 
keinen der 362 Festgenommenen ein­
deutig als PKK-Kämpfer identifizieren 
konnten; wieso lediglich einige Maschi­
nengewehre und Gewehre gefunden 
wurden, obwohl doch angeblich mit Ra­
ketenwerfern angegriffen wurde. Die 
Tageszeitung Zaman sprach den Ver­
dacht aus, daß die Operation das Werk 
von türkischen Anti-Guerilla-Einheiten 
gewesen sei. Dafür spricht auch, daß die 
türkische Regierung das Licht der Welt­
öffentlichkeit scheut: sie hat über Sirnak 
eine Ausgangssperre errichtet und die 
Stadt abgeriegelt.

Man kann nur vermuten, ob die Aus­
einandersetzungen von der Türkischen 
Republik direkt provoziert wurden, ob 
eventuell verzweifelte Bewohner auf 
Soldaten geschossen haben oder etwas 
drittes. Was immer tatsächlich geschah, 
jetzt besteht die Gefahr, daß das türki­
sche Militär einen grausamen Feldzug 
gegen die kurdische Bevölkerung durch­
fuhrt, weitere Vorfälle provoziert und 
Vorwände sucht. Deshalb verdienen alle 
Vorschläge, die eine Aufklärung der 
Vorfelle herbeiführen und durch Anwe­
senheit von unabhängigen Beobachtern 
weitere Massaker wie in Sirnak verhin­
dern wollen, Unterstützung. Der kurdi- 

i sehe Menschenrechtsverein in Diyarba- 
kir hat sich mit einem solchen Aufruf an 
die Weltöffentlichkeit gewandt. Die 
ERNK, die Europavertretung der Natio­
nalen Beffeiungsffont Kurdistans, tritt 
in ihrer im folgenden auszugsweise do­
kumentierten Erklärung ebenfalls für 
eine solche Aufklärung durch unabhän­
gige Personen ein. — (alk)

Erklärung der ERNK, 22. August 
Am 18. August 1992 hat der koloniali- 
stische türkische Staat mit der Behaup­
tung ,Die PKK hat das Stadtzentrum von 
Sirnak überfallen4 eine Blockade über 
die kurdische Stadt Sirnak verhängt, die 
Ein- und Ausfahrten wurden gesperrt.

Obwohl am 18. August 1992 kein An­
griff unserer Guerillaeinheiten auf die 
Stadt Sirnak stattgefunden hat, führte die 
Türkische Republik über ihre Presse mit 
Schlagzeilen, ,daß 1000 bis 1500 Gue- 
rilleros der PKK staatliche Gebäuden in 
Sirnak angegriffen hätten4, die Öffent­
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lichkeit irre. Parallel dazu griff die 
schwer bewaffnete türkische Armee und 
zusätzliche Spezialeinheiten und Son­
derkommandos die Stadt aus der Luft 
und vom Boden aus an. Auch waren wie­
der die achträdrigen NVA-Panzer des 
Typs BTC 60 aus Deutschland einge­
setzt. Angriffsziele der türkischen Ar­
mee waren vor allem die vorwiegend 
von den patriotischen Kurden bewohn­
ten Vierteln. Häuser wurden dem Erd­
boden gleichgemacht, Menschen jeden 
Alters auf der Straße und in ihren Woh­
nungen bestialisch ermordet. „In den 
Häusern halten sich Guerilleros, die auf 
die Soldaten schießen, versteckt“, 
waren Aussagen des Innenministers 
Sezgin und Ünal Erkans, dem Gouver­
neur der Gebiete im Ausnahmezustand. 
Damit versuchen sie, die Massaker zu 
legitimieren.

Hätte die Guerilla die Stadt angegrif­
fen, würde die Situation anders ausse­
hen. In dem Falle gäbe es die vermuteten 
300 ermordeten und doppelt soviel ver­
letzten Zivilisten nicht, weil die Guerilla 
mit Sicherheit in der Lage gewesen 
wäre, dies zu verhindern. Im Falle einer 
Stadtbesetzung durch die Guerilla, wäre 
die Ankunft des Innenministers und des 
Gouverneurs mit dem Hubschrauber 
unmöglich. Noch nicht mal eine Fen­
sterscheibe der militärischen Gebäude 
wurde zerbrochen, wäre dies im Falle 
eines Guerillaangriffs möglich gewe­

Verleger bauen 
auf Streikbruch
Etwa 300000, meist 
Frauen, tragen Zeitun­
gen aus. Ohne Tarifver­
trag. Seit Jahren verwei­
gern die Verlegerver­
bände der IG Medien 
Verhandlungen. So 
muß, wiez.Zt. in Mün­
chen, gegen die vorge­
schobenen Vertriebsge­
sellschaften gestreikt 
werden. Für Abo-Daten 
gilt Datenschutz. Aber 
Streikbrecher legen 
Tourenbücher, siehe 
Bild, auch mal irgendwo 
ab. Das müssen Abon­
nenten nicht hinneh­
men ! Wir berichten wei­
ter. — (maf) 

Was tun gegen Korruption?
Hamburger Polizeichef fordert Einrichtung einer Ermittlergruppe
„Wie korrupt ist die Polizei?“ fragt die 
Welt in ihrem Leitartikel vom 19.8. und 
veröffentlicht zwei Seiten weiter gleich 
ein umfängliches „Strafregister der 
deutschen Polizei“ von „A wie Auslän­
derbehörde bis Z wie Zulassungsstelle“. 
Anlaß für diesen und verschiedene ande­
re Berichte in Tageszeitungen sind 
Äußerungen des Chefs der Hamburger 
Kriminalpolizei Wolfgang Sielaff zu 
Korruption unter Polizeibeamten, die er 
in der Juniausgabe der Zeitschrift Krimi­
nalistik und inzwischen auch über das 
Fernsehen vorgestellt hat. Diese »Er­
kenntnisse* sind willkommen, um noch 
mehr Druck zu machen zur Umsetzung 
und weiteren Verschärfung der Repres­
salien, die mit der sog. organisierten 
Kriminalität begründet werden.

Eine nicht geringe Zahl von Polizisten 
habe „Bewährungssituationen nicht 
standgehalten, ... sondern sich auf 
unterschiedliche Weise korrumpieren 
lassen“. Gefährlich sei vor allem, daß 
sich so „Andockstellen“ für die „orga­
nisierte Kriminalität“ ergäben. Grund

für die Bestechlichkeit sei ein „ausge­
prägtes materialistisches Denken“, „al­
le nur denkbaren dienstlichen Vorteile“ 
würden ausgenutzt. Knapp sechs Pro­
zent aller Hamburger Polizisten gingen 
genehmigten Nebenerwerben als Tank­
wart, Hausmeister etc. nach (offensicht­
lich können sie von ihrem Gehalt nicht 
ausreichend leben). Daraus ergebe sich 
die Befürchtung, daß eine ungleich hö­
here Zahl von Beamten nicht genehmig­
te Nebenjobs ausübe, unter Umständen 
eben auch „im Milieu“. Der Hamburger 
SPD-Innensenator hat erklärt, es gebe 
keine laufenden Ermittlungsfälle. Die 
Polizeigewerkschaft weist die pauscha­
len Vorwürfe als „schlimme Entglei- 
stung“ zurück und fordert Nachweise. 
Die Arbeitsgemeinschaft Kritischer 
Polizisten hat die „erfreuliche Offen­
heit4 4 Sielaffs begrüßt.

Jetzt werden Vorschläge zur „Säube­
rung44 der Polizei diskutiert. Der Ham­
burger Polizeichef will eine Ermittler­
truppe, Fahnder sollen auf Fahnder an­
gesetzt werden. Die Arbeitsgemein­

sen^ Warum fand das Massaker statt? 
Warum gerade in Sirnak?

Das kurdische Volk befindet sich nun­
mehr in der Lage, sich selbst zu verwal­
ten. Es ist entschlossen, auf der Grund­
lage der erreichten nationalen Einheit, 
mit seiner Partei, Front und Armee un­
abhängig und frei zu leben. Das kurdi­
sche Volk befindet sich auf dem Höhe­
punkt der Bemühungen der Errichtung 
eines Nationalparlaments und einer Ar­
mee.

Das wiederum bedeutet das Ende der 
TR, deshalb greift sie — getreu ihrer 
barbarischen Tradition — wie tollwütig 
das kurdische Volk an, um es zu unterjo­
chen und seinen Widerstand zu brechen. 
Sirnak sollte dafür der Beginn sein. Im 
Falle eines Erfolges in Sirnak plant die 
Türkei, dies auch in anderen Gebieten 
Kurdistans verbreitet anzuwenden und 
damit Kurdistan in ein Blutmeer zu ver­
wandeln. Schon während des Newroz- 
Festes dieses Jahres versuchte die Tür­
kei vergeblich, diesen Plan in die Tat 
umzusetzen.

Sirnak gleicht einem blutigen 
Schlachtfeld, so daß die TR sich davor 
scheut, die Stadt der Öffentlichkeit zu­
gänglich zu machen. Hätte die Türkei 
tatsächlich eine so große Anzahl der 
Guerilleros getötet, so würde sie mit 
Freudentänzen die Presse in die Stadt 
reinlassen. Dutzende von Menschen 
jeden Alters sind massakriert, verletzt, 

über 500 Menschen verhaftet und wer­
den gefoltert. 70 % der Stadt ist vernich­
tet, sie gleicht einem Trümmerfeld. Der 
materielle Sachschaden geht in die Milli-' 
onenhöhe. Die Lebensgrundlage der 
Bevölkerung ist völlig zerstört. Und des­
halb wird die Stadt vor Öffentlichkeit 
abgesperrt.

Woher nimmt die TR die Macht, so 
leichtfertig Massaker anzurichten? Sie 
nimmt diese Macht sowohl vom europä­
ischen, als auch vom amerikanischen 
Imperialismus, die Massaker werden 
durch ihre Massenvemichtungswaffen 
und finanzielle Unterstützung ermög­
licht. Solange die Weltöffentlichkeit die 
Massaker der Türkei ungeachtet und 
stillschweigend hinnimmt, wird die Tür­
kei ohne Skrupel ihr Ihn fortsetzen. Aus 
diesem Grund richten wir unsere Stim­
me an die fortschrittliche Menschheit.

Der Widerstand des kurdischen Vol­
kes für Unabhängigkeit und Freiheit 
muß unterstützt werden. Alle Institutio­
nen — sowohl national, als auch interna­
tional — und Personen, die sich als 
„Mensch“, „Demokrat“, „Revolutio­
när“, und „Menschenrechtler“ bezeich­
nen, rufen wir dazu auf, nach Kurdistan, 
im besonderen nach Sirnak zu reisen, 
um die Realität aus der Nähe zu betrach­
ten, die notwendigen Schritte zu unter­
nehmen und die wahren „Terroristen“, 
die wahren Volksvertreter selbst ken­
nenzulernen.

schaft Kritischer Polizisten will, daß ei­
ne „Polizei in der Polizei“ direkt der 
Staatsanwaltschaft unterstellt wird. Der 
Kampf gegen die Korruption soll Thema 
der nächsten Innenministerkonferenz 
sein.

Unabhängig davon, wie das Ausmaß 
der Korruption beurteilt wird, alle sind 
sich darüber einig, daß die organisierte 
Kriminalität eine große Gefahr darstel­
le. Kritiker und Gegner der jüngsten Ge­
setzesmaßnahmen weisen dagegen 
schon lange darauf hin, daß die als Be­
kämpfung dieser organisierten Krimina­
lität ausgegebene, oft halblegale und 
völlig unkontrollierbare Verstrickung 
von Teilen des Gewaltapparats in kri­
minelle Machenschaften die Herausbil­
dung mafiaähnlicher Strukturen fordere. 
Und die harte Haltung gegenüber der 
Unzufriedenheit vieler Polizisten mit 
Gehalt und Arbeitsbedingungen trägt 
sicher auch nicht dazu bei, die beklagte 
„Anfälligkeit für Korruption44 zu ver­
ringern. Quellen: Stuttgarter Zeitung, Die 
Welt, FAZ, 19./20.8.92 - (evc)

Aktuell 
zu Rostock
Aufruf: Stoppt die Pogrome!
Wir rufen zu einer bundesweiten De­
monstration gegen Rassismus und Aus­
länderfeindlichkeit auf am Samstag, den 
29.8.1992 um 13 Uhr in Rostock-Lich­
tenhagen.

Seit Samstag, den 22.8, wütet in Ro­
stock-Lichtenhagen rassistischer Ter­
ror. Gestern, am 24.8., wurden die 
Wohnheime der seit Jahren in Rostock 
lebenden Vietnamesen angezündet. Die 
Polizei schaute diesem Treiben tatenlos 
zu. Offensichtlich waren diese tagelan­
gen Ausschreitungen politisch gewollt 
und seit langem vorbereitet, um die 
Änderung des Artikels 16 Grundgesetz 
zu legitimieren und von der sozialen 
Misere im Land abzulenken und angeb­
lich Schuldige dafür zu präsentieren,

Wir wollen in Rostock-Lichtenhagen 
eine breite, friedliche Demonstration 
mit allen Menschen aus Rostock und an­
derswo, die mit uns ein Zeichen setzen 
wollen gegen die abscheulichen Angrif­
fe auf die menschlichen Grundrechte. 
Wir demonstrieren gegen die skrupel­
lose und ausländerfeindliche Politik, die 
solche Pogrome zu verantworten hat und 
fordern: die Untersuchung der Vorfälle 
mit dem Ziel, die Verantwortlichen in 
Politik, staatlichen Organen und Medien 
zur Rechenschaft zu ziehen! Bleiberecht 
für Flüchtlinge und menschenwürdige 
Unterbringung!

Wenn jetzt und hier keine Zeichen ge­
setzt werden, wird rechtsradikales, 
menschenfeindliches Gedankengut im­
mer weiter politikföhig gemacht.
Rostocker Bürgerbündnis unterstützt durch: 
PDS Rostock, Jusos Rostock, Antifa Rostock

24.8. Dr. Chrlstel-K. Fuchs, Vorsitzende 
der PDS-Fraktion Bürgerschaft Rostock
Auch monatelanger Unmut und Protest 
der Lichtenhagener Einwohner waren 
für die politisch Verantwortlichen kein 
Anlaß, ihre Ignoranz gegenüber dem 
Problem der zeitweiligen Unterbrin­
gung von Asylbewerbern in Rostock 
aufzugeben. Diese Situation wurde am 
vergangenen Wochenende von gewalt­
bereiten, vor allem rechtsradikalen 
Jugendlichen in eskalierender Weise 
mißbraucht: Ergebnis einer völlig ver­
fehlten Politik, die Gewalt nicht nur er­
möglichte, sondern produziert. Wir 
wenden uns deshalb an alle Bürger 
Rostocks mit dem dringenden Aufruf, 
keine weitere Eskalation von Gewalt zu­
zulassen oder zu begünstigen. Mit Nach­
druck fordern wir, die Überfälle radika­
lisierter Jugendlicher auf die ZAST in 
Lichtenhagen nicht für scheinheilige 
Debatten über Grundgesetzänderungen 
zum Asylrecht zu nutzen.

24.8. PDS-Bundestagsfraktion: Schluß 
mit der verantwortungslosen Politik I 
Die PDS-LL fordert sofort eine Sonder­
sitzung des Innenausschusses und des 
Bundestages, um über Ursachen und 
Verantwortung zu diskutieren. Wer in 
dieser Situation über angeblich zu große 
Flüchtlings- und Asylbewerberinnen­
zahlen diskutiert und den Anschein er-
weckt, hier lägen die Ursachen für den 
eskalierenden Rassismus, der heizt die 
Pogrome weiter an.

25.8. Andrü Brie, stellvertretender Vor­
sitzenderderPDS
Der Bundesvorstand der PDS, der Berli­
ner Landesvorstand, die Fraktion der 
PDS im Berliner Abgeordnetenhaus und 
die Bundesarbeitsgemeinschaft Rassis­
mus sowie die Landtagsffaktion und der 
Landesvorstand der PDS Mecklenburg- 
Vorpommern, die ihre Klausurtagung 
unterbrochen haben, beteiligen sich an 
der heutigen Demonstration um 17 Uhr 
auf dem Neuen Markt in Rostock. Die 
PDS unterstützt Aufrufe zu Demonstra­
tionen am Mittwoch, den 26. August, in 
Berlin, am Freitag, dem 28. August, in 
Schwerin anläßlich der Sondersitzung 
des Landtages und ruft ihre Mitglieder 
auf, an den DGB-Kundgebungen zum 
Weltfriedenstag am 1. September in gro­
ßer Zahl teilzunehmen und einen unmiß­
verständlichen Widerstand gegen Krieg 
und Gewalt deutlich zu machen.

Internationale Aufklärung 
des Massakers in Sirnak!
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Aktuell in Bonn

Rühe in Österreich
Verteidigungsminister Rühe war auf 
Auslandstournee, wie die Pressestelle 
des Ministeriums mitteilt, zum Erfah­
rungsaustausch über Einsätze von Sol­
daten unter UNO-Flagge: Zunächst vom 
13. bis 15. August in Schweden, wo er 
dann noch außerdem versuchte, Leo­
pard-Panzer an die schwedische Armee 
zu verkaufen und die schwedische Rü­
stungsindustrie in ein Jäger-90-(Nach- 
folge-)Projekt einzubeziehen. Am 18. 
August war Rühe dann zu einem „An­
trittsbesuch“ in Österreich. Obwohl 
nach wie vor der österreichische Staats­
vertrag mit Neutralitätspflicht in Kraft 
ist, war dort nicht nur die Lage in Jugo­
slawien und die Entwicklung einer euro­
päischen „Sicherheitsarchitektur“ The­
ma, sondern auch, wie die Grenze zu 
Ungarn gegen „illegale Grenzübertrit­
te“ gesichert werden kann.

Deutscher als Nato-Stabschef?
Der einflußreiche Posten des Stabschef 
im Nato-Hauptquartier in Mons (Bel­
gien) war bisher stets von den USA be­
setzt worden. Jetzt soll, so die Süddeut­
sche Zeitung, der Inspekteur der Luft­
waffe, Generalleutnant Hans-Jörg 
Kuebart, im „Zuge der geänderten 
Kommandostruktur der Allianz“ dieses 
Amt übernehmen, verbunden mit einer 
Beförderung zum Vier-Sterne-General.

Schröder: 40 Jahre warten
Nachdem die Einheit so teuer wird, wie 
sie werden mußte, wenn wenige sehr 
viel profitieren, melden sich immer 
mehr Zyniker. Der niedersächsische 
Ministerpräsident Gerhard Schröder 
wendet sich in der jüngsten Bild am 
Sonntag gegen „abenteuerliche Zahlen, 
die der Westen (für die Ex-DDR) auf­
bringen soll“, und stellt fest: „Mit neu­
en Forderungen muß erstmal Schluß 
sein.“ Er wagte dann seinerseits eine 
Langzeitprognose, wann sich im Osten 
die „blühenden Landschaften“ einstel­
len. Im Osten müsse, so Schröder, end­
lich begriffen werden, daß es 40 Jahre 
gedauert habe, bis in der BRD der heuti­
ge Lebensstandard erreicht worden sei. 
Die versprochenen fünf bis zehn Jahre 
bis zur Angleichung seien „unreali­
stisch“. Er halte „15 bis 20 Jahre für 
realistisch“.

Kartte als Ostexport
Als Präsident des Bundeskartellamtes 
wurde Wolfgang Kartte als Schießbu­
denfigur benutzt: Immer wieder wurde 
er aufgestellt als Drohgebärde, wenn die 
deutsche Industrie das Aufgebot für 
Mammuthochzeiten bestellte und dann 
abgeschossen. So als er die Übernahme 
von MBB durch Daimler-Benz 1989 
verhindern wollte. Das Kartellamt ver­
bot die Fusion, Wirtschaftsminister 
Haussmann sonder-genehmigte sie. 
Kartte reichte am 30.6. beim Kartellamt 
seinen Abschied ein. Er wird, laut 
Forbes, „in einem Land ohne Wettbe­
werb noch mal ganz von vom anfan­

gen“, bezahlt aus einem EG-Sonder­
fonds: in Moskau.

Grüne für Berufsarmee?
Während FDP- und CDU-Politiker wei­
ter kontrovers über ein Für und Wider in 
Sachen Berufsarmee diskutieren, äußer­
te sich hierzu einigermaßen überra­
schend das Grünen-Vorstandsmitglied 
Helmut Lippelt. Nachdem er in der Wo­
che zuvor bereits für eine „militärische 
Befreiung der serbischen Internierungs­
lager“ plädiert hatte, setzte er sich im 
Spiegel für „ein Berufsheeer“ ein. Ge­
wissermaßen in einem Aufwasch wurde 
dabei „ein internationales Gewaltmono­
pol“ und die „Begegnung archaischer 
Gewalt“ gefordert.

Kindergärten nichtfinanzierbar
Der Sozialdezernent des Deutschen 
Städtetages nannte gegenüber der 
Frankfurter Allgemeinen Sonntagszei­
tung Kosten von 42 Milliarden Mark für 
den Bau derjenigen Kindergärten, die 
aus dem vom Bundestag mit dem neuen 
Abtreibungsrecht verabschiedeten 
Rechtsanspruch auf Kindergartenplatz 
resultierten. Diese Gelder seien nirgend­
wo eingeplant — im Gegenteil: Bonn 
versuche, im Bereich Arbeitsförderung 
und im Gesundsheitssektot 16 Milliar­
den einzusparen, was in zusätzliche Be­
lastungen für Kommunen und Kreise 
münde. Beim Abtreibungsrecht würden 
falsche Erwartungen geweckt und die 
Kosten auf Kommunen und Kreise zuge­
schoben.

CDU: Jedem das seine
Der CDU-Generalsekretär Hinze und 
der Vorsitzende des kulturpolitischen 
Fachausschusses der Union haben den 
Entwurf eines bildungspolitischen Pro­
gramms der CDU vorgelegt, Leitmotto: 
die humane Leistungsschule. Neu daran 
ist das Zentralabitur, statt der bisherigen 
Länder- bzw. je nach Schule verschiede­
nen Prüfungen; die Verkürzung des 
Gymnasiums auf acht Jahre; die Hoch­
schulen sollen künftig „verpflichtet 
werden, sich an der Auswahl von Stu­
denten durch Tests oder Gewichtung 
von Abiturnoten zu beteiligen“. Die Ge­
samtschule wird, wie auch schon in der 
Vergangenheit, von der CDU strikt ab­
gelehnt. Die Zielrichtung der Schul­
reform ist stärkere Auslese und Steiler­
stellen der Karriereleitem. Deshalb soll 
es bei der Hauptschule nach den Vorstel­
lungen der CDU unbedingt beim Alten 
bleiben: Auch bei der „Zusammenfüh­
rung von Haupt- und Realschulen unter 
einem Dach müsse ein hohes Maß an 
Differenzierung gesichert werden“.

Was kommt demnächst?
Vom 26. bis zum 28. August findet die 
Internationale Jugoslawienkonferenz in 
London statt. Am 30. August führt der 
FDP-Bundesvorstand eine Klausurta­
gung durch. Am 9. September erste Sit­
zung des Bundestags nach der Sommer­
pause. Am 10. und 11. September findet 
auf Einladung von Bundeskanzler Kohl 
in Bonn die 2. Internationale Aids- 
Ethik-Konferenz statt. In Frankreich 
findet am 20. September das Referen­
dum über die Maastricht-Verträge statt.

„Grundversorgung“ für 
Kassenpatienten wird vorbereitet
Das Bundeskabinett hat am 12. 8.92 ein­
stimmig die Sparpläne von Gesundheits­
minister Seehofer (siehe Pol. Ber. 
13/92) in die Form von zwei Gesetzes­
anträgen gebracht. Diese werden am
21.9. in erster Lesung im Bundestag be­
handelt. Seehofer will die SPD, die auch 
für Einschränkungen und verstärkte 
staatliche Kontrolle ist, einbinden, 
damit er nicht im Bundesrat hängen 
bleibt.

Bis zum Jahr 2000 sollen die Kassen 
auf eine „Grundversorgung“ begrenzt 
werden: Es müsse mit wissenschaftli­
chem Sachverstand erst noch in einem 
aufwendigen Gutachten untersucht wer­
den, „welche Aufgaben vor dem Hinter­
grund der demographischen Entwick­
lung und des medizinischen Fortschritts 
langfristig von der Solidargemeinschaft 
übernommen werden können und wel­
che Leistungen wir der Verantwortung 
des einzelnen übertragen sollten ...“, 
so Seehofer im Einklang mit FDP und 
Ärzteverbänden.

Der Widerstand aus den 
Reihen der Versicherten 
Die ÖTV kritisiert den Gesetzentwurf: 
„Es soll offensichtlich der Weg der Zu­
zahlungen der Versicherten und der Lei­
stungseinschränkungen fortgesetzt wer­
den, der die Leistungsanbieter nach bis­
herigen Erfahrungen ungeschoren läßt 
... Das Sachleistungs- und Solidarprin- 
zip in der Gesundheitsversorgung, wel­
ches ein Grundprinzip des Sozialstaates 
ist, wird weiter ausgehöhlt.“ Auch Or­
ganisationen von Rentnern und Behin­
derten haben die enorm steigende Selbst­
beteiligung kritisiert.

Der Aufschrei der Versicherten ist 
aber eher verhalten. Sie zahlen für das 
Gesundheitswesen, es ist wahnsinnig 
teuer und nützt so viel auch nicht. Sie 
kritisieren, die Ärzte haben keine Zeit, 
hören nicht zu, verordnen sofort ein 
Medikament, das auch noch viele Ne­
benwirkungen hat, sie gehen den Ursa­
chen der Erkrankungen nicht nach, er­
klären nichts und gehen auf Fragen und 
Einwände nicht ein. Die Patienten kriti­
sieren, daß sie zu Pillenschluckern de­
gradiert werden und die Ärzte sich zu 
Handlangem der pharmazeutischen In­
dustrie haben machen lassen. Deshalb 
gibt es keine allgemeine Interessenge­
meinschaft zwischen Ärzten und Patien­
ten, sondern nur eine konkrete, wenn die 
Kooperation funktioniert.

Die Vorstände der ärztlichen
. Standesorganisationen 

verteidigen den Stand
Mit dem Gesetz würden keinerlei Struk­
turprobleme gelöst, Seehofer stelle Wei­
chen in Richtung Verstaatlichung des 
Gesundheitswesens, hebele die rechtli­
chen Grundlagen für den Arztberuf aus, 
die Basis für eine moderne Heilkunde 
hzw. Zahnheilkunde werde zerstört. 
Handlungsbedarf wird in Bezug auf die

Ausbildungsvoraussetzungen für die 
Niederlassung als Kassenarzt gesehen, 
damit das Nadelöhr Krankenhaus die 
jungen Konkurrenten blockiere. 
Krankenhausbereich solle gespart und
mehr den niedergelassenen Ärzten über­
lassen werden. Festlegungen, was denn 
die Kassen zahlen und welche Leistun­
gen nur über eine Zusatzversicherung in 
Anspruch genommen werden können, 
seien nötig. Die Hausärzte sollen die In­
anspruchnahme von Fachärzten besser 
koordinieren, d.h. kontrollieren, was 
einspare. Die Selbstbeteiligung diene 
der Verbesserung der „Therapieakzep­
tanz“, d.h. die Patienten schlucken bes­
ser, wenn sie selbeT dafür bezahlt haben, 
und stärke so wirksam die Eigenverant­
wortung.

Das sieht nicht nach einer Antwort auf 
die weit verbreitete Kritik unter Patien­
ten und auch unter niedergelassenen 
Ärzten aus (siehe auch Artikel in Politi­
sche Berichte 16/92)

Die Ärzteopposition
Der Berliner Ärztekammerpräsident, 
Ellis Huber, hat nun in Abgrenzung da­
zu einen eigenen „Rahmenplan zur Si­
cherung und Strukturverbesserung der 
Gesundheitsversorgung in Deutsch­
land“ mit einem Einsparvolumen von 
15,05 Mrd. DM vorgestellt. Das Jahres­
einkommen eines Kassenarztes solle an 
150000 DM oder 90 DM je Arztstunde 
orientiert sein. Die meisten Kassenärzte 
wären glücklich. Tiefgreifende Ände­
rungen im ärztlichen Honorarsystems — 
Huber hält es für „pervers und für einige 
Abkassierer hochlukrativ“ — und der 
Struktur der ambulanten Versorgung, 
sind da erforderlich. Huber schlägt im 
weiteren vor, die Verordnung von Medi­
kamenten auf 20,8 Mrd. DM (statt 24,4 
Mrd. DM nach Seehofer) zu beschrän­
ken, da herrschten „irrationale Verhält­
nisse“. Die Selbstverwaltung der Kas­
senärzte sollte eine Positivliste über 
Arzneimittel und Therapie-Richtlinien 
für Ärzte erlassen, also auch eine 
„Grundsicherung“. Die Selbstbeteili­
gung bei Medikamenten müsse auf „ver­
zichtbare“ Arzneien begrenzt werden. 
Statt von Pharmareferenten solle die 
Ausbildung über die Ärzteorganisatio­
nen organisiert werden.

Die Ärzte dürften sich der notwendi­
gen Reform nicht versperren, sondern 
zusammen mit den Krankenkassen und 
dem Staat die Ärmel aufkrempeln, „spa­
ren und gestalten“. Die Beteiligung der 
Versicherten an der „Gestaltung“ des 
von ihnen finanzierten Gesundheits­
wesens bleibt auch bei Huber und den 
„Demokratischen Ärzten“ außen vor.

Der Einfluß der 
Pharmaindustrie auf das 
Gesundheitswesen ist ungeheuer
Über 21 Mrd. DM haben die gesetzli­
chen Krankenversicherungen für Arz­
neien in der ambulanten Behandlung

1990 gezahlt. 1970 waren es noch 4 
Mrd. DM. Mit ihren sog. Studien beein­
flussen die Pharmakonzerne das Ge­

irn ' schehen im Gesundheitswesen nachhal­
tig, z.B.: Nach der „neuesten Studie” 
der Firma Wellcome, Hersteller wn 
AZT, muß dieses Mittel bereits im 
symptomlosen HlV-Stadium eingenom­
men werden, um den Ausbruch von 
AIDS zu verhindern bzw. zu verzögern, i 
Langzeit-Überlebende mit AIDS erklä­
ren hingegen, daß eines der wichtigsten 
Überlebensmerkmale die Skepsis ge­
genüber AZT sei. Bei einer Befragung 
von 50 AIDS-Patienten in Holland, die • 
länger aus 10 Jahre AIDS überlebten, 
hatten nur vier je AZT eingenommen 
und stattdessen eine physisch und psy­
chisch aufbauende Therapie erhalten. 
Die Forschung an den Universitäten 
schert sich um diese Erfahrungen einen 
Dreck. Fieberhaft wird nach Ansatz­
möglichkeiten für neue Medikamente 
gesucht. Der Markt wäre riesig. Die 
Konkurrenz ist groß. Das ist dann „wis­
senschaftlich abgesichert“. Der Druck 
ist auch juristisch. Welcher Arzt über­
nimmt die Verantwortung, AZT oder 
andere Blocker nicht zu verschreiben ?

Die Bundesregierung hält die Arznei- 
mitteltherapie in vielen Fällen für eine 
„vergleichsweise preiswerte Thera­
pie“. Zum Beispiel die Behandlung von 
Magen- und Zwölffingerdarmgeschwü­
ren mit den Säureblockern: heute 
Schmerzen, morgen Zantic, übermor- j 
gen „gesund“. Die steigenden Kosten 
für die Gesundheitsversorgung sind eher 
ein Ausdruck davon, daß diese Medizin 
der Pharmakonzerne gegen den gesund- 1 
heitlichen Verschleiß durch Lebens- und 1 
Arbeitsbedingungen nicht nur nicht ' 
hilft, sondern zusätzlich belastet.

Die strammen Schulmediziner unter ■ 
den Ärzten weisen diese Kritik der Pa- j 
tienten weit von sich. Sie haben nichts ’ 
anderes gelernt. Sie haben immer die , 
neuesten Studien im Kopf, das ist karrie- j 
refördernd in jedem Krankenhaus.

Andere Ärzte beginnen umzudenken. : 
Es sind bereits 80 Prozent der niedere- , 
lassenen Arzte, die zumindest ab und zu : 
Naturheilmedikamente verordnen, weil * 
die Patienten das wünschen. Oft wissen i 
die Patienten selber mehr darüber als 
ihre Ärzte. Es ist aber damit zu rechnen, 
daß diese Medikamente aus der Verord­
nungsfähigkeit der Krankenkassen ge- ) 
strichen werden.

Wie gut wird
die „Grundversorgung“ ?
Das hängt von den Gewerkschaften ab. ; 
Wer sich darüber hinaus in -eigenen Or­
ganisationen etwas für seine Gesundheä ; 
wird leisten können, das hängt von der 
Entwicklung der Armut ab: zwischen 
1984 und 1989 mußten rund 40% der 
Haushalte ein- oder mehrmals mit weni­
ger als 60 % des durchschnittlichen NtF 
tohaushaltseinkommens auskommea. ; 
— (sul)

Zuerst wurden einige Ministerinnen vorgeschickt: Frau Rönsch (CDU), Frau Merkel 
(CDU), Frau Leutheuser-Schnarrenberger (FDP) und Frau Schwaetzer (FDP) beklag­
ten das Schicksal von armen Vätern und Müttern, die mit „Hektik, Streß, Verkehrs­
staus“ einkaufen müssen. Schuld: die starren Ladenschlußzeiten. Aus der SPD fan­
den sie dann noch Unterstützung bei Frau Matthäus-Meier, stellv. Vorsitzende des 
Fraktionsvorstands, und bei den Grünen beklagte die hessische Familienministerin, 
Frau Biaul, sie käme jetzt nie zum Einkäufen. Der Berliner Abgeordnete Jochen 
Feilcke will mit anderen CDU-Abgeordneten noch im Herbst ein Gesetz zur Freigabe 
der Ladenöffnungszeiten mit wenigen Ausnahmen einbringen. Der Einzelhandels­
verband HDE sprach von „Sommertheater“ und stellte fest: Eine Lockerung würde 
auf Kosten von Frauen gehen, die 80 °/o des Personals im Handel stellen.

Polizeiliches Fehlverhalten im 
Verfassungsschutzbericht angelegt
„Eine Steuerung der fremdenfeindli­
chen Anschläge der örtlichen bzw. stadt­
teilbezogenen Skinhead-Zusammen­
schlüsse sowie sonstiger neonational­
sozialistischer Gewaltkader durch über­
regionale Zirkel ist bei keinem der Vor­
fälle des Jahres 1991 erkennbar.“

Diese Aussage stammt aus dem neu­
en, kürzlich vorgelegten Verfassungs­
schutzbericht, die Innenminister Seiters 
in einer Erklärung noch einmal direkt 
bekräftigte. Diese Bewertung ist keines­
wegs nur eine Beschönigung, sondern 
eine totale Fehleinschätzung und Behin­
derung für polizeiliche Ermittlungen 
gegen faschistische Überfälle.

Der Überfall auf das Rostocker Asyl­
bewerberheim war wohl vorbereitet und 
gezielt. Zahlreiche Faschisten reisten 
aus dem ganzen Bundesgebiet an, mel­
dete sogar die Presse. Seit Tagen war der 
Überfall vorbereitet worden. In einer 
„spontanen“ Aktion wäre es wohl kaum 
möglich gewesen, die Polizei zu besie­
gen. Die Polizei war nicht „überfor­
dert“, sondern gezielt falsch eingestellt. 
Der Bundesinnenminister war ja zuge­
gen, als die Polizei sich zurückzog und 
den Faschisten das Anzünden des Hau­

ses ermöglichte. Wie kommt es, daß in 
Rostock kein SEK eingesetzte wurde, 
wo doch bei vielen friedlichen, antifa­
schistischen Demonstration massenwei­
se SEK eingesetzt wurde? Binnen einer 
Stunde sind solche Truppen aus Ham­
burg, Kiel, Bremen und Berlin verfüg­
bar. Was hat Herr Seiters wohl gemacht 
in Rostock?

Daß die Polizei bei ihrem Abzug vom 
Asylbewerberheim sehr wohl gewußt 
hat, daß sich dort noch Asylbewerber 
aufhalten, bewies die Bundestagsabge­
ordnete Lederer (PDS) in einer Stellung­
nahme. Sie hatte noch um 18 Uhr mit der 
Polizeidirektion Rostock telefoniert, die 
die Information bestätigten.

Wenn Schäuble danach erklärte, man 
solle jetzt aber wieder zum friedlichen 
Miteinander übergehen, ist das blanker 
Hohn. Das überfallene Asylbewerber­
heim, die vertriebenen Menschen und 
die besiegte Polizei ist ein ,Zeichen4 für 
eine noch intensivere faschistische 
Sammlung.

Der Verfassungsschutzbericht beur­
teilt nicht nur die Neofaschisten falsch. 
Die Republikaner werden nicht geführt 
und die starken Verbindungen in dieses 

Lager ignoriert. Wichtige rechte Zeit­
schriften wie „Criticon“, die für eae 
rechte und faschistische Sammlung ead 
bedeutende Rolle spielen, werden richt < 
erwähnt. Die ideologische, moralisch:; 
aber auch finanzielle Rückendeckn^ 
für jugendliche faschistische Gewatet: 
ter werden also nicht ausgemacht oder 
zumindest umschrieben.

Laut Verfassungsschutzbericht w- 
den 1088 Personen als mutmaßlÄ 
Gewalttäter erfaßt, davon waren 691 
Jugendliche bzw. Heranwachseak 
unter 20 Jahren (nur 3 % Frauen, 8$ 
Personen waren dem VerfossungssdSE 
bereits bekannt). Was wären diese 
ohne die alten rechten, faschistisch« 
Parteien, Verlage, Funktionäre 
Familien?

Die SPD ist auf eine Verschärfur^ihJ < 
Asylrechts eingeschwenkt. Das harrf 
wird die Rechte weiter ermutigen 
den Widerstand erschweren. Nur«o^; 
mit aktivem Auftreten der Gewertet^ 
ten kann eine gewalttätige faschistisdk 
Sammlung bekämpft werden und fcÖL 
nen staatliche Institutionen darauf*^ 
pflichtet werden, dagegen vorzugM; 
— (jöd)
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Zwei Ereignisse haben in den vergan­
genen Tagen die innere Lage der 

recht gravierend verändert. 
Kriegseinsätze der Bundeswehr, von 
verschiedenen Politikern seit langem 
isaer wieder gefordert, sind nunmehr 
meiner realen Gefahr geworden.

Zuerst hat auf einer Wochenend-Klau- 
samgung die SPD-Führung eine Kurs­
korrektur eingeleitet: Einer Grundge­
setzänderung, die auch die Beteiligung 
^«■ Bundeswehr an Kampfeinsätzen er- 
aöglkhe, wolle man sich nicht länger 
widersetzen, wenn die UNO durch eine 
Reform das Gewaltmonopol erhalte und 
wenn der Bundestag solchen Einsätzen 
aBterder UNO-Hoheit mit Zwei-Drittel- 
Mehrheit zustimme. Bisher hatte die 
SPD, so ein Parteitagsbeschluß, die Be­
teiligung der Bundeswehr an sogenann­
ten „Blauhelm-Einsätzen“ der UNO be­
fürwortet, die Beteiligung an Kampfein­
sitzen aber grundsätzlich abgelehnt. Die 
Frankfurter Rundschau kommentiert 
das so: „... die zur Bedingung ge­
machte Reform der UN ist allenfalls eine 
schone Utopie. In der sozialdemokrati­
schen Wirklichkeit hat der Beschluß da­
gegen eine ganz andere Funktion. Er soll 
die Partei ... für eine neue Dimension 
deutscher Beteiligung an internationalen 
Aktionen öffnen. Ist die Beschränkung 
auf Friedensmissionen weggefallen, 
dann ist der Weg offen für eine Fall-zu- 
Eall-Entscheidung . . .“ (1)

Tags darauf, am 24. 8., hat das FDP- 
Präsidium den Vorschlag von Bundes­
außenminister Kinkel gebilligt und die 
Initiative zu einer Grundgesetzänderung 
ergriffen, die der BRD den Weg frei­
macht für die Entfesselung von Gewalt 
und Krieg (siehe Kasten). Nach der Ab­
sicht von Kinkel soll ein entsprechender 
Gesetzentwurf „bald“ eingebracht 
werden.

Der FDP-Entwurf für 
Verfassungsänderung
Der Kinkel-Entwurf für eine Grund­
gesetzänderung sieht vor, den bishe­
rigen Artikel 24 Absatz 2 GG (Einord­
nung in System gegegenseitiger kol­
lektiver Sicherheit) durch einen Ab- 

l satz.2 a zu ergänzen :
Stietfkräfte des Bundes können mit 

Zustimmung der Mehrheit der Mit­
glieder des Bundestages eingesetzt 
werden

1. bei friedenserhaltenden Maß­
nahmen gemäß einem Beschluß des 
Sicherheitsrates oder im Rahmen von 
regionalen Abmachungen (KSZE — 
d.Verf.) im Sinne der Charta der 
Vereinten Nationen, soweit ihnen die 
Bundesrepublik Deutschland ange­
hört,

2. bei friedensherstellenden Maß­
nahmen aufgrund der Kapitel VH und 
Vm der Charta der Vereinten Natio­
nen gemäß einem Beschluß des Si­
cherheitsrates. Das Nähere regelt ein 
Bundesgesetz.
(Quelle: Frankfurter Allgemeine, 25.8.)

Neue Ostexpansion führt zur 
Entstehung der Kriegspartei
Beide Vorgänge charakterisieren die 
Herausbildung einer parteiübergreifen­
dendeutschen Kriegspartei, die sich seit 
der Annexion der DDR vollzieht. Ihre 
festen Bastionen hat sie in der FDP und 
CDU/CSU. Rückhalt findet sie vor al­
lem in der katholischen, aber auch in der 
evangelischen Kirche. (2) In der SPD 
gewinnt sie mehr und mehr Anhänger 
und auch schon bei den Grünen, von de­
nen einige offen die militärische Inter­
vention des Auslands in den jugoslawi­
schen Bürgerkrieg fordern, und im 
DGB, dessen Vorsitzender in den Ruf 
nach militärischer Intervention einge- 
stimmt hat. Unter den meinungsbilden­
den überregionalen Tageszeitungen ma­
chen ihre Propaganda nicht mehr nur die 
Frankfurter Allgemeine und die Welt, 
sondern inzwischen auch, etwas leiser 
noch, die Süddeutsche Zeitung.

Hintergrund für Aufkommen und Er­
starken dieser Kriegspartei ist der Zer­
fall des realen Sozialismus, in dem Staat 
und Wirtschaft der BRD die geradezu 
historische Gelegenheit sehen, ihre Ein­
flußsphären wieder weit gen Osten vor­
zuschieben und Europa neu zu ordnen.

Die BRD versucht dies auf dem Wege, 
die vergangenen Jahre zeigten es wieder 
und wieder, in den zerfallenden Staaten 
durch materielle Versprechen Anhänger 
zu gewinnen: in den baltischen Republi­
ken der damaligen Sowjetunion, in Ruß­
land, in Polen — hier vornehmlich die 
„deutsche Volksgruppe“ —, in der

Die Zerstörung 
Jugoslawiens
Verschiedene Westmächte, allen voran 
die BRD, haben die komplizierte Lage in 
Jugoslawien — die ethnische Vielfalt des 
jugoslawischen Völkerbündnisses, die 
ökonomischen Widersprüche zwischen 
den Teilrepubliken, die politischen und 
weltanschaulichen Gegensätze zwischen 
verschiedenen Bevölkerungsgruppen — 
schön lange als Schwachstelle ausge­
macht, als Hebel, der sich zur Zerstö­
rung Jugoslawiens benutzen läßt.

Unbestritten ist wohl, daß infolge der 
auf gehäuften Konflikte der alte Konsens •' 
für das Zusammenleben der Völker in 
Jugoslawien nicht mehr tragfahig war, 
eine neue Übereinstimmung gefunden 
werden mußte. Die BRD aber hat maß­
geblich mitzuverantworten, daß sich die 
Völker Jugoslawiens auf solch einen 
neuen Konsens nicht verständigt haben. 
Sie hat systematisch — an die Tradition 
deutscher Südostexpansion bewußt an­
knüpfend — die Lostrennung Kroatiens 
und Sloweniens betrieben. Sie hat die 
Möglichkeiten einer Ausrichtung der 
beiden Republiken auf den deutscheuro­
päischen Wirtschaftsraum in den leuch­
tendsten Farben ausgemalt und so die 
Herausbildung bürgerlich-nationalisti­
scher Mehrheiten betrieben, die den 
Hilfsversprechen blind glaubten. Mit 
der abenteuerlichen völkerrechtlichen 
Anerkennung Kroatiens und Sloweniens 
hat sie sich zur Schutzmacht ihrer Klien­
tel aufgeschwungen, zum Garanten der 
Lostrennung. Sie hat das alles im vollen 
Bewußtsein dessen gemacht, daß die 
Lostrennung zu einem blutigen Bürger­
krieg führt.

Weder Slowenien noch Kroatien kön­
nen selbständig existieren, und erst recht 
nicht Bosnien-Herzegowina. Sie alle 
sind mit der Zerstörung des jugoslawi­
schen Wirtschaftsraumes völlig vom 
Ausland abhängig. Mit der Zuspitzung 
der Konflikte wurden aus den Kräften, 
die sich in vollständige wirtschaftliche 
Abhängigkeit vor allem von der BRD 
begeben haben, um vom alten Jugosla­
wien „unabhängig44 zu werden, Kräfte, 
die nach militärischer Unterstützung 
durch ihre Schutzmächte rufen.

Die Kriegspartei 
schürt Kriegsstimmung
Infolge der Verbrechen des faschisti­
schen Deutschen Reiches unterliegt der 
Nachfolgestaat BRD einem Sondersta­
tus: Es ist ihm verboten, die Bundes­
wehr zu Angriffskriegen, zu anderem 
als zur Verteidigung einzusetzen. Diese 
Festlegung des Grundgesetzes brachte 
und bringt den Willen der Völker, die 
den Hitlerfaschismus unter großen Op­
fern besiegt haben, ebenso zum Aus­
druck wie den Willen einer großen 
Mehrheit der Bevölkerung in der BRD.

Zunächst hatte die Kriegspartei ver­
sucht, mit Interpretationstricks die Ver­
fassung zu umschiffen. Das war noch 
zur Zeit des Golfkrieges, aber schon im

Wer ist die deutsche
Kriegspartei, und was will sie?
Tschechei und der Slowakei, im ehema­
ligen Jugoslawien (mit den bisher gra­
vierendsten Folgen) ... Nicht geringe 
Kräfte im Osten haben sich durch Ver­
sprechungen auf wirtschaftliche Ent­
wicklung und materielle Vorteile durch 
Anbindung an den deutscheuropäischen 
Wirtschaftsraum dazu verleiten lassen, 
bisherige Beziehungen und Bündnisse 
aufzukündigen. Was nicht anders zu er­
warten war, beginnt einzutreten: Die 
Versprechungen der BRD (und anderer). 
platzen reihenweise. Die den Weltmarkt 
beherrschenden Konzerne sind weder in 
der Lage noch willens, die wirtschaftli­
che Entwicklung im östlichen Europa zu 
fördern. Die Führer der Westorientie­
rung im Osten, die die Verschärfung be­
stehender Konflikte mutwillig forciert 
hatten, geraten bei zunehmender Abhän­
gigkeit vom Westen und gleichzeitig 
trostloser Wirtschaftslage unvermeidbar 
unter wachsenden Druck. Angesichts 
dessen gerät jede um Einfluß ringende 
Macht, die ihre Ansprüche nicht auch 
militärisch abzusichem vermag, blitz-. 
schnell ins Hintertreffen.

Auf diesem Boden einer neuen Ostex­
pansion, eines neuen Verteilungskamp­
fes um Einflußsphären im Osten wächst 
und erstarkt die deutsche Kriegspartei, 
die alle Hemmnisse für Kriegseinsätze 
der Bundeswehr jetzt beseitigen will.

Hinblick auf die „Sicherung deutscher 
Interessen“ in Ost- und Südosteuropa. 
Auch wenn einige Kräfte in der CDU/- 
CSU die Option, das Grundgesetz ein- nen. schon jetzt, im Jugoslawien-Kon- 
fach „umzuinterpretieren“, immer noch flikt, die Risse auf, die sich in der Folge­
offenhalten wollen, hat die Kriegspartei 
eher davon Abstand genommen, auch 
und vor allem wegen des politischen Ri­
sikos, im Fall einer Niederlage oder ho­
her Verluste auch noch als Verfassungs-* sehe Jugoslawienpolitik“ zu verhin- 
brecher zur Rechenschaft gezogen,zu 
werden. Statt durch Tricks die Verfas­
sung zum umschiffen, schürt sie in der 
Bevölkerung Kriegsstimmung, die ihr 
die Legitimation verschaffen soll. So hat 
sie die Verfassungsänderung auf die Ta­
gesordnung gesetzt.

Wir sind seit Monaten Zeuge des 
großangelegten Versuchs, Kriegsstim­
mung in die Bevölkerung zu tragen, 
eines Versuches, der deshalb nicht so 
schwierig ist, weil sich die großen Me- 
dienkonzeme weitgehend und immer 
stärker auf die Ziele der Kriegspartei 
festgelegt haben. Mit einer einseitigen 
Berichterstattung, die kaum ein Schlupf­
loch für differenzierende Information 
und abweichende Meinung läßt, werden 
Serbien und die Serben als Verantwortli­
che, als Alleinverantwortliche, für den 
Krieg herauspräpariert. Diese Bericht­
erstattung verschweigt alles, was das 
Bild stören könnte — die geschichtlichen 
Wurzeln des Konflikts, die durch die 
Lostrennung hervorgerufenen bzw. ver­
stärkten Wirtschaftsprobleme, die Un­
terdrückung der serbischen Minderheit 
in Kroatien, die mit der Lostrennung 
einherging, die Grausamkeiten und 
Schandtaten auf Seiten aller, d.h. auch 
der kroatischen und bosnischen Bürger­
kriegsparteien —, und erfindet hinzu, 
was passend erscheint.

Wenn es erst einmal gelingt, Serbien 
als den Verantwortlichen hinzustellen, 
dann liegt der Weg zum Frieden sozusa­
gen auf der Hand: Serbien muß nur, wie 
Kinkel das schon vor Monaten sagte, „in 
die Knie gezwungen werden“ In der öf­
fentlichen Meinung, die durch eine Au­
gen und Ohren, Herz und Verstand ver­
stopfende einseitige Berichterstattung 
geformt und deformiert ist, hat sich zu­
sehends die Fragestellung verschoben. 
Nicht, wie die Völker im ehemaligen 
Jugoslawien einen Weg zum Zusam­
menleben finden können, lautet die Fra­
ge, sondern: Kann Serbien geschlagen 
werden, und wer kann Serbien wie 
schlagen. Das ist der Hauptinhalt der 
stattfindenden öffentlichen Diskussion.

Diese,Diskussion zielt nicht nur auf 
die Lage im Innern; sie zielt in zweifa­
cher Hinsicht auch auf die Lage im jugo­
slawischen Bürgerkrieg.

Zum einen ist die totale Verurteilung 
Serbiens geeignet, Hoffnungen auf 
einen totalen Sieg über Serbien zu wek- 
ken. Das ist illusionär. Aber die Diskus­
sion in der BRD wirkt kriegsverlän­
gernd. (Übrigens bleibt die totale Verur­
teilung nicht bei Worten: Rühes Aus­
spruch „Serbien muß in Europa zum 
Aussätzigen werden“ (3) folgt der Ver­
such der BRD, den Ausschluß Serbiens 
und Montenegros aus der UNO durchzu­
setzen.)

Zum anderen: Die jugoslawischen 
Parteigänger des freien Westens und der 
BRD sind in bedrängter Lage. Es ergeht 
ihnen militärisch schlecht. Die Diskussi­
on über Mittel und Möglichkeiten aus­
ländischer Intervention soll ihnen vor­
spiegeln, daß Hilfe nicht fern ist. Auch 
das wirkt kriegsverlängemd.

Konflikte im 
westlichen Bündnis
Die Kriegsstimmung gegen Serbien-ist 
der politische Boden, auf dem die deut­
sche Kriegspartei die Verfassungsände­
rung durchsetzen will. Jene Verfas­
sungsänderung wird auch das Tor zum 
Krieg gegen Serbien äufstoßen. Anders­
lautende Beteuerungen vor allem von 
Bundesverteidigungsminister Rühe 
(„Deutsche Soldaten niemals nach Jugo­
slawien“) täuschen die Öffentlichkeit im 
In- und Ausland und stehen im übrigen 
im Gegensatz zu all den Maßnahmen, 
mit denen sich die Bundeswehr an die 
jugoslawischen Grenzen heranrobbt.

Solange die Westmächte ein gemein­
sames politisches Ziel haben — den rea­
len Sozialismus zu beerben, oder bes­
ser : die ehemals realsozialistischen Län­
der in eine Konkursmasse zu verwan­
deln, aus der sie sich bedienen können 

—, können sie sich auch auf gemeinsame 
militärpolitische Ziele verständigen. 
Doch unter den Gemeinsamkeiten schei-

zeit zwangsläufig vertiefen werden.
Die Bedeutung Europas, so ließ sich 

der französische Präsident Mitterrand 
vernehmen, liege darin, eine „rein deut-

dem. (4) Westdeutsche Kräfte wiede­
rum werfen Frankreich vor, schon im­
mer und so auch heute eine „pro-serbi­
sche“ und also „anti-deutsche“ Politik 
zu treiben. (5) Die Welt zitiert am 13.8. 
die kroatische Zeitung Vjesnik mit dem 
Satz: „Paris und London sind bereit, al­
les zu unterminieren, nur um Helmut 
Kohls Versuch des Aufbaus einer deut­
schen Interessenssphäre zu stören.“

Für die westlichen Nachbarn und 
Konkurrenten der BRD muß bedrohlich 
erscheinen, wenn die BRD, die mit der 
Annexion der DDR ein eindeutiges wirt­
schaftliches Übergewicht in der EG er­
langt hat, auch das militärische Überge­
wicht erlangt. Das würde die EG in ein 
deutsches Imperium verwandeln.

Die deutsche Kriegspartei ist sich des 
Untertons von Drohung gegen die ge­
genwärtigen engen Bündnispartner, der 
in der angestrebten Verfassungsände-

rung auch liegt, bewußt. Sie ist bestrebt, 
diesen Unterton wegzunehmen, indem 
sie sich auf internationale Institutionen, 
vor allem die UNO, bezieht.

Unter der Oberhoheit 
der UNO?
Aber auch hier liegt Täuschung — oder 
Selbsttäuschung — vor.

Die UNO ist eine Art gemeinsamer 
Regierungsausschuß, in der die größten 
Mächte, die die UNO auch entscheidend 
finanzieren, das Sagen haben. Viele Jah­
re herrschte so etwas wie ein Kräfte­
gleichgewicht. Mit dem Zerfall der So­
wjetunion und dem Untergang des War­
schauer Paktes haben die Westmächte 
freie Bahn: Rußland ist angeschlagen, 
macht sich von ausländischen Krediten 
abhängig und ist somit erpreßbar. Das 
gilt bis zu einem gewissen Grad auch für 
China. Länder der Dritten Welt haben 
kein Vetorecht und kaum Einfluß.

Sind sich die führenden westlichen 
Mächte einig, so sind sie durch die UNO 
nicht zu bändigen, im Gegenteil. Weni­
ge Regierungen entscheiden über Krieg 
und Frieden und darüber, wer mit wel­
chen Mitteln sich beteiligt. Diese weni­
gen Regierungen können den Völkern 
ihre Entscheidungen für Gewalt und 
Krieg als „Wille der Völkergemein­
schaft“ präsentieren, dem man sich zu 
beugen habe. Durch Verlagerung der 
Entscheidung in die UNO entziehen sie 
sich weitgehend dem Druck, ihre Ent­
scheidungen und Handlungen im Inne­
ren irgendwie zu legitimieren. Dies wird 
die Verrohung staatlichen Handelns 
treibhäusmäßig fördern.

Aber daß sich die führenden West­
mächte einigen, ist aufgrund ihrer tiefer 
werdenden Widersprüche nicht sicher 
und wird eher unwahrscheinlicher. Daß 

die BRD im Konfliktfall „deutsche In­
teressen“ an die Entscheidungen der 
Kontrahenten bindet, ist . eine absurde 
Vorstellung. Wer sich wie führende So­
zialdemokraten auf Vorstellungen vom 
UNO-Gewaltmonopol, von, der UNO- 
Oberhoheit einläßt, wird sehr schnell er­
leben, daß er nur den Einstieg in eine 
Diskussion befördert und legitimiert 
hat, an deren Ende die „souveräne“ Ent­
scheidung einer deutschen Regierung 
über den Einsatz deutscher Truppen ste­
hen soll.

Für die Niederlage 
der eigenen Bourgeoisie!
Auch wenn sich der Kinkelsche Ände­
rungsvorschlag nicht direkt auf Artikel 
26 GG bezieht — Verbot der Vorberei­
tung von Angriffskriegen —, unterliegt 
doch keinem Zweifel, daß genau dieses 
Verbot ausgehebelt wird. Denn die 
Kriegspartei will Gewalt und Krieg nicht 
zur Abwehr von Angriffen, nicht für 
Notwehrsituationen, sondern als Mittel 
der Gestaltung, als Mittel zur Neuord­
nung Europas und der Welt.

Jeder Versuch, den Sonderstatus zu 
ändern, dem Deutschland unterworfen 
ist — aufgrund der zwei von ihm ange­
zettelten Raubkriege in diesem Jahrhun­
dert —,

jeder Versuch, das Verbot von An­
griffskriegen auszuhebeln und Angriffs­
kriege zu legitimieren und führbar zu 
machen,

richtet sich in allererster Linie gegen 
die Staaten und Gesellschaften im östli­
chen Europa.

Die Interessenlage der BRD ist, wie 
gezeigt, eindeutig: Sie.will den realen 
Sozialismus beerben. Zweifellos befin­
den sich die Gesellschaften im östlichen 
Europa in der Krise, sind sie von tiefen 
Konflikten zerrissen. Sie brauchen Zeit 
und Ruhe, um ihre Konflikte auf friedli­
che Weise zu regeln; und selbst dann, 
wenn sie sie nicht auf friedliche Weise 
regeln, wird jede Einmischung von 
außen und ganz besonders jede Einmi­
schung einer nach Osten sich vorschie­
benden BRD furchtbare Folgen haben.

Die Drohungen gegen Serbien gelten 
auch Rußland. Die deutsche Kriegspar­
tei behandelt Jugoslawien ganz offen als 
„Präzedenzfall“: „Der Zerfall der So­
wjetunion und Jugoslawiens wird in der 
internationalen Diskussion als eine 
,neue Welle4 ethnischer Konflikte be­
zeichnet .. “, schreibt Herbert Kremp 
in der Welt (25.8.), um fortzufahren: 
„Bewußt oder unbewußt ist den westli­
chen Staaten klar, daß sie im Falle des 
offenen serbischen Hegemonial-Krieges 
ein (abschreckendes) Exempel hätten 
statuieren können ...“ (Hervorhebun­
gen v.Verf.)

Die BRD, an der (Wieder-)Eroberung 
des Ostens interessiert, ist die allerletzte 
Macht, die mit ihren Truppen zum Frie­
den im Osten oder Südosten Europas 
beitragen kann. Die Abstreifung des 
Sonderstatus bereitet neue Raubkriege 
vor. Dieser Weg, wird er beschritten, 
wird letztlich zum Untergang derjenigen 
führen, die ihn beschreiten. Die wichtig­
ste Niederlage, die der deutschen 
Kriegspartei heute zugefügt werden 
kann, ja muß, besteht darin, daß ihr die­
ser Weg versperrt wird.
Quellen: (1) FAZ, 25.8.; (2) Spiegel, 35/92; (3) 
Stuttgarter Zeitung, 19.8.; (4) Süddeutsche Zei­
tung, 22.123.8.; (5) Welt am Sonntag, 16.8. 
— (scc)
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Nur langsam beginnt die Weltöffent­
lichkeit darauf aufmerksam zu 
werden, daß außer dem Nordosten Afri­

kas auch das ganze südliche Afrika von 
einer großen Dürre heimgesucht wird. 
In diesem Jahr ist so wenig Regen gefal­
len wie noch nie in diesem Jahrhundert, 

, aber bereits in den vergangenen zwei 
Jahren waren die Niederschläge zurück­
gegangen. Das hat zur Folge, daß die so­
zialen und wirtschaftlichen Widersprü­
che in Botswana, Lesotho, Malawi, Mo­
sambik, Namibia, Südafrika, Swasi­
land, Tansania, Zambia und Zimbabwe 
zunehmen und der Hunger auf dem Land 
alltäglich wird. In Südafrika sterben in 
den Homeland-Gebieten bereits Kinder 
und Frauen zu Hunderten.

Selbst Zimbabwe, das nach dem Er­
ringen der Unabhängigkeit Exporteur 
von landwirtschaftlichen Produkten war 
und das in den achtziger Jahren große 
Maisvorräte anlegen konnte, muß. in die­
sem Jahr Getreide importieren, weil die 
eigenen Getreideernten nach der andau­
ernden Trockenheit nur etwa ein Zehntel 
der Ernten Ende der achtziger Jahre er­
bringen. 1988 erbrachte die Maisernte 
etwa zwei Millionen Tonnen, in diesem 
Jahr werden nur etwa 200000 Tonnen 
geerntet, die Weizenemte wird höch­
stens ein Drittel des Vorjahres errei­
chen. Die gesamte landwirtschaftliche

Die im südlichen
die kleinen afrikanischen
Produktion wird so niedrig sein wie vor 
dreißig Jahren.

Die Folgen für die afrikanische Bevöl­
kerung sind grausam: in vielen Gebieten 
ist es den Kleinbauern nicht mehr mög­
lich, auch nur ihre eigenen Nahrungs­
mittel zu produzieren, geschweige den 
Überschüsse für die städtischen Gebiete 
zu verkaufen. Weil die Dürre bereits 
drei Jahre andauert, sind auf dem Land» gerade diese Bauern, die Zimbabwe in 
auch keine Saatgutvorräte mehr vorhan­
den. Das Getreide war so knapp, daß 
auch das Saatgut als Nahrungsmittel die­
nen mußte. Die afrikanischen Bauern 
sind inzwischen gezwungen, ihre Rinder 
zu schlachten, mehr als 90000 Rinder 
sollen bereits verdurstet sein. So hat 
zwar die Fleischproduktion zugenom­
men, aber die Folgen dieser Notschlach­
tungen werden noch viele Jahre spürbar 
sein. Rindvieh ist nicht nur Fleisch- und 
Milchlieferant, sondern wird oft als 
Zugvieh benutzt.

In diesem Jahr haben drei der zehn 
Millionen Einwohner Zimbabwes Nah-

auern
vor allem

i

i

rungsmittelhilfe aus dem Dürrehilfspro­
gramm der Regierung beantragt. Die 
meisten davon leben in den ländlichen 
Regionen, in die sie von den weißen Ko­
lonialherren eingewiesen wurden. Diese 
Landgebiete sind weniger fruchtbar als 
das Land der weißen Farmen, und sie 
liegen in traditionell regenärmeren Re­
gionen des Landes. Dennoch waren es

den achtziger Jahren zu dem wichtigsten 
Mais- und Weizenlieferanten im südli­
chen Afrika machten. Sie produzierten 
60 Prozent der Getreideernte in Zimbab­
we. Die Regierung unterstützte diese 
Bauern zum einen mit staatlich festge­
legten Aufkaufpreisen für Getreide. Sie 
baute außerdem große Getreidespeicher 
in den ländlichen Regionen, von den 78 
gebauten wurden allein 34 zwischen 
1980 und 1984 gebaut. Hinzu kam der 
Ausbau des Straßen- und Wegenetzes zu 
Beginn der ächtziger Jahre und die Er­
richtung einer Infrastruktur mit Schulen 
und medizinischer Versorgung in diesen

Der Tabakanbau wurde in den letzten drei Jahren verdoppelt; dies ging zulasten des Maisanbaus.

Landgebieten, deren Ausstattung zu 
Zeiten der rhodesischen Siedlerregie­
rung mit der der südafrikanischen 
Homelands vergleichbar war.

Doch daß die Folgen der Dürre für die 
afrikanischen Bauern jetzt so bedrohlich 
sind, ist auch auf eine Änderung der Re­
gierungspolitik und vor allem auf die 
Einflußnahme von EG und Weltbank zu­
rückzuführen. Die Regierung Zimbab­
wes hatte sich gleich nach der Unabhän­
gigkeit entschieden, von den westeuro­
päischen Staaten und den USA Entwick­
lungshilfe in großem Umfang zu for­
dern. Sie erklärte damals, auf diesem 
Weg könne ein Teil des kolonialen Un­
rechts wiedergutgemacht werden.

Verbunden mit dieser Entwicklungs­
hilfe, die auf Wunsch der Regierung 
Mugabe vor allem für den Aufbau der 
Landgebiete gegeben wurde, war aber 
die Bedingung, daß der Aufbau von 
Zimbabwes Wirtschaft auf den Welt­
markt orientiert sein muß. Die Ausdeh­
nung des Maisanbaus anstelle der tradi­
tionellen afrikanischen Getreidearten 
Sorghum und Hirse bedeutete zwar, daß 
Zimbabwe auf dem Weltmarkt Getreide 
verkaufen konnte. Mais kann jedoch nur 
mit viel Feuchtigkeit wachsen, in vielen 
Regionen sind selbst in Jahren mit 
durchschnittlichen Regenfallen Bewäs­
serungsanlagen für seinen Anbau nötig. 
In den achtziger Jahren waren die Mög­
lichkeiten dafür vorhanden, doch heute 
sind viele Brunnen versiegt und zahlrei­
che Seen ausgetrocknet, die sonst Was­
ser für die Bewässerung lieferten.

Zum zweiten hat die EG 1988 die An­
schubfinanzierung für den Ausbau wei­
terer Großsilos zur Getreidespeicherung 
storniert. Diese Finanzierung war zuge­
sagt worden im Hinblick auf die Hun­
gersnöte in anderen Ländern des südli­
chen Afrikas, in die die Überschüsse aus 
Zimbabwe geliefert werden sollten. Eu­
ropäische und US-amerikanische Hilfs­
organisationen kauften den Mais in Zim­
babwe, um ihn in Mosambik und Bo­
tswana zu verteilen. Die EG stornierte 
die Finanzierung, weil die Koordina­
tions-Konferenz für Entwicklung im 
südlichen Afrika (SADCC) auf dem al­
leinigen Verfügungsrecht bestand, statt 
der EG die Entscheidung darüber einzu­
räumen, wer Nahrungsmittelhilfe erhal­
ten solle und zu welchen Bedingungen. 
Die EG verfolgt nämlich wie die Welt­
bank mit den Nahrungsmittellieferungen

die bekannte Politik, die einheimische 
Landwirtschaft zu vernichten, inde® 
Getreide zu Dumpingpreisen auf dea 
Markt geworfen wird.

Zum dritten hat sich die Regieruag ■ 
Mugabe gezwungen gesehen, einen Teg ' 
der Vorräte auf dem Weltmarkt zu ver­
kaufen, um die für Zins- und Ratenzah- i 
lungen benötigten Devisen zu beschaf­
fen. Als die Schuldenbelastung immer 
drückender wurde, nahm sie die Bedin- : 
gungen des Internationalen Währungs­
fonds für weitere Kredite an. Dazu ge­
hörte unter anderem die Freigabe der 
Aufkaufpreise für Mais und andere land 
wirtschaftliche Produkte. Im Verbund 
mit Nahrungsmittelhilfslieferungea 
nach Botswana, Angola und Mosambik 
wurde so der Marktpreis für Mais aufein 
Niveau unter dem von 1970 gesenkt. ' 

Viertens haben große Konzerne den . 
Schwerpunkt der kommerziellen weißen 
Farmwirtschaft verschoben. Sie j 
schränkten den Maisanbau ein zugun­
sten des Anbaus von Tabak und Schnitt- ] 
blumen. Ihre Maisanbaufläche ging um 
40 Prozent zurück. Sie verdoppelten die 
Tabakproduktion in den letzten vier Jah­
ren von 89000 Tonnen auf 190000 Ton­
nen im Jahr. Zimbabwe exportierte in 
diesem Jahr knapp 4000 Tonnen 
Schnittblumen nach Europa — diese Ex­
portproduktion benötigt viel Wasser aus 
tiefgebohrten Brunnen.

Die Regierung hat zunächst ein Not­
programm beschlossen, das zum einen 
den Aufkauf der gesamten Maisernte 
durch die Staatliche Getreidevermark­
tungskommission zu Festpreisen bein­
haltet. So soll verhindert werden, daß 
erstens kommerzielle Farmer Lager an­
legen, um aus der Not der Bevölkerung 
höhere Preise erzielen zu können. Zum
zweiten sollen die afrikanischen Bauern j 
davor geschützt werden, an freie Händ­
ler zu jedem Preis verkaufen zu müssen. 
Der notwendige Import von zusätzli- j 
chem Getreide darf allein durch die Re- ; 
gierung vorgenommen werden. Der Re- i 
gierungsbestand an ELfenbeün und Rbl- ' 
nozeros-Hömern soll trotz der Proteste j 
von westlichen Tierschutzorganisatio- j 
nen und Artenschutzabkommen ver- j 
kauft werden, um Devisen für den Ge­
treideankauf oder andere Naturalien zu 
erhalten. Außerdem ist geplant, 170000 
Rinder aus den Trockengebieten in we­
niger betroffene Regionen umzusiedeln, 
bis die größte Dürre vorbei ist. ~ -

Das Wasser ist rationiert, ebenso die 
Elektrizität, die weitgehend aus Wasser­
kraft gewonnen wird und die knapp ge­
worden ist, weil Zambia, das 20 Prozent 
der Elektrizität in Zimbabwe lieferte, 
die Lieferungen aufgrund der Trocken­
heit eingestellt hat. Gegen beide Maß­
nahmen haben sowohl die Bergwerksin­
dustrie, die viel Wasser verbraucht, wie 
auch die weißen Farmer protesüert. 
Langfristig soll auch das Umsiedlungs­
programm, das nach dem Landvertei- 
lungsgesetz angelaufen ist, helfen, die 
Folgen solcher Dürrekatastrophen zu 
mildem. Allein im ersten Halbjahr 1992 
sind bereits 2000 Menschen auf ehemals 
weißem Familand angesiedelt.
Informationsdienst südliches Afrika Nr. 3/92: 
Facts and Reports, International Press Cuttings 
on Southern Africa, Nr. F bis L 1992 — (uld)
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Vor einem Monat hatten die knapp 
40000 Arbeiter im Kupferkombinat

Lubin ihren Streik begonnen, der nach 
jüngsten Meldungen am Freitag beendet 
worden ist. Genaues ist noch nicht be­
kannt; Anfang September sollen auf der 
Grundlage eines Regierungsvorschlags 
Tarifverhandlungen aufgenommen wer­
den.

Gefordert hatten die Beschäftigten in 
den fünf Gruben, zwei Hütten, mehre­
ren Kabelfabriken und einer Walzfabrik 
des Kombinats monatliche Lohnerhö­
hungen von ca. 100 DM und ein Ur­
laubsgeld von umgerechnet 195 DM. 

ä Auch die Bergleute im Kohlerevier — 23 
Gruben lagen zeitweilig still, zur Zeit 

-J* sind es noch fünf Gruben —, die Be- 
' schäftigten des Kleinwagenwerkes in 

- Tychy und des Rüstungskombinats Mie- 
lec streiken z.T. schon wochenlang. 
Neben Lohnerhöhungen, die wenigstens 
die Inflationsrate ausgleichen sollen, 
fordern die Streikenden vor allem auch 
die Abschaffung der Lohnzuwachssteu­
er, mit der die Regierung praktisch alle 
Lohnerhöhungen über die Inflationsrate 
hinaus wegsteuert.

Vor dem Hintergrund dieser Streikbe­
wegung, der sich mit Straßenblockaden 
und anderen Protestaktionen vielerorts 
auch Bauern anschlossen, fanden sich 
Anfang August mehrere Gewerkschaf­
ten und Interessenverbände zu einem 
„Nationalen Streik- und Verhandlungs­
komitee“ zusammen: der Gewerk­
schafts-Dachverband OPZZ, die Berg­
arbeitergewerkschaft FZGG, der aus 
der Solidamosc ausgeschiedene Flügel 
„Solidamosc80“, die Vertretungen der 
Zugführer und der streikenden Kupfer­
arbeiter sowie der erst kürzlich gegrün­
dete Bauernverband „Selbstverteidi­
gung“. Das Komitee verständigte sich 
auf 21 Forderungen, in deren Mittel­
punkt die Beendigung der rigiden Spar­
politik der Regierung, Maßnahmen ge-

Polen: Gewerkschaftsbündnis
sagt Regierung den Kampf an
gen die Arbeitslosigkeit, die Abkehr von 
der „chaotischen und diebischen Priva­
tisierung“ und der Schutz vor ausländi­
schem Kapital und Importen stehen. (1) 

Der Anschluß Polens an den Welt­
markt hat zu einer gewaltigen wirt­
schaftlichen und sozialen Verarmung 
geführt. Die Produktion ist innerhalb 
von drei Jahren auf zwei Drittel zurück­
gegangen und sinkt weiter, die Investi­
tionen erleben einen regelrechten Ein­
bruch, Forschungs- und Entwicklungs­
aktivitäten finden kaum noch statt; in 
der Landwirtschaft ist ein starker Rück­
gang des Viehbestands zu verzeichnen. 
Die Inflationsrate beträgt immer noch an 
die 50 %; seit drei Jahren sinken die 
Realeinkommen ununterbrochen. Ende 
Juli waren nach offiziellen Angaben 
über 13 % arbeitslos, für Jahresende 
wird eine Arbeitslosenquote von 17 bis 
19 % erwartet, nach anderen, inoffiziel­
len Angaben sogar von bis zu 40%. 
Schon heute findet jeder dritte Jugendli­
che keine Arbeit. Die finanzielle Situa­
tion der Bauern ist so prekär, daß vielen 
im Frühjahr die Mittel zur Durchfüh­
rung der Frühjahrsarbeiten fehlten. (2) 

Wie andere RGW-Länder auch mußte 
Polen die Erfahrung machen, daß es den 
Zusammenbruch der RGW-Wirtschafts­
beziehungen nicht durch entsprechend 
neue Märkte im Westen ausgleichen 
konnte. Zudem muß das Land die früher 
billig aus der Sowjetunion bezogenen 
Rohstoffe jetzt in harten Devisen zahlen. 
Dies und die Tatsache, daß die Regie­
rung alte Wirtschaftsstrukturen brutal 
zerschlug, so z.B. Subventionen radikal

zusammenstrich, hat vor allem viele 
staatliche Großbetriebe an den Rand des 
Zusammenbruchs getrieben.

Da Hunderte von Betrieben durch so­
genannte „Schuldenketten“ voneinan­
der abhängig sind, sind auch auf dem 
Weltmarkt konkurrenzfähige Betriebe 
wie z.B. Werften zusammengebrochen 
und für Spottpreise an ausländische 
Konzerne verkauft worden. Viele, wenn 
nicht die meisten konkurrenzfähigen Be­
triebe sind auf diese Weise schon an aus­
ländische Konzerne verscherbelt wor­
den oder sollen in nächster Zeit ver­
scherbelt werden, so eine große Papier­
fabrik in Kwidzyn, die Warschauer 
Stahlhütte, das Kleinwagenkombinat in 
Tychy ... (1)

Der Anschluß an den Weltmarkt hat 
aber auch Profiteure. Obwohl einem 
Teil der mehrere zehntausend neuen Pri- 
vatuntemehmen, die in den vergangenen 
drei Jahren in einem wahren Gründungs­
boom aus dem Boden schossen, wohl 
keine lange Existenz beschieden ist, ist 
die Entstehung einer schmalen Mittel­
schicht — vor allem im Westen Polens — 
mit schnell wachsendem Lebensstan­
dard und noch schneller wachsenden 
Ansprüchen nicht zu übersehen. (3) Der 
sich hier ansammelnde Reichtum löste 
einen gewaltigen Importboom aus, der 
ganz wesentlich auf der Einfuhr von Lu­
xuskarossen oder anderen Luxusgütem 
gründet. Am Rande sei bemerkt, daß 
diese Importe vor allem aus der BRD 
kommen — aber nicht aus den neuen 
Bundesländern, deren Exporte nach Po­
len um über 60 % zurückgegangen sind,

sondern gänzlich aus den alten Bundes­
ländern. (2)

Die übergroße Mehrheit der arbeiten­
den Bevölkerung indes ist durch den An­
schluß an den Weltmarkt und den von 
der Regierung verfolgten Kurs hart ge­
troffen. Im März dieses Jahres hat die 
Regierung den Anspruch auf Arbeitslo­
senunterstützung auf in der Regel zwölf 
Monate verkürzt; dadurch stieg die Zahl 
der Arbeitslosen ohne Unterstützung 
sprunghaft auf 613000 Menschen. (2) 
Ebenfalls im März legte die Weltbank 
der polnischen Regierung in einem ver­
traulichen Bericht nahe, die Rentenerhö­
hungen — die ohnehin die Inflation 
kaum ausgleichen konnten — zurückzu­
nehmen, die Subventionen für den Woh­
nungsbau, Kohle und Warmwasser dra­
stisch zu kürzen, die Gehälter im öffent­
lichen Dienst nach Anpassung an die In­
flationsrate einzufrieren und verschiede­
ne Verbrauchssteuern um 100 bis 150 % 
zu erhöhen. (4) Die Weltbankempfeh­
lungen und entsprechende IWF-Forde­
rungen stießen allerdings auf Wider­
stand auch im polnischen Parlament, es 
kam zu einer Regierungskrise. Prompt 
drohte US-Präsident Bush per Brief, daß 
die Zukunft Polens von der Zusammen­
arbeit mit dem IWF abhinge. Ein halbes 
Jahr zuvor hatte der IWF bereits schon 
einmal die Auszahlung von Krediten ge­
stoppt, um die Regierung auf Kurs zu 
halten.
Quellen: . (1) Welt, 14.8.; taz, 10.8.92;
(2) Bundesstelle für Außenhandelsmformation, 
Polen zur Jahresmitte; Handelsblatt, 26.3.92;
(3) FAZ, 24.4.92; (4) taz, 9.3.92 — (scc)
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Einige Daten zur Lage in Zimbabwe

Bevölkerung 9,7 Millionen
Bruttosozialprodukt pro Kopf

1980 710 US-S
1989 650 US-S

Reales Wachstum 
des Brutto-Inlands-Produkts

1981-85 3,4 Prozent
1986-90 3,1 Prozent

Auslandsschulden
1980 786 Millionen US-S
1989 3088 Millionen US-S
1989 pro Kopf 325 US-S

Anteil der Schuldendienste am Export 
1989
Zinszahlungen

Kindersterblichkeit
pro 1000 Lebendgeburten

1980-85
1986-90

Lebenserwartung
1985-90

Alphabetisierungsquote über 15 Jahre 
in Prozent Männer/Fraueo^]

1985 8W’:
1990 8386'
 ...

26 Prozent
10 Prozent

76
66

i-

58 Jahrs
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Auslandsberichterstattung

Was heißt „Autonomie Internationale Umschau

für Palästinenser“ ?
Bö der am Montag begonnenen neuen 
'ofeostAferhandlungsrunde wollen die 
Sausten neue Vorschläge unterbreiten, 
3» einen „Kompromiß“ mit der palästi­
nensischen Seite befördern sollen. Da 
bei Redaklionsschluß keine Ergebnisse 
vodagen, sollen nachfolgend — mit der 
gebotenen Vorsicht — aus verschieden­
ste Ankündigungen in der — vor allem 
Jerusalemer — Presse, wahrscheinliche 
„Zugeständnisse“ der israelischen Seite 
msammengefaßt werden.

Demnach wird von einer Durchset­
zung der UNO-Resolutionen betreffend 
Palästina keine Rede sein. Stattdessen 
soll ein Zeitplan vorgelegt werden, nach 
dem eine palästinensisch-israelische De­
legation beauftragt werden soll, Verfah- 
rensgrundsätze für im April 1993 abzu­
haltende Wahlen in Westbank und Gaza- 
Streifen zu entwerfen. Gewählt werden 
soll dann ein „Rat“, der im Rahmen be­
grenzter Autonomie — unter Observanz 
der zionistischen Armee — die Gebiete 
verwalten soll. Nicht zur Debatte stün­
den die Übertragung von Kompetenzen 
in Verteidigungs-, Sicherheits-, Grenz-, 
Siedlungs- sowie außenpolitischen Fra­
gen sowie die Bildung eines Parlamen­
tes. Entscheidend ist hier auch die zioni­
stische Definition etwa der Frage der 
Wasserausbeutung als „Sicherheitsfra­

Ausnahmezustand 
in Sindh
Anfang Juni 1992 hat die pakistanische 
Regierung unter Ministerpräsident 
Nawaz Sharif die Provinz Sindh unter 
Ausnahmezustand gesetzt. Hier leben 
zahlreiche landlose Bauern und Pächter 
unter der Herrschaft feudaler Familien­
clans. „Anders als im Panjab geriet das 
neu bewässerte Land in Sindh überwie- 

die Hände von Großgrundbesit­
zern, die es, in Kleinbetriebe aufgeteilt, 
weiterverpachteten“ (Fischer Länder­
kunde; Südasien). Über 20 % der Bevöl­
kerung Pakistans lebt in Sindh.

Vor diesem Hintergrund liefen die 
Razzien der Armee gegen die in der Pro­
vinz Sindh herrschende Mohajir Qami 

. Movement (MQM) ab, obwohl diese 
Partei noch unter der Dikatur Zia-ul- 
Haq’s von der Armee als Gegenpart zur 
Opposition gefördert worden war. Diese 
Bewegung hatte sich ursprünglich als 
Sammelbewegung der „Mohajir“, der 
Einwanderer aus Indien, verstanden, die 

i für einen starken islamischen Staat und 
gegen die Aufspaltung in ethnische 
Gruppen eintrat. In Sindh vertraten auf 

! lokaler Ebene viele — jetzt verhaftete — 
i MQM-Funktionäre die Bedürfnisse der 

Pächter. Außerdem artikulierten sie die 
Interessen des städtischen Industriepro­
letariats und der unteren Mittelklasse.

Gewerkschaftsfreie 
Fabrik von BMW
1995 will, BMW mit der Produktion in 
einem Automobilwerk im US-Bundes- 
staat South Carolina beginnen — Wer­
bung von Gewerkschaftsmitgliedern soll 
dort von vornherein unterbunden wer­
den. Die Stuttgarter Zeitung zitiert den 
BMW-Vorstandsvorsitzenden Eberhard 
von Kuenheim mit der Absicht, dort 
einen gewerkschaftsfreien Betrieb zu 
gründen: „Wir brauchen keinen außen­
stehenden Dritten zwischen der Ge- 
schäftsleitung und unseren Beschäftig­
ten.“

Gemeint ist damit, daß BMW versu­
chen will die Automobilarbeitergewerk­
schaft LAW aus dem Werk zu halten; 
üblich ist eine Abstimmung unter den 
Beschäftigten, wenn mehr als 50 % einer 
Vertretung durch die Gewerkschaft zu­
stimmen, kann die UAW Vereinbarun­
gen und Tarifverträge abschließen. Die 
BMW-Zentrale führt weiter aus: „Die 
ÜS-Gewerkschaften betreiben eine 
ändere Politik als die Arbeitnehmer­
organisationen in Deutschland.“ Jen­
seits des Teiches seien Arbeitnehmer­
vertreter schlicht egoistisch.

Die IG Metall hat gegen diese Absich­
ten von BMW protestiert. Steinkühler 

ge“. Völlig unterschiedliche Angaben 
kursieren darüber, ob ein solcher Zu­
stand als „Übergangsperiode“ definiert 
werden solle, und wenn, wie lange diese 
zu dauern habe.

Flankierend hatte Rabin bereits kurz 
nach seinem Amtsantritt den Stopp neu­
er Siedlungsbauplanungen angeordnet. 
Dies gilt jedoch nicht für den Umkreis 
Jerusalems. Von 15000 derzeit im Bau 
befindlichen Projekten sollen 8300 wei­
tergebaut werden. Dies wird damit be­
gründet, daß sonst die israelische Regie­
rung Schadenersatzzahlungen von rund 
400 Mio. Dollar an Bauuntemehmen zu 
leisten hätte. Somit wird es bis 1995 für 
35000 weitere Siedler Wohnungen in 
den 1967 besetzten Gebieten geben. Die 
bislang gewährten Steuerbegünstigun­
gen für neue Siedlungen sollen weitge­
hend wegfallen, außer für solche, die 
aus „Sicherheitsgründen“ förderungs­
würdig seien.

Zudem hat das Justizministerium den 
Entwurf einer Gesetzesnovelle vorge­
legt, die das seit 1986 geltende Kontakt­
verbot zur PLO aufhebt, ohne jedoch die 
PLO offiziell anzuerkennen. Selbst eine 
Beteiligung der PLO an den angekündig­
ten ,,Wahlen4 ‘ wird abgelehnt.
Quelle: div. Süddeutsche Zeitung und Jerusa­
lem Post, 14.—24. 8.92 — (uga)

Dies hatte bei den letzten Wahlen auch 
dazu geführt, daß die MQM in Karachi 
praktisch alleine regiert und auch in die 
Regierungskoalition auf Landesebene 
eingebunden ist.

Andererseits hatte sich die Partei, zu­
nehmend auf Schlägertrupps und krimi­
nelle Banden gestützt, eine Machtbasis 
in den Städten Karachi und Hyderabad 
gesichert, die zu mafiaähnlichen Orga­
nisationsformen führten. Dies, ein be­
waffneter Zusammenstoß rivalisieren­
der MQM-Gruppen in Karachi und die 
Hinweise auf Waffenlager lieferten der 
Regierung Vorwände. Bei ihrem Vorge­
hen in Sindh hat die Armee zahlreiche 
Wanderarbeiter erschossen. „Skepti­
sche Beobachter äußerten den Verdacht, 
es handle sich um eine der periodischen 
Alibiübungen, denn die laute Vorankün­
digung gebe den vielen kriminellen 
Gruppen in der ländlichen Sindh und 
ihren politischen Drahtziehern ... ge­
nügend Zeit .... sich in ihre Schlupflö­
cher zurückzuziehen“, schreibt die 
Neue Zürcher Zeitung (30.6.92).

In Pakistan ist die Armee der entschei­
dende Machtfaktor und im Zusammen­
hang mit der brutalen wirtschaftlichen 
Öffnungspolitik wird sie von Nawaz 
Sharif eingesetzt. — (cog)

wird mit der Äußerung zitiert: „Man 
darf es BMW nicht durchgehen lassen, 
von Wildwest-Unrecht Gebrauch zu 
machen.“ Das Verhalten von BMW sei 
nach dem angekündigten Austritt von 
IBM aus dem Metallarbeitgeberverband 
eine weitere „Attacke auf die Substanz 
der Gewerkschaften“. Klaus Zwickel, 
ebenfalls IG-Metall-Vorstand und im 
Aufsichtsrat von BMW, zieht eine Pa­
rallele zu dem 14-Punkte-Katalog, den 
die IG Metall mit deutschen Automobil­
firmen über die Arbeitsbedingungen in 
Südafrika abgeschlossen habe: dahinter 
falle BMW zurück. Die IG Metall setzt 
darauf, daß BMW seinen „hervorragen­
den Ruf1, den die Firma in den USA 
habe, nicht verlieren möchte. Vielleicht 
kann man so gerade noch verstehen, daß 
Zwickel von der IG Metall Verwunde­
rung äußert, „weshalb BMW ausge­
rechnet jetzt die ideologische Debatte 
beginnt“ — Verletzung und Umgehung 
von Tarifverträgen durch den Automo­
bilkonzern dürften der IG Metall im Zu­
sammenhang mit dem Aufbau des Wer­
kes in Regensburg vor einigen Jahren 
nicht ganz unbekannt sein.
Stuttgarter Zeitung, 14.8. — (alk)

USA. Seit dem 17. Mai streiken die Beschäftigten des Pittsburgher Zeitungsunter­
nehmens Pittsburgh Press Co., weil die Unternehmensleitung ein große Rationalisie­
rung durchsetzen will. Etwa 600 Lastwagenfahrer hatten mit dem Streik begonnen, 
weil mehr als 150 entlassen werden sollten. Außerdem sollten 4500 jugendliche Zei­
tungsausträger entlassen und durch wenige erwachsene Verteiler ersetzt werden. Arbeiter wurden festgenommen, als sie 
Nach dem Fahrerstreik sperrte Pittsburgh Press Co. alle anderen Beschäftigten aus. 
Die zehn Gewerkschaften im Betrieb gründeten einen Gemeinsamen Rat, um zu ver­
handeln. Aber selbst zu Gesprächen waren die Kapitalisten erst bereit, nachdem sie 
Ende Juli auch die Auslieferung der Streikbrecherzeitung nicht mehr durchsetzen 
konnten (Bild) und aufgrund einer breiten kommunalen Kampagne die Streikbrecher-
Zeitung ohne Anzeigen erschien. Die Verhandlungen dauern noch an. — (uld)

Griechenland lehnte 
Nato-Pläneab
In der hiesigen Presse nahmen letzte 
Woche schlagartig die Angriffe gegen 
Griechenland zu: es lasse zu, daß das 
UN-Embargo gegen Serbien ständig 
verletzt werde. Über den wahrscheinli­
chen Grund für die Kampagne gegen 
Griechenland konnte man aber in kaum 
einer Zeitung etwas lesen: Das Verhal­
ten Griechenlands in der Diskussion in 
der Nato über militärische Maßnahmen 
gegen Serbien. Griechenland hatte strikt 
erklärt, daß es jegliche Beteiligung an 
einer miltärischen Intervention der Nato 
gegen Serbien ablehne. Die Welt (13. .8) 
erregt sich: „Wenn Athen damit jede 
Aktion ablehnen sollte, kann die Allianz 
die notwendige Einstimmigkeit über 
militärische Maßnahmen nicht herstel­
len. In diesem Fall wäre das westliche 
Bündnis gelähmt.“ — (alk)

Gaullisten klagen 
gegen „Maastricht“
Der Fraktionsvorsitzende der französi­
schen Gaullisten im Senat, Pasquas, will 
gegen die Maastrichter EG-Verträge 
Verfassungsklage einreichen. Die Argu­
mente sind eher chauvinistisch: Die Fra­
ge des Ausländerwahlrechts und die 
Vollmachten des nationalen Parlamentes 
schränkten die Souveränität Frankreichs 
ein; außerdem sei, nachdem Dänemark 
die Unterzeichnung abgelehnt habe, der 
ganze Vertrag hinfällig. Pasquas rechnet 
damit, daß der Verfassungsrat noch vor 
dem am 20. September in Frankreich 
stattfindenden Europa-Referendum eine 
Entscheidung fällt. — (alk)

Angriffe auf 
französische Hafenarbeiter
Mitte August streikten in verschiedenen 
französischen Häfen auf Aufruf der 
kommunistischen Gewerkschaft CGT 
die Hafenarbeiter. Sie protestieren da­
mit wie schon im Frühjahr gegen den 
Versuch der Regierung, mit einem Ge­
setz den seit 1947 geltenden Sondersta­
tus für Hafenarbeiter abzuschaffen. Die­
ser Sonderstatus regelt, daß nur Arbeiter 
mit einer von der CGT ausgestellten 
Karte beschäftigt werden dürfen. Damit 
verbunden sind weitgehende Einkom­
mensgarantien und Kündigungsschutz. 
Im letzten Jahr hatte die Regierung über 
einen Prozeß eines Arbeiters auf Einstel­
lung versucht, den Status zu kippen; das 
Verfahren endete allerdings mit einem 
finanziellen Vergleich. Die Regierung 
argumentiert jetzt für ihr Gesetz, die 
französischen Häfen seien im internatio­
nalen Vergleich extrem rückschrittlich, 
weil dieser Sonderstatus jegliche Ratio­
nalisierung verhindere. Viele französi­
schen Waren würden über Rotterdam, 
Antwerpen oder spanische und portugie­
sische Häfen umgeschlagen. Nach 
Schätzungen würden bei Aufhebung des 
Sonderstatus rund ein Drittel aller 
Hafenbeschäftigten wegratfonalisiert 
werden. Der ebenfalls im alten Status 
festgeschriebene Finanzausgleich zwi­
schen den verschiedenen Häfen, der die 
Konurrenz erheblich einschränkte, soll 
auch aufgehoben werden.
7VZZ, 13.8. — (alk)

Gewerkschaftskritik an 
Nafta-Abkommen
Unter dem Protest der Gewerkschaften 
aus allen beteiligten Ländern haben die 
USA, Mexiko und Kanada am 12. 
August das Nafta-Freihandelsabkom- 
men abgeschlossen, das am 1. Januar 
1994 in Kraft treten soll. Zuvor muß es 
noch von den Parlamenten der beteilig­
ten Länder ratifiziert werden. In den 
USA wird dies nicht vor Anfang näch­
sten Jahres der Fall sein. Innerhalb der 
Freihandelszone sollen der Kapitalver­
kehr frei sein und alle Zölle und zollähn­
liche Abgaben abgeschafft werden. Der 
US-amerikanische Gewerkschaftsbund 
AFL/CIO lehnt das Freihandelsabkom­
men ab, weil er befurchtet, daß US-Un- 
temehmen ihre Produktionsstätten nach 
Mexiko verlagern, wo die Löhne etwa 
ein Zehntel der US-Löhne betragen. Er 
befürchtet Lohnsenkungen und den Ver­
lust von Hunderttausenden von Arbeits­
plätzen, insbesondere, da bereits jetzt 
Unternehmen ankündigen, daß sie Be­
triebe in den USA schließen.und die Pro­
duktion nach Mexiko verlagern wollen. 
Der AFL/CIO wird am 9. September 
gemeinsam mit Bauern- und Ümwelt- 
schutzorganisationen eine Konferenz 
„Handel für das 21. Jahrhundert“ 
durchführen, auf der das Abkommen 
einer kritischen Erörterung unterzogen 
werden soll. Kanadische Gewerkschaf­
ten weisen darauf hin, das bereits das 
1988 mit den USA abgeschlossene bila­
terale Freihandelsabkommen zur Ab­
wanderung von Produktionsuntemeh- 
men in die USA geführt hätte. Der US- 
AFL/CIO erhebt zusammen mit einigen 
mexikanischen Gewerkschaften die For­
derung nach einem Kodex, der verhin­
dern soll, daß US-Untemehmen zu
Niedriglöhnen in Mexiko produzieren 
lassen und dabei alle Bestimmungen 
über die Arbeitssicherheit ignorieren. 
Unter anderem fordern sie die Einfüh­
rung einer ausreichenden Arbeitslosen­
versicherung. — (uld)

Rund zwei Monate sollen bis zu 2400 US-Soldaten in Kuwait an der Militärübung 
„Intrinsic Action“ („Echte Aktion“) teilnehmen. Die Übung wurde vorgezogen, um 
den Irak unter Druck zu setzen, wie der Kommandierende General Frix erklärte. Nach 
dem Golfkrieg erklärten die USA, sie würden auf das Hinterlassen einer direkten 
Besatzungstruppe in der Golfregion verzichten. In einem Vertrag mit Kuwait wurden 
aber für die nächsten Jahre mindestens jährliche Manöver vereinbart, um die „ameri­
kanische Präsenz deutlich“ zu machen. — (alk)

Neue Arbeitsverträge 
bei VW Mexiko
Der rund einen Monat andauernde 
Kampf von Beschäftigten bei VW Mexi­
ko um höhere Entlohnung und Entlas­
sung eines korrupten Gewerkschaftsfüh­
rers endete am 20. August zunächst mit 
einem weitgehenden Erfolg für die Fir­
menleitung. Zwar trat der Gewerk­
schaftsfunktionär zurück, aber danach 
kündigte VW mit Zustimmung der Ar­
beitsbehörde und der Billigung des me­
xikanischen Staatspräsidenten alle Ver­
träge für die 14500 gewerkschaftlich 
organisierten Arbeiter. VW schloß mit 
einem Teil der Gewerkschaft einen 
neuen Tarifvertrag mit der schon ur­
sprünglich angebotenen Lohnerhöhung 
von 20 % ab und stellte 90 Prozent der 
Beschäftigten wieder ein; zehn Prozent, 
die der Gewerkschaftsopposition ange­
hören, blieben entlassen. Ob die Ausein­
andersetzung beendet ist, ist den uns 
vorliegenden Berichten nicht zu entneh­
men: 5000 Beschäftigte sollen die Ar­
beit wieder aufgenommen haben; neun

versuchten, eine Straße zum Werk zu 
blockieren. Die unterlegene Opposition 
will gegen den neuen Tarifvertrag 
gerichtlich vorgehen.
Welt, 20.8., Stgt. Ztg., 22.8. - (alk)

Sanktionen gegen
Libyen nur knapp verlängert
Gerade mit einer Stimme mehr als not­
wendig hat der UN-Sicherheitsrat die 
Sanktionen gegen Libyen, die seit dem
15. April in Kraft sind, verlängert. Chi­
na, Indien, Simbabwe, Kap Verde und 
Marokko enthielten sich der Stimme, so 
daß nur 10 der 15 Mitglieder für das 
Embargo stimmten. Libyen hat sich bis­
her geweigert, zwei als Attentäter ver­
dächtigte Libyer an die USA oder Groß­
britannien auszuliefem. — (alk)

„Soziale Säuberung“ 
in Brasilien
Die brasilianische Militärpolizei hat in 
den ersten sieben Monaten dieses Jahres 
881 Personen getötet, meist junge Män­
ner. Jeder Jugendliche in den Slums 
wird als potentieller Verbrecher be­
trachtet, den die Militärpolizei auf ihren 
Fahrten durch die Viertel erschießen 
darf — die Bezeichnung für diese Ver­
brechen der Staatsgewalt: „soziale Säu­
berung“. — (alk)

Freigabe der 
Ladenöffnungszeiten?
Die konservative griechische Regierung 
Mitsotakis hat im Grundsatz beschlos­
sen, die Ladenöffhungszeiten künftig 
ohne gesetzliche Regelung zu belassen
— Stichwort: wirtschaftsliberaler Kurs. 
Bis auf die Nachtstunden ab 22 Uhr und 
den Sonntagvormittag bis 11 Uhr sollen 
die einzelnen Ladenbesitzer offenhalten 
können. Die Deregulierung soll schon 
im Herbst in Kraft treten. Die betroffe­
nen Berufsverbände protestieren aller­
dings heftig. Die Ladenbesitzer argu­
mentieren, daß sie in den allermeisten 
Fällen kein Personal finden werden. Es 
sollen Protestaktionen stattfinden, falls 
die Regierung ihr Vorhaben durchzieht. 
Sie lehnen auch jede Zusammenarbeit 
mit den zuständigen Ministerien ab, falls 
es zur Realisierung des Planes kommt.
- (alk)

Ü
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Berichte und Reportagen regional

Antifaschisten gegen 
Rudolf-Heß-Aufmarsch
München. Die Initiative zu dem „Ru- 
dolf-Heß-Gedenkmarsch“ geht von den­
jenigen faschistischen Gruppen aus, die 
sich mehr oder weniger offen zum Na­
tionalsozialismus bekennen. Als klar 
wurde, daß in Wunsiedel selbst jeder 
Aufmarsch verboten sein würde, ver­
suchten die Faschisten unter anderem in 
Weiden, Bayreuth sowie in zahlreichen 
thüringischen und hessischen Städten 
Demonstrationen anzumelden — ver­
geblich. Keine Stadt wollte die Kulisse 
für die befürchteten Auseinandersetzun­
gen zwischen Nazis und Gegendemon­
stranten bieten, auch außenpolitische 
Erwägungen (Engagement der BRD in 
Jugoslawien) dürften eine Rolle gespielt 
haben. Jedenfalls wurde der Aufmarsch 
überall verboten.

In dieser Situation entschied sich die 
Demonstrationsleitung der Antifa, eine 
Demo in Hof durchzufuhren. Dort hat­
ten sich, nach einiger Verwirrung 1500 
Antifaschistinnen versammelt. Dabei 
handelte sich fast nur um autonome An­
tifaschistinnen; DKP, VVN, VSP, 
Volksfront und andere traditionell anti­
faschistische Gruppen fehlten diesmal 
völlig.

Die Demo selbst verlief lautstark, 
aber ohne Zwischenfalle durch die Fuß­
gängerzone in Hof. Die Resonanz der 
Bevölkerung war überwiegend neugie­

Bund der Steuerzahler 
für Privatisierung ..
Köln. Der Bund der Steuerzahler bean­
sprucht, als Vertreter aller steuerzahlen­
den Menschen aufzutreten. Tatsächlich 
ist seine Kritik an Staatseinnahmen und 
-ausgaben von den wirtschaftsliberalen 
Grundsätzen der freien Marktwirtschaft 
geprägt. Er ist jüngst mit einer „Stel­
lungnahme zur Umorientierung in der 
Haushalts- und Finanzpolitik von Land, 
Gemeinden und Gemeindeverbänden in 
Nordrhein-Westfalen“ an die Öffent­
lichkeit getreten. Mit Sicherheit werden 
diese Vorschläge über liberale und kon­
servative Politiker in die beginnende 
Haushaltsplanung der Gemeinden für 
1993 einfließen. Der Bund der Steuer­
zahler führt als Gründe für einschnei­
dende Änderungen insbesondere in der 
Ausgabenstruktur der Gemeinden zum 
einen die 1995 wirksam werdende Än­
derung im Länderfinanzausgleich an, 
der wahrscheinlich für NRW im Jahr 
7 Milliarden DM weniger Mittelzuwei­
sungen vom Bund bedeuten wird. Zum 
anderen seien die Gemeinden durch stei­
gende Ausgaben, vor allem für Zinsen 
und Kreditrückzahlungen, aber auch für 
Personal, bald nicht mehr in der Lage, 
die Haushalte auszugleichen: „Schon in 
den ersten beiden Jahren dieses Jahr­
zehnts (1990/1991) lebten Land und 
Gemeinden über ihre Verhältnisse?

Als „Risiken“, die die allgemeinen 
Rahmenbedingungen für die Finanzlage 
der Kommunen verschärfen, führt der 
Bund der Steuerzahler an: „— das allge­
meine Preisniveau verspürt seit Beginn 
der 90er Jahre starke Auftriebskräfte; 
mit Erhöhung der Mehrwertsteuersätze 
dürfte ein weiterer Schub erfolgen; 
— die Tarifabschlüsse für den öffentli­
chen Dienst liegen deutlich höher als in 
der zweiten Hälfte der 80er Jahre; — die 
Kreditmarktzinsen haben Rekordniveau 
erreicht; — der Zuzug von Ausländem 
und Asylanten dürfte sich angesichts 
wegfallender Ländergrenzen nicht ver­
ringern.“

Die Hauptangriff^punkte für die kon­
servative Kritik an den Kommunalaus­
gaben sind die Personalausgaben und die 
sogenannten „freiwilligen Ausgaben“ 
der Kommunen. Denn eine Erhöhung 
der Steuern z. B. für Kapitalisten kommt 
nach ihrer Ansicht selbstverständlich 
nicht in Frage. Die Hauptsteuerquelle 
der Gemeinden ist die Gewerbesteuer — 
und die würde der Bund der Steuerzahler 
am liebsten auf Hebesätze unter 300 Pro­
zentpunkte senken — Hebesätze, die in. 
Nordrhein-Westfalen fünf Landgemein­
denerheben.

Als Maßnahmen zur Begrenzung der 
Personaläusgaben fordert der „Bund der 
Steuerzahler“: — Einführung einer
Wiederbesetzungssperre: Jede freiwer­
dende Sperre wird erst nach Ablauf 
eines bestimmten Zeitraumes und nach 

rig bis positiv. Die Stunde des USK kam 
dann wieder einmal auf dem Parkplatz, 
wo die Antifaschistinnen gerade über 
das weitere Vorgehen diskutierten. In­
zwischen war bekannt geworden, daß 
sich etwa 1500 Nazis in dem kleinen Ort 
Rudolstadt (Thüringen) versammelt hat­
ten. Als gerade beschlossen worden 
war, dort mit allen Leuten hinzufahren, 
schlug die berüchtigte Stoibersche Spe­
zialeinheit zu.

Die Nazis konnten unterdessen offen­
bar mit Duldung der Polizei ihre verbo­
tene Kundgebung in Rudolstadt durch­
ziehen. Mit 1200 blieb die Teilnehmer­
zahl weit hinter den Erwartungen 
zurück.

Insgesamt ist es ein Erfolg, daß der 
Naziaufrnarsch zumindest effektiv be­
hindert wurde und eine öffentlichkeits­
wirksame Gegendemonstration durch­
geführt werden konnte. Die Verhinde­
rung des Naziaufmarsches wäre nur 
durch eine stärkere Mobilisierung im 
Vorfeld und bessere Organisation vor 
Ort möglich gewesen. Wenn wir aus un­
seren Schwächen und Fehlem von die­
sem Jahr lernen, dann erscheint es aber 
angesichts des relativen Mißerfolgs der 
Nazis realistisch, dies nächstes Jahr zu 
erreichen.
— (A. W., stark gekürzt nach Aus der Landes­
politik Bayern) 

Proteste gegen 
Daimler-Teststrecke
Oldenburg. Mit der zweistündigen 
Blockade einer Mercedes-Benz-Vertre­
tung wurde am 5.8.92 gegen den Bau 
der Daimler-Benz-Teststrecke bei Pa­
penburg protestiert. Die „Jugendiniati- 
ve gegen Daimler“ forderte angesichts 
der Eröffnung des Raumordnungsver­
fahrens für das Projekt dazu auf, in die­
sem Verfahren Einwände gegen die Pla­
nung zu erheben, außerdem sprach sie 
sich für die Entflechtung des Multi-Kon­
zerns aus. Die Polizei ging mit Gewalt 
gegen die Demonstranten vor und nahm 
54 von ihnen fest. Nach Informationen 
der Jugendinitiative wurden Festgenom­
mene mißhandelt. Die Polizei mußte bis­
her öffentlich zugeben, daß einer Frau 
gewaltsam Fingerabdrücke abgenom­
men wurden. Die Grünen im Landtag 
haben zu den Vorfällen einen Bericht des 
Innenministeriums gefordert. — (jot)

Konzerne fordern KKW 
SPD genehmigt Obrigheim 
Stuttgart. Der Landesverband der Indu­
strie (LVI) Baden-Württemberg forderte 
von der Stuttgarter Großen Koalition 
„mehr Mut, mit wichtigen Entscheidun­
gen den Industriestandort konsequent zu 
sichern“. Die hohen Stromkosten seien 
ein echter „Standortnachteil“, und die 
Landesregierung unternehme nichts zur 
Strompreissenkung: „für die Industrie 
günstige Strompreise (seien) nur mit 
Hilfe der Kernenergie“ realisierbar. In 
der Koalitionsvereinbarung heißt es da­
zu: „... Es gibt in Baden-Württemberg 
keinen Neubau und keinen Ersatzbau für 
bestehende Kernkraftwerke.“ Die SPD- 
Minister Schäfer (Umwelt) und Spöri 
(Wirtschaft) haben auf die Konzernfor- 
derungen reagiert: Sie haben dem (in der

eingehender Prüfung wiederbesetzt.
— Stellenabbau; — Einstellungsstopp;
— Verzögerung von Beförderungen 
bzw. Höhergruppierungen; — Nullrun­
de für Ministerbezüge bzw. für Bezüge 
der Wahlbeamten; — Nullrunde bei 
Entschädigungen für Abgeordnete und 
Kürzung bei Entschädigungen für ehren­
amtlich Tätige; — Abbau der Ministe­
rialzulage.“ Neu ist dieses Maßnahmen­
paket nicht, es wird von einer Vielzahl 
von Kommunen schon geraume Zeit in 
der einen oder anderen Weise ange­
wandt, aber als Paket wird es den Ar­
beitsdruck im öffentlichen Dienst erheb­
lich erhöhen.

Außerdem fordert der Verband die 
Privatisierung von allen Tätigkeiten, bei 
denen dies erlaubt ist, z.B. auch die Pri­
vatisierung der wenigen noch vorhande­
nen kommunalen Energieversorgungs­
unternehmen, was überhaupt nicht zur 
Stärkung der Kommunen führen wird, 
sondern die Abhängigkeit der Gemein­
den von wenigen riesigen Energiever­
sorgungs-Monopolen noch verschärft.

Um dies zu beschleunigen, verlangt 
der Verband den Wegfall aller Zuwei­
sungen an wirtschaftliche Unternehmen 
in der Hand der Kommune. Dazu gehö­
ren zum einen die Energieversorgungs­
unternehmen, aber auch die Unterneh­
men des öffentlichen Nahverkehrs und 
in vielen Städten Stadthallen, Bürger­
zentren und ähnliches. Eine Streichung 
aller Zuschüsse würde entweder zur 
Schließung von solchen Einrichtungen 
führen oder eine derartige Verteuerung 
bewirken, daß sich nur noch eine kleine 
Minderheit der Einwohner eine Benut­
zung leisten kann.

Zudem soll die politische Tätigkeit der 
Gemeinde- und Stadträte (aus Kosten­
gründen) beschränkt werden: die Kreis-, 
Gemeinde- und Stadträte sollen nur noch 
die gesetzlich vorgeschriebenen Aus­
schüsse bilden. Das wären in Nordrhein- 
Westfalen nach Gemeindeordm ng nur 
der Hauptausschuß, der Finanzausschuß 
und der Rechnungsprüfungsausschuß. 
Alle zusätzlichen Ausschüsse wie Bau­
ausschuß oder Sozialausschuß sollen be­
seitigt werden. Dazu würden nach der 
jetzigen Rechtslage auch die Ausländer­
beiräte gehören.

Die Forderung nach Abschaffung der 
mittleren Verwaltungsebene im Land — 
das sind in Nordrhein-Westfalen die Re­
gierungspräsidenten, die Landschafts­
verbände, die Bezirksplanungsräte und 
nach Meinung des Verbandes selbst die 
Kreise — ist zweischneidig. Denn ein­
fach beseitigen kann man diese Behör­
den nicht, eine Verlegung auf Landes­
ebene würde eine Zentralisierung be­
deuten, auf kommunaler Ebene müßten 
entsprechende neue Einrichtungen und 
Stellen geschaffen werden. — (uld) 

früheren Oppositionsrolle stets massiv 
abgelehnten) Kernkraftwerk Obrig­
heim, das bislang widerrechtlich trotz 
fehlender Erlaubnis produziert, die 
Dauerbetriebsgenehmigung trotz ver­
schiedenster Mängel erteilt. RNZ, VS.'l.l 
15.8.92; Koalitionsverembarung — (bef)

Personalräte protestieren 
gegen Arbeitsbedingungen
Hannover. In einem Brief an Oberstadt­
direktor Fiedler verlangen die Personal­
räte des Sozialamtes, der Ausländerstel­
le des Ordnungsamtes und des Amtes für 
Wohnungswesen innerhalb von zwei 
Wochen konkrete Äußerungen zu den 
unhaltbaren Arbeitsbedingungen der 
Beschäftigten aufgrund des großen An­
drangs von Asylbewerbern. Der Protest 
richtet sich gegen „permanente Unter­
besetzung wegen mangelnder Personal­
bemessung“, gegen die „dramatischen 
beengten räumlichen Bedingungen“ und 
eine „als anachronistisch zu bezeichnen­
de Ausstattung der Arbeitsplätze“. Eine 
Verbesserung der Arbeitsbedingungen 
würde auch die „unwürdige Situation“ 
der Asylbewerber verbessern. — (bee)

DGB-Jugend NRW: Weder 
Blauhelm noch Stahlhelm
Düsseldorf. Die DGB-Jugend NRW hat 
sich gegen weltweite militärische Ein­
sätze der Bundeswehr ausgesprochen — 
kurz nach den entgegengesetzten Äuße­
rungen des DGB-Vorsitzenden Meyer. 
In einer Erklärung heißt es auszugs­
weise:

„DGB-Landesjugendsekretär Rainer 
Bischoff erklärte wörtlich: ,Die öffentli­
che Debatte über den Einsatz von Bun­
deswehrsoldaten wird immer zynischer 
und immer erschreckender. Zynisch und 
erschreckend vor allem deshalb, weil die

Verkäuferinnen: Endlich 
Bewegung bei der Eingruppierung
Hamburg. Wir erinnern uns: Mehr als 
drei Monate dauerten 1991 die Tarifver- . 
handlungen im Hamburger Einzelhan­
del, die Kolleginnen erstreikten einen 
Abschluß, der die Eingangsgehälter für 
Verkäuferinnen endlich über die 
2000-DM-Marke brachte. Außerdem 
wurde vereinbart, daß Verkäuferinnen, 
die „zeitweilig, aber nicht überwie­
gend“ zusätzliche Tätigkeiten ausfüh­
ren, die einer höherwertigen Eingrup­
pierung entsprechen, 100 DM monatlich 
hierfür mehr erhalten sollen. Im Tarif­
vertrag wurde zu diesem Zweck die bis­
herige Tarifgruppe 2 aufgegliedert in 2 a 
und 2 b. Während die reguläre Tarif­
erhöhung zum 1. Mai 1991 in Kraft trat, 
sollte das neue Tarifsystem mit Neuein­
gruppierungen insgesamt zum 1. Okto­
ber 1991 in Kraft treten.

Es geschah, was vorauszusehen war: 
Die großen Kaufhauskonzeme haben 
sich so gut wie nicht bewegt, Höher­
gruppierungen waren die absolute Aus­
nahme.

Einzelne Betriebsräte haben daher 
Verfahren beim Arbeitsgericht Ham­
burg eingeleitet, um die Kaufhäuser zu 
verpflichten, die Eingruppierung jeder 
einzelnem Verkäuferin zu überprüfen 
und den Betriebsrat zu dieser Eingrup­
pierung anzuhören.

Erste Verfahren sind inzwischen zu­
gunsten des Betriebsrates entschieden. 
Die Betriebsräte der Kaufhäuser können 
sich dabei auf eine Entscheidung des

Bundesarbeitsgerichts (BAG) berufen, 
in der es ausdrücklich heißt:

„Ebenso wie anläßlich einer Einstel­
lung die erstmalige Zuweisung einer 
Tätigkeit und anläßlich einer Versetzung, 
die Zuweisung einer anderen Tätigkeit 
notwendig eine Entscheidung des Ar­
beitgebers darüber erforderlich macht, 
welcher Lohn- und Gehaltsgruppenord­
nung die erstmalig zugewiesene oder die 
neuzugewiesene Tätigkeit entspricht, 
wird eine solche Entscheidung auch not­
wendig, wenn die maßgebende Gehalts­
oder Lohngruppenordnung eine Ände­
rung erfährt und damit zu entscheiden 
ist, welcher der neuen Tätigkeitsmerk­
male die von Arbeitnehmern auszuüben­
den Tätigkeitsmerkmale entsprechen.

Von daher ist es gerechtfertigt, auch in 
diesem Fall davon auszugehen, daß der 
Arbeitgeber dem Betriebsrat ebenso wie 
bei einer Einstellung oder Versetzung 
die Eingruppierung der nach der neuen 
Gehalts- oder Lohngruppenverordnung 
mitzuteilen hat.“

Die Kaufhäuser haben versucht den 
Standpunkt durchzusetzen, daß eine 
generelle Umgruppierung bei Tarifab­
schluß nicht vorgesehen gewesen sei und 
Stimmung gemacht mit Verweis auf den 
enormen Aufwand, den es mit sich brin­
gen würde, jede einzelne Eingruppie­
rung der alten Tarifgruppe 2 zu über­
prüfen.

Das Hamburger Arbeitsgericht hat 
den Betriebsräten Recht gegeben: Die

betroffenen jungen Menschen in der 
Diskussion weder zu Wort kommea, 
noch gefragt werden? Die DGB-Jugend • 
NRW habe nicht das geringste Verständ­
nis dafür, wenn zahlreiche Politiker und 
Teile der militärischen Führung ihre 
Sinn- und Legitimationskrise dadurch 
lösen wollen, daß sie junge Menschen ä \ 
die Krisengebiete der Welt entsend« 
wollen. Die Bundesrepublik Deutsch- = 
land als Rechtsnachfolger des Deutsch« 
Reiches täte gut daran, sich in der Weh­
gemeinschaft nicht mit dem Entsend« 
von Truppen, sondern durch tatkräftige j 
humanitäre und medizinische Hilfe aus- : 
zuzeichnen. Bischoff weiter: »Deutsche 
Soldaten wollen und dürfen weder als 
Blauhelm noch im Stahlhelm die Krisen­
regionen der Welt mit ihrer Anwesen­
heit beglücken4. An die Adresse führen­
der Gewerkschaftsrepräsentanten appel- ' 
lierte die DGB-Jugend, einen breit® i 
innergewerkschaftlichen Diskussions- ■: 
prozeß zu führen und erst im Anschluß 
das Ergebnis an die Öffentlichkeit zu tra­
gen.“ — (wof) ;

SPD für Streichung Ehren­
bürgerschaft Hindenburgs 
Weinheim. Die Orts-MV der SPD be- < 
antragt: „Die Ehrenbürgerwürde (von 
1933) von Hindenburg wird aufgehoben 1 
... war kein Demokrat ... maßgeblich { 
am Scheitern der Weimarer Republik 
verantworlich . .. opferte er gemeinsam > 
mit allen anderen Kriegsherren Millio- ; 
nen von Menschenleben. Besondere • 
Verdienste um die Stadt hat er sich nicht ; 
erworben.“ Die Reaktionäre kochen. ; 
Die Orts-JU: „. . . war es die russische i 
Armee, die versuchte, in Deutschland ■( 
einzufallen .. . Versailler Diktat ... ■ 
und Gängelung durch die Entente- 
Mächte die Hauptschuldigen am Unter- j 
gang der Weimarer Republik.44 — (bef) |

I

Kurden protestieren ! 
vor türkischem Konsulat I j
Essen. Über 200 Kurden protestier­
ten am 22.8. vor dem türkisch en I
Generalkonsulat in Essen gegen '<
die Massaker der türkischen Ar- j
mee in Sirnak. Nach Mitteilung j
des Kurdistan Komitees Köln hat ; 
die türkische Armee am 18. Au- '
gust die Zivilbevölkerung von Sir- \
nak mit Panzern eingekesselt und ] 
beschossen. Dabei setzte der tür- 1 
kische Staat wieder BTC 60 Pan­
zer aus NVA-Beständen ein. Es | 
gab zahlreiche Tote, sehr viele i
Häuser wurden zerstört. Das Mas- ’ 
saker war völlig willkürlich, die 
ARGK dementierte, daß Guerillas ; 
inSirnakwaren.— (syb) . J

Firmen haben sämtliche Eingruppiena- • 
gen seit Inkrafttreten der neuen 2b- ; 
Regelung zu überprüfen und den Bfr 
triebsrat dazu anzuhören gemäß Para­
graph 99 Betriebsverfassungsgesetz.

„Denn zwar steht für einen im Ifer- 
kauf Angestellten nach dem neuen’M- 
vertrag fest, daß eine Eingruppieru^' 
mindestens in die Gehaltsgruppe 2aiad 
dort bei einem bestimmten Berufsjahre i 
erfolgen hat.

Erforderlich ist aber auch eine Eä- 
Scheidung darüber, ob die Vorausset­
zungen der Gehaltsgruppe 2b er® 
sind oder nicht. Dies bedeutet, daß (Ä • 
Firmen) für jeden ihrer in der alten \fef- \ 
gütungsgruppe 2 eingruppierten Arbeit­
nehmer zu entscheiden haben, ob ös J 
Qualifizierungstatbestand der neoet 
Gehaltsgruppe 2 b vorliegt oder nkfeT. 1 
(Arbeitsgericht Hamburg, 24 Bv 15/91) }

Klar ist, daß die Kaufhauskonza»J 
auch nach den Urteilen versuchen wtf-.i 
den, möglichst wenige Kolleginnen» 
die Gruppe 2b einzugruppieren. Aber.; 
sie müssen für jede einzelne Eingruppie- 
rung die Zustimmung des Betriebsrats 
erstmal einholen. Der Betriebsrat 
sie oft mit Hinweis auf andere, hötet 
wertige, zeitweilige oder ähnlich durch- 
geführte Tätigkeiten verweigern, WJ 
erneut muß das Gericht entscheid* 
Das ist ein mühseliger Weg, aberedf 
facher, als wenn die Kolleginnen 
Eingruppierung selbst einklagen s#; 
ten. — (mek)



Die Lufthansa verlangt die Arbeitszeit für das Bodenpersonal von 37,5 auf 40 Stun­
den heraufzusetzen und die Grundarbeitszeit auf täglich bis zu 10 Stunden zu verlän­
gern. Beim Bordpersonal solle die Gehaltsstruktur gesenkt werden. Das Handelsblatt 
(Bild) setzt auf Differenzen zwischen ÖTV und DAG. — (nach DND18/92, kar)

Der Plattenlegerprozeß
Ein Lehrstück in bisher 26 Akten

Bundesratsinitiative 
zum Rechtsbegriff Gewalt 
Hannover, Mit einer Initiative im Bun­
desrat will die niedersächsische Landes­
regierung erreichen, daß der im Straf­
recht verwendete Begriff der Gewalt 
künftig nicht mehr untschiedlich ange­
wendet werden kann. Gleichzeitig soll 
der sogenannte Tötungsparagraph des 
Strafgesetzbuches reformiert werden. 
Grund für die Initiative ist nach Aussage 
der Justizministerin, daß nach der 
gegenwärtigen Rechtslage bei Nötigung 
bereits Gewalt unterstellt werde, wenn 
Menschen sich bei bestimmten Demon­
strationen auf die Straße setzen. Bei 
einer Vergewaltigung dagegen werde 
erst dann die Anwendung von Gewalt als 
gegeben betrachtet, wenn das Opfer sich 
gewehrt habe. In der neuen Gesetzvorla­
ge soll deshalb nach dem Vorschlag der 
Landesregierung festgelegt werden, daß 
„Gewalt Zwang ist, der durch Einwir­
kung auf den Körper einer anderen Per­
son oder durch Freiheitsberaubung aus­
geübt wird.“ Diese geplante Neufas­
sung dient nach Auffassung der Justiz­
ministerin der Rechtsklarheit und soll 
tast Beitrag zur Entkriminalisierung der 
Gesellschaft und zur Entpolitisierung 
des Strafrechts sein. — (bee)

Lebenslänglich nach - 
Mordprovokation durch LKA
Mannheim Ein verdeckter Ermittler des 
Landeskriminalamtes ist von einem an­
geblichen Drogendealer erschossen 
worden. Dieser ist mit einem Angebot 
von sechs Millionen Mark für 51 Kilo 
Haschisch vom LKA nach Mannheim 
gelockt worden. Er war zwar ohne Stoff, 
wollte aber trotzdem an das Geld. Im 
Laufe der Auseinandersetzung wurde 

ein Ermittler erschossen. Das Gericht 
führte den Prozeß mit geheimen Akten 
des LKA, ohne daß den Verteidigern, 
geschweige denn der Öffentlichkeit Tat­
hergang oder Hintergründe plausibel 
waren. Offensichtlich war der geplante 
Drogendeal eine vom LKA eingefädelte 
Aktion. Trotzdem gab es für den Ange­
klagten „lebenslänglich“. — (scr)

Roma nach Jugoslawien 
abgeschoben
Köln. Am 20.8. ließ die Landesregie­
rung NRW 52 „Jugoslawen“ — konkret 
Roma — vom Düsseldorfer Flughafen 
aus nach Skopje deportieren, darunter 
zwei Familien, die in Münster Kirchen­
asyl bekommen hatten. Ohne den zu­
ständigen Pfarrer Plath zu informieren, 
drang Polizei in das Gemeindezentrum 
ein und holte die beiden Familien ab. 
Mitglieder der evangelischen Kirchen­
gemeinde protestierten am Flughafen. 
Weder Helfer noch Presse durften zu 
den im nichtöffentlichen Teil des Flug­
hafens untergebrachten Roma.

Hunderte von Flüchtlingen aus den 
Bürgerkriegsgebieten Jugoslawiens tref­
fen zur Zeit in NRW ein, werden freund­
lich aufgenommen und versorgt. Die 
Roma, verfolgt und diskriminiert seit 
Jahrhunderten, werden von der gleichen 
Landesregierung ins Bürgerkriegsgebiet 
abgeschoben, wobei feststeht, daß etli­
che der Männer sofort eingezogen wer­
den. In Köln haben ebenfalls Roma-Fa­
milien in der Antonitergemeinde Asyl 
gefunden. Die Stadt Köln prüft zur Zeit 
— angeblich „wohlwollend“ — Bleibe­
recht für sie, da sie -alle Verfolgung 
durch die Nationalsozialisten nachwei­
sen können. Es wird Zeit, daß die Stadt 
eine Entscheidung fallt, damit die Poli­
zei ihr nicht zuvorkommt! — (u.b.)

Hamburg. Hier noch einmal das bisher 
rekonstruierbare Geschehen im und um 
den Prozeß gegen Ralf und Knud.

Am 23. Juli 91 läßt der Senat den Park 
hinter der alten Flora räumen. 1500 Po­
lizisten sind im Einsatz. Auf dem Gelän­
de will die Stadt Hamburg Sozialwoh­
nungen bauen, nachdem ein Musicalpa­
last gescheitert war. Der selbst geschaf­
fene Park wird von den Anwohnerinnen 
und den Leuten aus der Roten Flora be­
setzt, die auf zahlreichen Leerstand von 
Häusern auch im Schanzenviertel sowie 
Grünflächenbedarf verweisen.

Während dieser Zeit, in der sich der 
Stadtteil in einem Belagerungszustand 
durch Polizei und BGS-Einheiten befin­
det, werden die zwei Floraaktivisten 
Ralf und Knud vom LKA 331, der Ob- 
servationseinheit des Hamburger Staats­
schutzes, „bearbeitet“. So werden Ralf 
und Knud auch auf einer Fahrt nach Pin­
neberg begleitet, womit die Beamten 
ihren Dienstbereich überschreiten. Die 
„Rot-Floristen“, die sich über ein am 
Wohnungsbau beteiligtes Unternehmen 
informieren wollen, werden in der Nähe 
eines Schienenstranges von den LKA- 
lem verhaftet.

Die Beamten des LKA 331 wollen ge­
sehen haben, wie die beiden Betonplat­
ten auf die Gleise gelegt haben. Das ist 
eine Lüge. Während zwei Tage später 
Haftrichterin Hoffmann wegen „Ge­
fährlichen Eingriffs in den Bahn- und 
Schienenverkehr“ Haftbefehl verhängt, 
kommt auch das LKA ins Rotieren. Auf 
der Dienststelle des Observationstrupps 
findet eine Nachbesprechung mit dem 
stellvertretenden Dienststellenleiter 
Lüthjens statt. Einen Tag darauf ist Ein­
satzleiter Martens kein Observationsbe­
amter. Er ist zur Spurensicherungsabtei­
lung beim LKA 321 versetzt worden ...

Bei einem weiteren Haftprüftmgster- 
min, am 20. September ’91, wird der 
Vorwurf gegen Ralf und ‘ Knud um 
Mordversuch erweitert, nachdem ein 
Gefälligkeitsgutachten über die Entglei­
sungsgefahr von schnell fahrenden Zü­
gen konstatiert: „Wer Betonplatten auf 
Gleise legt, hat die Absicht, diesen zum 
Entgleisen zu bringen.“

In der Zwischenzeit war Polizeizeuge 
Martens, der damalige Einsatzleiter, 
nach eigenen Aussagen noch einmal am 
Tatort, um das „Betonplattenlegen“ mit 
zwei Kollegen nachzustellen, da er nicht 
wissen könne, welche Fragen ihm von 
der Verteidigung gestellt würden. Hier­
bei sollte wohl das Konstrukt überprüft 
werden.

Fast genau ein halbes Jahr nach ihrer 
Verhaftung werden Ralf und Knud bei 
Prozeßbeginn am 27. Januar ’92 von 

dem Vorsitzenden Richter Selbmann aus 
der U-Haft entlassen. Im Oberlandes­
gericht in Itzehoe hat es einen Kammer­
wechsel gegeben. Selbmann sah nur 
noch einen hinreichenden Tatverdacht, 
im Gegensatz zu seinem Kollegen Ger­
hardt, welcher die Anklage auf dringen­
den Mordverdacht zugelassen hatte.

Als am 3. März die LKA-Zeugen zur 
Personalienfeststellung vor Gericht er­
scheinen, beginnt eine Farce, die ihres­
gleichen sucht. Sie kommen total ge­
schminkt (Hamburger Staatsoper) und 
sind somit den beiden Angeklagten völ­
lig unkenntlich. Zudem hatten sie zwei 
Züge der Eutiner Bereitschaftspolizei 
mitgebracht. Festgelegt wurde dies Ver­
halten in einer Vorbesprechung im 
LKA. Martens, Thoms, Jahnke und 
Schöning werden von ihrem stellvertre­
tenden Dienststellenleiter Lüthjens und 
dem Leiter der Rechtsabteilung LKA 
123 Wesstedt über ihre Aussagegeneh­
migung instruiert und spielen seitdem 
eine „Opferrolle“ im Prozeß.

Als die Verteidigung ihren Antrag auf 
Benützung eines Tonbands im Gerichts­
saal stellt, gibt es am gleichen Tag im 
Strohhaus ein weiteres Treffen. Ton­
bandaufnahmen sind seitdem zu verwei­
gern. Als Zeuge Martens dies versucht, 
besteht das Gericht auf seiner Aussage.

Es kommt Erstaunliches zutage. Nach 
Beobachtung der vermeintlichen Tat 
schlendert der Zeuge in Richtung Tatort, 
trampt noch 100 Meter in einem Auto, 
kann sich aber weder an Autotyp noch an 
Fahrer erinnern und erreicht die Gleise 
so nicht, bevor ein Zug drüberfährt.

In folgender Nachbesprechung nimmt 
außer sechs LKAlem laut Martens schon 
ein Anwalt teil. Dieser Jurist namens 
Scholle wird dem Zeugen im Gericht 
beigeordnet, um dem damaligen Obser­
vationsleiter seine Aussage zu erklären. 
Eigentliche Funktion jedoch ist die Ver­
hinderung unkontrollierter Aussagen 
und Schutz vor der Verteidigung.

Also verweigert Martens am 10. März 
seine Aussage wieder, woraufhin er ein 
Ordnungsgeld kassiert, ebenso wie Zeu­
ge Thoms. Ist dieser Schachzug erst ein­
mal getestet, so braucht der Zeugenbei­
stand von Jahnke und Schöning, Bert­
ling, gar nicht erst zu erscheinen. Am
23. März handeln auch sie sich ein Ord­
nungsgeld ein.

Mitte Mai entscheidet das OLG, daß 
die Zeugen nicht vor laufendem Ton­
band aussagen müssen.

Die nun folgenden Vemehmungstage 
verkommen vollends zur Groteske. Mit 
Hilfe der eingeschränkten Aussagege­
nehmigung, oder wahlweise versetzt mit 
seiner schlechten Erinnerung, boykot­

tiert Martens die Fragen der Verteidi­
gung^

Letztendlich behauptet er sogar, daß 
sein Observationsauftrag nichts mit der 
„Roten-Flora-Szene“ zu tun gehabt hät- 
e, sowie daß seine Zeugenaussagen von 
den vernehmenden Kripobeamten aus 
Pinneberg diesbezüglich fehlinterpre­
tiert worden wären.

Da es bei dem Observationsauftrag 
eigentlich um eine andere Person gegan­
gen wäre, konnte dieser, vom LKA an 
wesentlichen Stellen geschwärzt, wert­
los dem Gericht übergeben werden. Daß 
es sich bei der Observation von Ralf und 
Knud um eine Verwechslung der Ziel­
personen handeln sollte, obwohl die 
LKAler die beiden mehrmals aus kürze­
ster Distanz gesehen haben, wurde 
schon am selben Tag auf Instruktion des 
LKA-Dienststellenleiters aus dem Pro­
tokoll gestrichen. Erst in der Hauptver­
handlung führt das LKA dies wieder ein.

Während Martens im Gerichtssaal 
lügt, sich nicht erinnert oder sich auf sei­
ne beschränkte Aussagegenehmigung 
beruft, sitzt sein Vorgesetzter Lüthjens 
im 300 Meter entfernten Polizeihoch­
haus. Eine väterliche Zeugenbetreuung, 
die beim Schminktermin beginnt und mit 
der Rückfahrt nach Hamburg und Nach­
besprechung endet.

Und so kommt es, daß auch Wider­
sprüchlichkeiten sowie Fehler im Kon­
strukt glattgebügelt werden, wenn die 
Mittagspause im Gericht um ist. Ein Bei­
spiel : Auf die zum wiederholten Male 
gestellte Frage, die immer verneint wor­
den ist, ob er einen der Angeklagten je­
mals zuvor gesehen habe, endet die Mit­
tagspause mit einem Neueinfall. Ange­
klagter Gauger war von ihm schon ein­
mal observiert worden, was ihm eigent­
lich schon bei der Verhaftung aufgefal­
len wäre.

Das Gericht jedoch bleibt vom Lavie­
ren des LKA ungerührt. Vor der Som­
merpause vereidigt es den Zeugen Mar­
tens, was nicht anders zu interpretieren 
ist, als daß es dem Zeugen glaubt.

Doch nicht nur mit dem Gericht spielt 
das LKA Katz und Maus. Immer wieder 
werden einzelne aus der Soligruppe Ralf 
und Knud observiert. Im Juli wurden 
zwei aus der Soligruppe in „Amtshilfe“ 
vom Verfassungsschutz angesprochen. 
Dieser Versuch jedoch scheitert.

(Soligruppe Ralf und Knud, aus: spreng-sätze, 
Nr. 7, 28.18.92, .zu beziehen über: Schwarz­
markt, Kleiner Schäferkamp 46,2000 Hamburg 
36; der Artikel wurde von der Redaktion aus 
Platzgründen leicht gekürzt.)
Nächste Prozeßtage: Montag, 31.8.92; Diens­
tag, 8.9.92, dann immer montags und donners­
tags um 9.30 Uhr, Landgericht Itzehoe^

Weg in die Freiheit für 
Bernd Rößner in Sicht?

OTV und DGB fordern
Abberufung von NPD-Arbeitsrichtern

Nach über 17 Jahren Haft könnte nun 
Bernd Rößner, Gefangener aus der 
RAF, in den nächsten Monaten entlassen 
werden. Nach einem Gespräch im Bun­
despräsidialamt erhielten seine Verteidi­
ger die Zusage, daß Bernd Rößner be­
gnadigt und nach einem dreimonatigen 
Aufenthalt in der sozialtherapeutischen 
Abteilung der JVA Kassel U entlassen 
werde. Letzte Woche wurde er dorthin 
verlegt. Dieser neuen Entwicklung ging 
ein jahrelanges, zähes Ringen von Bernd 
selbst, seinen Anwälten, der Gruppe der 
Angehörigen der politischen Gefange­
nen in der BRD und von zahlreichen 
Einzelpersonen, Gruppen und Organisa­
tionen bis weit in die liberale Öffentlich­
keit voraus.

Seit 1983 ist Bernd Rößner, der 1975 
nach der Besetzung der deutschen Bot­
schaft in Stockholm verletzt verhaftet 
wurde, ununterbrochen krank; mit den 
Jahren verschlechterte sich sein Gesund­
heitszustand permanent weiter. Bernd 
ist auch nach der Auffassung von Ärzten 
seit langem haftunfähig. Obwohl dies 
den Verantwortlichen bekannt war und 
ist, weigerten sie sich bisher, seine Haft­
unfähigkeit anzuerkennen und ihn frei- 
znlassen. Bernd Rößners Krankheit ist 
eine direkte Folge der jahrelang prakti­
zierten Isolationshaft, die bei ihm in be­
sonders perfider Weise praktiziert wur­
de (er war u.a. monatelanger Bunker­
haft ausgesetzt). Als letzten Versuch, 
seine Freiheit doch noch zu erreichen, 

hatte Bernds Mutter vor mehr als einein­
halb Jahren ein Gnadengesuch bei Bun­
despräsident von Weizsäcker gestellt. 
Doch die Bundesanwaltschaft blockierte 
das Gnadenverfahren lange Zeit da­
durch, daß sie ihre erforderliche Stel­
lungnahme nicht abgab und stattdessen 
u.a. bessere Kooperation und Integra­
tion von ihm, einem schwerkranken Ge­
fangenen, in den Vollzug verlangte und 
schließlich auf einen vier- bis sechsmo­
natigen Aufenthalt in einer geschlosse­
nen psychiatrischen Anstalt bestand.

Noch ist nicht sicher, ob die Zusagen 
bezüglich Begnadigung und Entlassung 
nach den drei Monaten in Kassel tatsäch­
lich eingehalten werden. Bis dahin sind 
wir alle aufgefordert, mit größter Auf­
merksamkeit die Entwicklung in den 
nächsten drei Monaten zu beobachten, 
um sicherzustellen, daß dies geschieht.

Selbstverständlich wird die Freude 
eine ganz besondere sein, wenn Bernd 
nach all den Jahren dann endlich frei sein 
wird — gerade auch, weil so viele per­
manent für seine Freilassung gekämpft 
haben. Doch zwei Dinge müssen unver­
gessen bleiben: die Ignoranz und Arro­
ganz der Macht, die Bernd Rößner be­
wußt über Jahre an den Rand des Todes 
brachte, und die nicht wegzuleugnende 
Tatsache, daß der Weg, der ihm nun die 
Freiheit bringen soll, trotz alledem ein 
entwürdigender ist, sozusagen noch ein­
mal ein — bislang — letzter Handstreich 
der BAW gegen Bernd Rößner. — (jeh)

Bochum. Nach Angaben der Gewerk­
schaft ÖTV sind an den Arbeits- und So­
zialgerichten in Nordrhein-Westfalen in 
den letzten Jahren mindestens 14 ehren­
amtliche Richter ernannt worden, die 
der NPD oder anderen faschistischen 
Organisationen nahestehen. In Düssel­
dorf, Duisburg, Essen, Bochum und 
Gelsenkirchen sind sechs Arbeits- und 
acht Sozialrichter tätig, die vom Deut­
schen Arbeitnehmer-Verband (DAV) 
vorgeschlagen wurden. Zu ihnen gehört 
seit 1990 auch der Landesvorsitzende 
der NPD in NRW, Peter Markert, der 
gleichzeitig Stadtverbandsvorsitzender 
des DAV in Bochum ist.

Vor allem um Markerts Tätigkeit gibt 
es inzwischen eine Auseinandersetzung. 
Seine Funktion als Landesvorsitzender 
der NPD ist der nordrhein-westfälischen 
Landesregierung bekannt, nicht nur aus 
den eigenen Verfassungsschutzberich­
ten, sondern auch durch Hinweise der 
ÖTV. Dies war für seine Berufung 
durch das zuständige Arbeits- und Sozi­
alministerium jedoch kein Hindernis. 
Inzwischen koordiniert Markert in Bo­
chum auch die NPD-Aktion für ein 
Volksbegehren zur „Rückführung asyl­
mißbrauchender Ausländer“.

Der ÖTV Bezirk NWT1 ging dagegen 
im Juli an die Öffentlichkeit. Er wies 
darauf hin, daß Markert presserechtlich 
verantwortlich ist für rassistische Flug­
blätter. Ein Titel aus der jüngsten Zeit: 
„Alle stöhnen unter der Asylantenflut — 

Sie können etwas dagegen tun!“ Gerade 
weil es bei vielen Arbeits- und Sozialge­
richtsverfahren um die Belange von 
Ausländem geht, sind nach Ansicht der 
ÖTV Richter mit einer „ausländerfeind­
lichen Grundeinstellung“ nicht hin­
nehmbar. Der Forderung nach Amtsent­
hebung Markerts schloß sich auch der 
Ausschuß ehrenamtlicher Richter des 
Arbeitsgerichts Bochum an. Einstim­
mig, d. h. mit den Stimmen der von den 
Arbeitgebern benannten Arbeitsrichter, 
empfahl er den 80 ehrenamtlichen Rich­
tern in Bochum, ihre Tätigkeit bis zu ei­
ner Amtsenthebung Markerts ruhen zu 
lassen. Erst daraufhin wurde Arbeits­
und Sozialminister Heinemann (SPD) 
tätig und stellte beim Landesarbeitsge­
richt Hamm einen Antrag auf Amtsent­
hebung.

Diesen Antrag lehnte das Landesar­
beitsgericht mit einer Eilentscheidung 
am 5.8. ab. Die Begründung: Eine „blo­
ße Parteizugehörigkeit“ reiche nicht für 
eine Amtsenthebung. Der Richtereid auf 
die Verfassung, der auch von dem NPD- 
Funktionär geleistet worden sei, könne 
so lange nicht angezweifelt werden, wie 
die NPD nicht als verfassungswidrig 
eingestuft sei. Zwar kann das Landesar­
beitsministerium noch Gründe für ein 
Hauptverfahren zur Amtsenthebung 
Markerts nachschieben, die Eilentschei­
dung leistet der offensichtlich gezielten 
Tätigkeit von Faschisten an Arbeits- und 
Sozialgerichten jedoch erst einmal Vor­

schub. Rechtlich hätte sich das Landes­
arbeitsgericht in punkto Amtsenthebung 
auf die von der BRD unterzeichneten 
UNO-Resolutionen gegen Faschismus 
und Rassismus stützen können.

ÖTV und DGB wollen die Sache da­
mit nicht auf sich beruhen lassen. In ei­
nem Verfahren, bei dem es um einen 
ausländischen Lohnabhängigen geht, 
stellte ein Rechtssekretär des DGB einen 
lüg nach der Eilentscheidung des Lan­
desarbeitsgerichts einen Befangenheits­
antrag gegen Markert. Die ÖTV Be­
zirksleitung NW II sammelt Material für 
das weitere Verfahren zur Amtsenthe­
bung und gegen andere vom DAV be­
nannte ehrenamtliche Richter. Sie prüft 
die Möglichkeit eines Strafantrages we­
gen Volksverhetzung gegen Markert.

Darüber hinaus bekräftigte die ÖTV 
die von den DGB-Gewerkschaften wie­
derholt erhobene Forderung, dem DAV 
das Vorschlagsrecht für Arbeits- und 
Sozialrichter zu entziehen. Der DAV 
geht auf e'ine Gründung des ehemaligen 
FAP-Chefs, Michael Kühnen, zurück. 
Ihm gehören bundesweit 5000 Mitglie­
der aus verschiedenen Richtungen des 
faschistischen Spektrums an. Die Aner­
kennung des DAV kommt auch nach 
Ansicht des Bochumer Arbeitsgerichts­
direktors einer „politischen Ohrfeige 
für den DGB“ gleich, zumal das Bun­
desarbeitsgericht dem DAV die Tarif­
fähigkeit ausdrücklich abgesprochen 
hat. — (wof)
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Kurz berichtet

Demonstration zum 
Mordprozeß A. Antonio
Anläßlich der Fortsetzung des Prozesses 
wegen der Ermordung des Angolaners 
Amadeu Antonio demonstrierten in 
Eberswalde 1000 Menschen — großteils 
Berliner — zum Tatort. Amadeu war aus 
einer Menge von etwa 70 Neofaschisten 
heraus unter den Augen von Polizisten 
zu Tode geprügelt worden. Auch am 11. 
Verhandlungstag konnten die Beamten 
nicht erklären, wieso sie nicht eingegrif­
fen hatten und weshalb die Einsatztaktik 
auf Beobachtung und nicht auf Unterbin­
dung der zu erwartenden neonazisti­
schen Ausschreitungen abgestimmt war. 
Zu der Demonstration hatten neben anti­
rassistischen Gruppen, kirchlichen 
Gruppen und der PDS auch Mitglieder 
von SPD; Grünen und CDU in der Stadt 
aufgerufen. Die Kundgebungsredner 
verlangten, daß endlich Zeichen gegen 
den wachsenden Rassismus in Deutsch­
land gesetzt werden, und kritisierten, 
daß das Gericht die neofaschistischen 
Organisationszusammenhänge nicht 
aufdecke. Im Verlauf der Demonstration 
und im Anschluß kam es zu Auseinan­
dersetzungen zwischen Demonstrations­
teilnehmern, Neofaschisten und Polizei 
infolge rechter Übergriffe. Befremdlich 
war auch, daß ausgerechnet Peter Krab­
be Einsatzleiter war. Er hatte am 24. 
November 1990 auch den Polizeieinsatz 
geleitet, als Amadeu totgeprügelt 
wurde. — (chk)

Charite-Entlassungen nicht 
nach „Schwarzer Liste“
Berlin, Auf der Sondersitzung der Ab­
geordnetenhausausschüsse zu den Ent­
lassungen an der Charite wurde die Ver­
öffentlichung ,,Schwarzer Listen“ mit 
ungefähr 400 zukünftig zu entlassenden 
Mitarbeitern der Charitd einhellig kriti­
siert. Tatsächlich deckt die CDU/SPD- 
Koalition weiterhin das Vorgehen von 
Wissenschaftssenator Erhardt, der frech 
erklärte, es werde nicht nach den Listen 
vorgegangen, da nicht alle „Höchstbela­
steten“ darauf stünden. Der Abbau der 
Bettenzahl von 1800 auf 1350 bis Ende 
1994 soll durchgeführt werden, allen­
falls will Erhardt mit den Kassen über 
eine Streckung bis 1995 sprechen. Die 
Bettenreduzierungen begründet der Se­
nator mit Senatsbeschlüssen und Haus­
haltsbeschlüssen des Abgeordnetenhau­
ses. Sie werden zu einigen hundert Ent­
lassungen führen. Es sind also nur die 
Listen, die kursierten, erstmal vom 
Tisch, die Maßnahmen selbst nicht. 
— (chk)

Erst Stasi-Überprüfung — 
dann Parteimitgliedschaft
Berlin. Gut ein Jahr benötigte die 
Gauck-Behörde, um für 150 von 780 
Hochschullehrer der Humboldt-Univer­
sität Ergebnisberichte vorzulegen. Für 
die etwa 1500 Wissenschaftlichen Mit­
arbeiter wird erst zu Jahresende mit den 
Bescheiden gerechnet. Auf diese Weise 
wird beständig Unsicherheit und Unruhe 
unter den Beschäftigten geschürt.

Von den 150 Hochschullehrern, deren 
Namen in Akten der Gauck-Behörde 
auftauchten, sind inzwischen 69 (zusam­
men mit 189 anderen) „freiwillig“ ge­
gangen. Nach 71 Anhörungen durch den 
sogenannten Ehrenausschuß werden 16 
Hochschullehrer als „unzumutbar“ 
empfunden, in 33 Fällen habe man sich 
„einvernehmlich“ getrennt, 30 Hoch­
schullehrer dürfen sich in den nächsten 
fünf Jahren nicht um Wahlämter bewer­
ben. Sechs Betroffene bestreiten die in 
den Gauck-Unterlagen vermuteten Kon­
takte zum MfS, zwei werden eher als 
„Opfer“ denn als „Täter“ der Staatssi­
cherheit betrachtet. Nachweisbare per­
sönliche Benachteiligungen aufgrund 
von Berichten inoffizieller Stasi-Mitar­
beiter gibt es drei. Für den Ehrenrat und 
die Universitätsleitung der Humboldt 
überraschend war, daß nicht die Geistes­
wissenschaften, sondern die Naturwis­
senschaften im Mittelpunkt der Staatssi­
cherheit standen. Nach den Gauck- 
Überprüfungen sollen als nächstes die 
„strukturellen Verbindungen zur Par­
tei“ untersucht werden. — (Der Tages­
spiegel v. 8.8.92, har).

Rechtswidrige Spiegel- 
Hetze gegen Hermann Kant
Das Oberlandesgericht Hamburg hat 
dem SpfegeZ-Verlag durch ein Urteil un­
tersagt, Kant als „Stasi-Helfer“ zu be­

zeichnen. Kant ist bedeutender Schrift­
steller der Gegenwart. Er war Mitglied 
der SED seit 1979, ihres ZK seit 1986 
und Präsident des Schriftstellerverban­
des der DDR. 1978 hatte ihn der stell­
vertretende Minister für Kultur, Hoep- 
ke, wegen einer Nachauflage des Ro­
mans von Erich Loest „Es geht seinen 
Gang“ konsultiert, eine weitere Auflage 
abgelehnt und die Hauptverwaltung XX 
der Stasi informiert. — 1990 hatte der 
Spiegel Loest als Stasi-Opfer hochstili­
siert und in einem längeren Artikel ein 
Bild von Kant und Hoepke mit der Un­
terzeile veröffentlicht: „Stasi-Helfer 
Kant, Hoepke: Kollegen als Denunzian­
ten“. Das OLG Hamburg entschied: 
„Der Umstand, daß (Kant) dem SED- 
Regime auf das Engste verbunden . .. 
und Vorkämpfer bei der Verwirklichung 
sozialistischen Gedankengutes war, läßt 
einen Schluß dahin, daß er die Stasi bei 
der Überwachung eines Kollegen unter­
stützt hat, nicht zu. Eine dahingehende 
Lebenserfahrung, wie sie (der Spiegel) 
wohl in Anspruch nehmen will, gibt es 
nicht ... (Der Spiegel) müßte ... den 
Wahrheitsgehalt ... mit presserechtli­
cher Sorgfalt überprüft haben, und das 
kann (ihm) hier nicht zugestanden wer­
den.“ — (Quelle: Deutsch-Deutsche Rechts- 
Zeitschrift 7/92, S. 223 f- ped)

Verfassungsbeschwerde zu 
Rentenüberleitungsgesetz
Der Bund der Ruhestandsbeamten, 
Rentner und Hinterbliebenen hat Ver­
fassungsbeschwerde gegen das Renten­
überleitungsgesetz eingelegt. Als Will­
kür bezeichnet der mit dem Gutachten 
beauftragte Staatsrechtler Merten, daß 
alle Beschäftigten des öffentlichen Dien­
stes der DDR, die während ihrer Be­
schäftigungszeit bestimmte Einkom­
mensgrenzen überschritten und An­
spruch auf Zusatz- oder Sonderversor­
gungen hatten, als sogenannte System­
träger behandelt werden mit der Konse­
quenz, daß ihnen die Rente gekürzt 
wird. Der Einigungsvertrag enthalte Be­
standsgarantien, wozu seiner Ansicht 
nach auch gehört, daß der Rentenreal­
wert erhalten bleibe. Nach Merten ist 
das Rentenrecht wertneutral und führe 
auch nicht bei Schwerstkriminellen zu 
Kürzungen. — (har)

Teilzeitarbeitstatt 
Bedarfskündigungen?
Sachsen. Um der drohenden Bedarfs­
kündigung gemäß Einigungsvertrag zu 
entgehen, haben ca. 25000 Lehrkräfte in 
Sachsen „freiwillig“ ihre Arbeitszeit 
auf 82,5 % reduziert. Gleichzeitig erhal­
ten sie einen sechsjährigen Kündigungs­
schutz garantiert. 5000 Planstellen kön­
nen nach Angaben der GEW auf diese 
Weise eingespart werden. Während die 
GEW hofft, durch Teilzeitarbeit um die 
drohenden Bedarfskündigungen herum­
zukommen, sieht das sächsische Kultus­
ministerium nach wie vor die Notwen­
digkeit derselben; rund 1000 überzähli­
ge Lehrkräfte gebe es allein im Raum 
Dresden. Wie freiwillig die ganze Sache 
ist, sieht man daran, daß die etwa 3000 
Lehrkräfte, die noch nicht auf das Ange­
bot reagiert haben, zu einem „Mei­
nungsumschwung“ bewegt werden sol­
len, was nichts anderes heißt, als daß 
ihnen gedroht wird. Das Vorgehen von 
Sachsen ist nicht unumstritten, denn die 
Freiwilligkeit wird fest immer zum 
Zwang. Was bei den vergleichsweise 
hohen Gehältern von Lehrkräften noch 
gerade angehen mag, führt bei anderen 
Beschäftigtengruppen zu unerträglichen 
Einkommenssenkungen. — (Der Tages­
spiegel v. 8.8.92, har) -

Kein Bauboom im Osten, 
aber Profitboom im Westen
Von einem Bauboom im Osten, vorher­
gesagt als Lokomotive für einen allge­
meinen Aufschwung, kann keine Rede 
sein. Der Wohnungsbau brach zusam­
men: Wurden 1989 in der DDR noch 
912000 Wohnungen gebaut, werden es 
1992 gerade noch 20000 bis 30000 sein. 
Auch Investitionen in den Wirtschafts­
bau finden kaum statt. Allein im Raum 
Berlin-Brandenburg sind gegenwärtig 
13000 Bauarbeiter arbeitslos gemeldet, 
weitere 13000 arbeiten kurz. Nur eines 
boomt: Fast alle westdeutschen Baukon- 
zeme kauften ostdeutsche Baubetriebe 
und lassen die Arbeiter zu 60% des 
westlichen Lohnes auf westlichen Bau­
stellen arbeiten, vor allem die lohnko- 
stenintensiven Biege- und Verlegearbei­
ten von Betonstahl ausfiihren. Darüber 
hinaus beuten die westlichen Baukon­
zerne über 300 0Ö0 osteuropäische Ar­
beiter zu Niedrigstlöhnen aus. — (scc)

Das Ende des MfS — 
eine historische Warnung
Interview mit Klaus Eichner, „Insider-Komitee für Aufarbeitung“
Die Politischen Berichte wandten sich 
mit einigen Fragen an den Vertreter des 
Sprecherrates des „Insider-Komitees 
zur Aufarbeitung der Tätigkeit des 
MfS“, Klaus Eichner. Das Komitee be­
steht aus ehemaligen Mitarbeitern des 
MfS, die sich seit April 1992 zusammen­
geschlossen haben, um die Tätigkeit des 
MfS im Kontext der DDR-Geschichte 
aufzuarbeiten, sich der Öffentlichkeit zu 
stellen und ihren Anteil zur Bewältigung 
der Vergangenheit zu leisten.

Welchen Zusammenhang sehen Sie zwi­
schen den dem MfS offiziell übertrage­
nen Aufgaben und Auswüchsen ?

Ein solcher Zusammenhang existiert. 
Diente die Schaffung des MfS als Teil, 
des Machtapparates der DDR der Ab­
wehr und Aufklärung der gegen sie ge­
richteten Angriffe, so wurde ein wesent­
licher Teil der Tätigkeit der Beobach­
tung und Überprüfung der Bevölkerung 
gewidmet. Die Widersprüchlichkeit der 
Aufgabenstellung des MfS ergab sich 
besonders auch aus der Tatsache, unter 
den Bedingungen der offenen Grenze zu 
arbeiten. Nach dem 13.8.1961 entwik- 
kelte sich das MfS zu einem unüber­
schaubaren und weitverzweigten Macht­
instrument. Von ursprünglich übertra­
genen Aufgaben wurde mehr und mehr 
abgerückt. Das MfS wurde zu einem in 
fast allen Lebensbereichen der DDR 
präsentem Apparat. Damit verlor es zu­
nehmend seine Effektivität* und Aner­
kennung in breiten Kreisen der Bevölke­
rung, die zweifellos in den Anfangsjah­
ren der DDR vorhanden war. Aus heuti­
ger Sicht vollzog sich eine Wandlung 
des Charakters des MfS von einem ande­
ren Machtbereichen gleichgestellten 
Organ zu einem „alles machenden“, das 
sogar Pölizeifimktionen übernahm. Re­
pressive Züge traten in den Vorder­
grund.

Die Gründe dafür liegen sowohl in der 
Krise, in der sich der real existierende 
Sozialismus befand, als auch in der Un­
fähigkeit der SED, geeignete Reformen 
zur Stabilisierung des Regimes durchzu­
führen.

Die „Bunkermentalität“ der Führung 
des MfS, die ihren Ursprung in den stali­
nistischen Denkweisen hatte, Welt­
fremdheit und Überheblichkeit bei der 
Ausübung der Macht führten zu den 
Auswüchsen, die unter diesen Umstän­
den systemimmanent waren und eine 
Folge der Erstarrung des gesamten Sy­
stems darstellten. Auswüchse waren 
damit vor allem die Aufgabenstellung 
der „Parteiführung“ an das MfS, aber 
auch die sich aus der Eigendynamik er­
gebenden Erscheinungen innerhalb des 
MfS.

Wie sah das Feindbild, die Bedrohungs­
lage aus, von der das MfS ausgegangen

ist ? Gab es — zeitlich gesehen — Ände­
rungen ?

Ein sehr komplexes Thema!
Das Feindbild war voll geprägt durch 

die Sicherheitsdoktrin der SED. Die 
„Entwicklung“ des Feindbildes läßt 
sich auch am besten aus dem Mechanis­
mus SED — MfS heraus verstehen.

International ging die Doktrin von 
einer Verschärfung des Klassenkamp­
fes, bes. im Sinne einer unmittelbaren 
militärischen Bedrohung und Forcie­
rung der Rüstung, aus, die verbunden 
war mit „politisch-ideologischer Diver­
sion“, Aggressivität und zunehmender 
Kriegsgefahr. Dazu gab es ja in der Poli­
tik der USA, der NATO und der BRD 
genügend real vorhandene Komponen­
ten. Das betraf vor allem auch alle Ver­
suche der BRD, die Existenz der DDR 
zu beenden. Die Politik der Destabilisie­
rung des sozialistischen Systems war 
real vorhanden, wurde aber durch die 
Führungen der sozialistischen Staaten 
überbewertet, wobei gleichzeitig alle 
inneren Faktoren negiert wurden (Bei­
spiele CSSR1968, Polen 1980).

Im Inneren wurde das Feindbild zu­
nehmend auf die eigenen Bürger über­
tragen, was zur Kriminalisierung aller 
politisch Andersdenkenden und Opposi­
tionellen führte. Das schloß die Vermu­
tung nach „geheimdienstlicher Steue­
rung“ aller realen oder eingebildeten 
„Feindaktivitäten“ ein.

Am schlimmsten empfinde ich, daß 
die SED auch alle innerparteilichen Op­
ponenten (Janka, Havemann, Bahro) 
durch das MfS verfolgen ließ.

Allgemein verlagerte die SED politi­
sche Auseinandersetzungen in die Ver­
antwortung des MfS und der Strafverfol­
gung, was von der Führung bereitwillig 
übernommen und ausgeführt wurde. Die 
SED entzog sich damit öffentlich politi­
schen Auseinandersetzungen, die zur 
Reformierung des gesamten Systems 
notwendig gewesen wären. Das trifft 
auch auf die Bearbeitung der Antragstel­
ler für Ausreisen, oppositionelle Frie­
densbewegungen, die Aktivitäten der 
Kirchen u.a. zu.

Ist die verdeckte Arbeit, d. h. das Ermit­
teln unter Vortäuschen, nötig oder auch 
nur erfolgreich ? Kann man aus der 
Sichtung der Trümmer Empfehlungen 
geben, was eine revolutionäre Macht 
sowieso nicht tun muß, weil es zum 
Schluß nichts nützt und nur die Leute 
aufbringt ?

Zweifellos ist die Geschichte der DDR 
und auch des MfS vor allem in dieser 
Hinsicht einmalig 1

Ermitteln unter Vortäuschen, auch als 
Methode, die bisher überall und in der 
Welt weit verbreitet angewandt wird 
und zur Grundausstattung jedes Ge­

heimdienstes gehört, hat sich insgesamt 
als sinn- und nutzlos erwiesen, obwohl 
sich aus dem Einzelfall vielleicht noch 
ein spannender Krimi machen ließe, wie 
das ja auch noch nach wie vor in der 
westlichen Filmwelt gang und gäbe ist.

Grundsätzlich berührt diese Frage 
aber das Problem der Übertragung von 
Generalvollmachten und Kompetenzen 
für die Anwendung geheimer Mittel und 
Methoden an bestimmte Organe, sprich 
Geheimdienste. Allein schon diese lät- 
sache fuhrt in jedem Staatswesen zu 
einer Deformation der politischen Be­
ziehungen, der öffentlichen Meinungs­
bildung, zur Einschüchterung oppositio­
neller Kräfte und birgt immer die Gefahr 
des politischen Mißbrauchs für die je­
weils Herrschenden in sich.

Als politische Vision sollte eine Ge­
sellschaft so aufgebaut sein, daß in ihr 
alle politischen Widersprüche auch nur 
mit politischen Mitteln und demokra­
tisch ausgetragen werden. Zwangsmittel 
sollten nur dann eingesetzt werden, 
wenn das Gemeinwesen durch bestimm­
te Handlungen und Entwicklungen ge­
fährdet ist und diese Wertung von der \ 
breiten Öffentlichkeit mitgetragen wird.

Das trifft auch auf die internationalen 
Beziehungen zu. Zwischen den Staaten 
sollten solche Beziehungen angestrebt 
werden, die durch Transparenz der i 
Handlungen und Potentiale, durch ver- ! 
trauensbildende Maßnahmen und durch I 
demokratisches Zusammenwirken bei j 
der Lösung globaler Probleme gekenn- J 
zeichnet sind. Damit würden geheime i 
Aktivitäten zur Beschaffung interner In- i 
formationen anderer Staaten zunehmend ■! 
überflüssig. i

In einer widersprüchlichen und von 
krisenhaften Entwicklungen geprägten • 
Welt, in der das Prinzip der Gleichheit l 
zwischen den Staaten nicht angewandt ,
wird und demokratische Beziehungen I
nicht existieren, wird jedoch altes Den- 1 
ken immer wieder neu aufgelegt: Eine ' 
tagespolitische Forderung nach Ab­
schaffung aller Geheimdienste erscheint < 
deshalb im Moment illusionär. Sie könn­
te aber Eingang finden in die program­
matischen Diskussionen der Linken, wie j 
eine Gesellschaft nach unseren Vorstei- j 
lungen aufgebaut sein sollte. i

Wo ist die Grenze zwischen politisch mo- j 
tivierter, aber falscher Aktion und Straf 1 
tat überschritten im Handeln der MfS- •> 
Organe ?

Die gesetzliche Grundlage hatte das MfS J 
für seine Tätigkeit auf der Basis des Ge- i 
setzes zur Bildung des MfS vom 8.2. J 
1950. Das war alles. Nicht gewährleistet 
war eine Kontrolle durch die Volkskam- ! 
mer der DDR. Die Sicherheitsdokiriß | 
der SED bestimmte Form und Inhalt der 
Tätigkeit. Das ermöglichte die willkürli­
che Erweiterung und Inhaltsbestimmung
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Aff Tätigkeit des MfS. Die Grenze des 
Gesetzlichen wurde überschritten, weil 
es für viele Handlungen keine gesetzli- 
d*eo Grundlagen gab. Aus der Position 
öes „Siegers der Geschichte“ ergab sich 

jesuitische Prinzip, daß die revolu­
tionäre Macht und die Notwendigkeit 
□res Schutzes auch die Anwendung al­
ler Mittel heiligt. Die Grenze wurde 
zweifellos schon da überschritten, wo 
politische Auseinandersetzung durch 
Anwendung staatlicher Zwangsmaßnah­
men oder den Einsatz nachrichtendienst­
licher Mittel ersetzt wurde.

Glauben Sie, daß die Masse von Er­
kenntnissen , die beim MfS zusammenge­
laufen ist, ingesamt größer oder kleiner 

t nur a/s die Datenmasse, die in der BRD 
yisammenläufi, wenn man die ganzen 
betrieblichen Unterlagen, Zeugnisse 
usw. mitrechnet ? Über wen wurden 

f eigentlich Unterlagen gesammelt, und 
bei welchen Gelegenheiten (Regelanfra- 
S*)?

Es gibt rund 6 Millionen Erfassungen 
von Personen in der Zentralkartei des 
MfS. Das sind noch keine Akten oder 
Dossiers. Aufteilung der 6 Millionen 
Erfassungen:
— ca. 2 Millionen Sicherheitsüberprü­
fungen im weitesten Sinne, sowohl zu 
Mitarbeitern und Angehörigen, Ange­
hörige des Wachregiments, Geheimnis­
träger, Reisekader, d.h. sogenannte 
„positive“ Bürger der DDR; dazu noch 
IM-Erfassungen mit Verwandten;
— ca. 1,5 Millionen Hinweise im Zu­
sammenhang mit Nazi- und Kriegsver­
brechen,
— ca. 2 Millionen Bürger der BRD und 
des Auslandes, politische Prominenz, 
Geheimdienstmitarbeiter, Mitarbeiter in 
Schwerpunktobjekten, Kontakte von 
DDR-Bürgern, d.h. insgesamt eine sehr 
bunte Auswahl,
— der „Rest“ sind Personenerfassun­
gen zu den durch das MfS bearbeiteten 
DDR-Bürgern, oppositionelle Kreise, 
aber auch unter Spionageverdacht ste­
hende Personen, mögliche Gewalttäter 
u.a.

Bei einem Vergleich mit ähnlichen 
Personenerfassungen in der Alt-BRD 
sind allein im NADIS 1988 ca. 18,5 Mil­
lionen Personen (nach anderen Angaben 
ca. Aö Und das
sind in der BRD noch nicht alle Perso­
nenspeicher. Außerdem gibt es die Spei­

cher des polizeilichen Staatsschutzes 
UNPOL mit Sonderdateien wie SPU- 
DOK, PIOS, APIS, die sich alle auf poli­
tische oder politisch motivierte Sachver­
halte beziehen.

Welche Sanktionsmöglichkeiten hatte 
das MfS ? Wie weit kam. es zu untergrün­
digen Bestrafungen sozialer und politi­
scher Art ?

Generell hatte das MfS alle im Rechtssy­
stem der DDR vorgesehenen Sanktions­
möglichkeiten — nach Strafprozeßord­
nung, Volkspolizeigesetz, Ordnungs­
widrigkeitengesetz u.a. Bei Oppositio­
nellen wurde häufig, wenn selbst die ex­
trem ausgestalteten politischen Strafbe­
stände nicht ausreichten, nach „krimi­
nellen“ Handlungen gesucht, z.B. Ver­
stoß gegen das Devisengesetz oder bei 
Künstlern angebliche Vertragsverlet­
zungen. Im Mechanismus des Zusam­
menwirkens von Partei, Massenorgani­
sationen und Staatsapparat konnten ver­
schiedene Formen untergründiger Be­
strafung realisiert werden, z.B. fakti­
sche Berufeverbote bei Antragstellern 
zur Übersiedlung in die BRD bei Leh­
rern, Angestellten im Staatsapparat, 
Einflußnahmen auf Kulturschaffende. 
Mit Informationen vom MfS funktio­
nierte der „Apparat“ auch ohne Wei­
sungen seitens des MfS. Aber auch an­
dere Wirkungen und Reaktionen konn­
ten eintreten, wenn nämlich bei Ermitt­
lungen des MfS bei offiziellen Stellen 
bei den Ansprechpartnern die „Ah­
nung“ aufkam, daß zur ermittelten Per­
son „etwas vorliegen“ könnte.

Wir haben in der BRD einen Abwehr­
kampf gegen das Polizeirecht. Wir sind 
der Meinung, daß die Normen, die in 
diesem Kampf entwickelt werden, auch 
im Falle einer neuerlichen politischen 
Wende in Geltung bleiben müssen. Hal­
ten Sie das für illusionär ? Wir nicht.

Jede Form der Erweiterung der polizei­
lichen Befugnisse, insbesondere der 
Übertragung präventiver Aufgaben und 
Ermächtigungen für den Einsatz konspi­
rativer Mittel und Methoden, richtet sich 
gegen den politischen Gegner. Das be­
trifft auch die wohlklingenden Argu­
mente des Kampfes gegen die organi- 
sierte und Gewadtkriminalität.

Der Kampf gegen das Polizeirecht ist 
in allen Situationen notwendig, denn 

eine demokratische Kontrolle der Ge­
heimdienste und Polizei ist nicht mög­
lich.

Eine Frage zur Selbstaufgabe des Indivi­
duums im Gehorsam. Welche Möglich­
keit, sich zu wehren, hat es ?

Gehorsam hat etwas zu tun mit Disziplin 
und Unterordnung. Im Falle der Mitar­
beiter des MfS gab es noch ihre Verquik- 
kung mit dem politisch-ideologischen 
Faktor. Bei den ehemaligen Mitarbei­
tern des MfS bündelten sich Wirkungen 
aus der bewußten Parteidisziplin (be­
wußte Unterordnung der persönlichen 
Interessen unter gesellschaftliche) mit 
den Zwängen aus der militärischen Un­
terordnung (Befehle und Weisungen, 
militärische Disziplin), die angeblich 
auch gesellschaftliche Interessen wider­
spiegelten.

Bei der Mehrzahl der Mitarbeiter han­
delte es sich um gut ausgebildete und 
qualifizierte Menschen. Wir waren kei­
ne Marionetten. Jeder hatte unter den 
gegebenen Bedingungen seine Indivi­
dualität und ordnete diese in das existie­
rende militärische Gefüge ein. So gab es 
an der Basis lebhafte und kritische Dis­
kussionen, in denen viele drängende 
Fragen gestellt wurden und auch Zwei­
fel aufkamen. Aber das gesamte System 
der organisierten Parteiarbeit kappte alle 
Spitzen und mögliche Wirkungen nach 
oben durch die Art des Informationsflus­
ses, die Auswahl und Bevorzugung von 
bestimmten Personen in der Nomenkla­
tura usw.

Zivilcourage zur Artikulierung von 
Zweifeln, Formulierung von Forderun­
gen o. ä. war da schwer aufzubringen. 
Hinzu kam, daß die Mehrheit an die Ge­
rechtigkeit des Systems und noch bis zu­
letzt an eine Art Selbstreinigung und 
biologische Lösungen glaubte. Zivil­
courage, Auflehnung oder gar Wider­
stand wären mit sehr unterschiedlichen 
persönlichen Konsequenzen verbunden 
gewesen. Das Mindeste wäre noch eine 
Entlassung aus dem MfS wegen Untaug­
lichkeit gewesen.

Widerstand hätte auch eine Orientie­
rung an einer Alternative gebraucht. 
Und eine solche war nicht erkennbar, 
bzw. die folgerichtig realisierte Alterna­
tive BRD wurde von uns nicht gewollt, 
aber logischerweise als Konsequenz 
eines möglichen Widerstandes gesehen, 
was in unseren Augen Verrat an der poli­

tischen Überzeugung und am Status als 
Offizier gewesen wäre.

Wie kann der Dämonisierung des MfS 
begegnet werden ? Das Bündnis ’90 will 
„Täter-Opfer-Gespräche“ und ein Tri­
bunal in Gestalt des „Leipziger Fo­
rums“. Sehen Sie eine Möglichkeit der 
öffentlichen Aufarbeitung und Verstän­
digung über die Konsequenzen im politi­
schen Handeln ?

Ja, die sehen wir. Einige Mitarbeiter ha­
ben sich im „Insider-Komitee zur Auf­
arbeitung“ zusammengeschlossen, um 
gerade eine solche sehr schwierige Auf­
gabe anzugehen. Wir sind uns aber be­
wußt, daß das sehr problematisch ist, 
weil in einer Atmosphäre der Vorverur­
teilung, Hysterie und Skandalsuche das 
MfS noch eine Weile zur Ablenkung von 
anderen gravierenden politischen und 
sozialen Problemen dienen wird. Wir 
sind unsererseits zu einem offenen poli­
tischen Dialog mit allen interessierten 
Kräften bereit, lehnen aber eine undiffe­
renzierte Vorverurteilung und Krimina­
lisierung, damit auch jedes einzelnen 
Mitarbeiters, ab. Wir wenden uns auch 
gegen laufende Untersuchungsverfah­
ren gegen ehemalige Mitarbeiter des 
MfS, die auf der Basis der Gesetze der 
Alt-BRD laufen und faktisch alte Zu­
stände, d.h. die Existenz zweier sich 
feindlich gegenüberstehender Staaten, 
zum Ausgangspunkt nehmen. Hier wird 
offensichtlich Rache für ehemals erlitte­
ne Niederlagen genommen.

Generell wird das Herangehen an eine 
„Aufarbeitung“ nie einheitlich sein, 
weil sie immer vom politischen Kalkül 
abhängt. Der historischen Wahrheit am 
nächsten würden wir kommen, wenn al­
le Beteiligten — die Betroffenen, die IM, 
die Mitarbeiter — als gleichberechtigte 
Partner ihre unterschiedlichen Sichten 
darlegen könnten. Dazu würde auch ge­
hören, daß die konkreten historischen 
Bedingungen beachtet und voll aner­
kannt werden und keine einseitigen In­
terpretationen zugelassen werden.

Es wird sowohl in der ehemaligen DDR- 
Opposition als auch unter ehemaligen, 
Mitarbeitern des MfS die Abschaffung 
der Geheimdienste diskutiert. Wäre ein 

.solcher Schritt in einem sozialistischen 
Lande mit starken inneren Kämpfen und 
einer mächtigen imperialistischen Um­
gebung überhaupt denkbar? Gibt es 

Vorstellungen, wie die bisherigen Auf­
gaben der Geheimdienste in einer demo­
kratieverträglichen Form übernommen 
werden können ? Können Staaten wie die 
USA oder BRD ohne Geheimdienste aus­
kommen ?

Das berührt wieder die Vision einer zu­
künftigen Gesellschaft. Im Moment 
scheint die Forderung nach Auflösung 
aller Geheimdienste eine illusorische 
Forderung zu sein. Es ist uns nicht be­
kannt, daß in Folge der Veränderungen 
in der ehemaligen UdSSR oder nach dem 
Ende der DDR auch nur ein Mitarbeiter 
der CIA oder des BND entlassen worden 
wäre! Wären die Beziehungen zwischen 
den Staaten schon so, wie es laut politi­
schen Erklärungen ausgedrückt wird, 
wäre die Existenz eines jeden Geheim­
dienstes überflüssig. Neues Denken ist 
in diese Kreise noch nicht eingezogen!

Die Welt von morgen wird sicher mit 
anderen Maß Stäben zu messen sein als 
unsere heutige. Fest steht aber schon 
jetzt, daß sie sich nicht mehr mit den al­
ten Mitteln und Methoden der Konfron­
tation regieren läßt. Gemeinsames Her­
angehen, gemeinsames Studium existie­
render Probleme und ihre gemeinsame 
Lösung ist schon heute eine sehr aktuelle 
Forderung. Jeder Staat kann und sollte 
über öffentliche, wissenschaftliche In­
stitutionen verfügen, die Entwicklungen 
im globalen Maßstab, in anderen Län­
dern studieren und prognostizieren und 
dabei mit Institutionen gleicher Art aus 
anderen Ländern gleichberechtigt Zu­
sammenarbeiten. (Diese Vorstellung hat 
reale Grundlagen, denn Analysen eini­
ger Einrichtungen der DDR- und Ostfor­
schung waren mit ihren Einschätzungen 
wesentlich näher an der Realität als ein­
schlägige Dokumente des BND.)

Wie im Inneren demokratische Struk­
turen und Umgangsformen geschaffen 
werden können, ist schwer zu sagen. Ich 
weiß es auch nicht. Zumindest unter den 
gegenwärtigen Bedingungen nicht! Die 
Vertreter des Verfassungsschutzes oder 
der Bundesanwaltschaft sind ja nicht 
einmal bereit oder in der Lage, die histo­
risch neue Situation nach dem Anschluß 
der DDR richtig zu begreifen. Sie rük- 
ken keinen Deut von ihrem bornierten 
Geheimdienstdenken ab. Das Ende des 
MfS ist ihnen noch nicht als historische 
Warnung eingegangen.

Wir bedanken uns für das Interview.

Wir drucken im folgenden einen Arti­
kel nach, den Klaus Eichner, ehemals 
leitender Mitarbeiter des DDR-Nach­
richtendienstes, für die Berliner Linke 
schrieb (Juli 1991) und der Aufschluß 
über Person und Entwicklung des 
Autors gibt und das obige Interview 
deshalb gut ergänzt.

Sind MfS-Mitarbeiter 
lernfähig?
Diese Frage kann ich natürlich so nicht 
beantworten. Nicht so, weil sie eigent­
lich nichts über Richtung und Tiefe 
möglicher Lernprozesse aussagt, nicht 
ich, weil diese Frage jeder für sich be­
antworten muß.

Mir drängt sich diese Frage allerdings 
seit geraumer Zeit unbarmherzig auf, 
denn damit zusammenhängende Ant­
worten entscheiden mit darüber, wie ich 
mein ganzes bisheriges Leben beurteile 
und welchen Sinn ich in mein zukünfti­
ges Handeln hineinlege.

Heute bin ich 52 Jahre, zu alt, um 
„unberührt“ nach vorn zu schauen, zu 
jung, um einen wie auch immer gearte­
ten Schlußstrich zu ziehen. Nachdem ich 
1957 die Schule mit dem Abitur in der 
Täsche verließ, ging ich freiwillig zum 
MfS. Ich arbeitete in verschiedenen 
Ebenen der Spionageabwehr und der 
Aufklärung und war zuletzt als Leiter 
verantwortlich für die Auswertung jener 
Erkenntnisse, die wir über Geheimdien­
ste führender westlicher Staaten und de­
ren Wirken gegen die DDR sammelten. 
Diese Arbeit prägte mich ebenso, wie 
ich als Leiter und Parteifunktionär in 
einem militärisch organisierten Bereich, 
dem MfS, meine Motive und Maxime 
einbrachte.

Die unbedingte Bereitschaft, meine 
persönlichen Interessen den gesell­
schaftlichen und operativen Erfordernis­
sen unterzuordnen, galt mir genauso 
selbstverständlich und unabdingbar wie 
die Notwendigkeit, die sozialistische 
DDR, mein Heimatland, gegen innere 
und äußere Feinde zu verteidigen.

Trotz Zweifel treu ergeben
Da mir einschlägige Analysen und Infor-

Gedanken eines „Verdammten“
mationen des MfS über „Feinde des So­
zialismus“ zugänglich waren, glaubte 
ich relativ viel über diese zu wissen, zu­
mal die Kästen, in die sie einzusortieren 
waren, längst gezimmert und stets aufs 
Neue poliert wurden: Kritiker, die sich 
ausländisches Terrain zunutze machten, 
waren Dissidenten. Sofern sie im Inland 
agierten, fielen sie unter die Kategorie

„feindlich negative Kräfte“. Mit diesem 
mir nur allzu eingängigen politischen 
Grundraster aus- und aufgerüstet, moti­
vierte ich mich und meine Mitarbeiter 
bis an die sogenannte Wende heran. 
Denn Fragen und Zweifel bohrten schon 
in mir.

Die Perestroika hatte ich begrüßt. Von 
Glasnost allerdings habe ich nicht viel 
gehalten. Auch dem Sputnik-Verbot be­
gegnete ich durchaus mit Verständnis. 
Die dort praktizierte Art, mit Geschichte 
umzugehen, hielt ich schlichtweg für 
unverantwortlich. Die grobschlächtige
Form des Verbotes entlockte mir ledig­
lich ein müdes Lächeln.

Tief betroffen machte mich jedoch die

Ohren gehauen. Das Wirken des Runden 
Tisches, die Konsequenz und die 
Sprachklarheit der Bürgerbewegten im 
Gegensatz zur kläglichen Sprachlosig­
keit der SED-Führung, die Besetzung 
unserer Dienststellen und die sehr unter­
schiedlichen Reaktionen unserer Leiter 

gerte mich außerordentlich. Ich war der auf die wie eine Naturkatastrophe über 
Überzeugung, daß wir ohnehin über die uns hereinbrechenden Entwicklungen, 

all das fügte sich zu einem Mosaik, das 
mit herkömmlichen Schablonen nicht 
mehr zu entziffern war.

In wenigen Tagen und Wochen , wurde 
ich so Vor-Ort-Zeuge eines Prozesses, 
in dem mein Lebenswerk und meine Le­
bensart einem Kartenhaus gleich zusam­
menfielen. Und, ich konnte und wollte 
nichts mehr dagegen tun. Wenn dieser 
Wendeherbst und -winter mich etwas 

* nachhaltig gelehrt haben, dann die 
schmerzliche Erkenntnis, daß ich neu zu < 
lernen habe, mit meiner Vergangenheit i 
und mir selbst klarzukommen. i

einsetzende und ansteigende Ausreise­
welle. Ja, die Tatsache, daß die häufig 
beschworene ,, gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe ihrer Zurückdrängung“ nur 
Gerede war und stattdessen alles, wofür 
Politik verantwortlich gewesen wäre, 
letztlich beim MfS abgeladen wurde, är-

besseren Argumente verfügten. Um so 
unverständlicher die Versuche, Opposi­
tionelle mundtot zu machen, anstatt mit 
ihnen zu leben und politisch zu streiten. 
Bis zur letzten Konsequenz jedoch hatte 
ich dieses Problem nicht durchdacht.

Als das Kartenhaus fiel
Wirklich prägende und zugleich 
schmerzhafte Signale hinterließ in mir 
die große Demonstration am 4. Novem­
ber 1989 auf dem Alex. Als sozialistisch 
gebildeter Jurist bekam ich unsere eige­
ne Verfassung und Paragraphen des 
DDR-Strafgesetzbuches mit einer völlig 
anderen, richtigen Betonung um die

Bitteres Fazit
Es gibt Momente, da fallt es einem wie 
Schuppen von den Augen. Viel schwie­
riger ist esjaber, sich die Schuppen Stück 
für Stück selbst herunterzureißen. Viel 
habe ich in der Nachwendezeit gelesen, 
darunter auch Altbekanntes, unter nun­
mehr neuem Blickwinkel. Zum Beispiel 
Leonhardts Buch „Die Revolution ent­
läßt ihre Kinder“. Ich kannte es bereits 
und mußte nun ihn, Stephan Heym und 
andere wieder aus der Dissidenten-Kiste 
herausholen, in die ich sie voller Ab­
scheu hineingesteckt hatte. Ich beschäf­
tigte mich mit dem Problem der Men­
schenrechte, ein Thema, das mir als 
„Mittel des Klassenfeindes“ so fremd 
nicht war. Um so klarer offenbarte sich 
mir nunmehr das Defizit, das „meine 
DDR“ festgeschrieben und festgefahren 
hatte. Ich nutze Einblicke, die mir bisher 
verwehrt waren und die ich vor der 
Wende vermutlich empört zurückgewie­
sen hätte, um mich mit der Geschichte 
des Stalinismus in der UdSSR, den 
Schauprozessen in den jungen Volksde-

mokratien, der Rolle der Sicherheitsor­
gane und Vertreter des KGB, die Rück-. 
und Auswirkungen auf die SED und die 
DDR zu beschäftigen.

Bei allen offenen Fragen, mit denen 
ich mich weiterhin herumplage, bleibt 
die nüchterne Erkenntnis: Dieses büro­
kratisch-administrative System, in das 
viele, viele wie ich, ihre ganze Hoffnung 
und Kraft investiert haben, konnte ohne 

. sein perfektes Sicherheitssystem nicht 
„funktionieren“. Ich habe diesem Sy­
stem in Treu .und Glauben gedient und 
stehe nun enttäuscht vor dem Dilemma: 
Bin ich nun Täter oder Opfer oder bei­
des?

(M)ein Recht auf Visionen
Dies ist für mich nicht nur eine Frage 
moralischer Schuld, die schnell verteilt, 
aber schwer zu tragen ist. Die persönli­
che Bilanz fordert auch Antwort darauf, 
ob ich 33 Jahre umsonst gelebt habe, ob 
dies alles, wie auch der Versuch, eine 
neue Gesellschaftsordnung aufzubauen, 
nichts als eine einzige Sackgasse war, 
schmutzig, finster, ausweglos. Komme 
ich zu dem erbarmungslosen Schluß, ja, 
es war von vornherein ein teuflischer 
Irrweg, dann muß ich abtreten und mich 
aufgeben. Sage ich nein, laufe ich Ge­
fahr, als unbelehrbarer Teil eines ver­
dammten Monsters abgestempelt und 
.ausgegrenzt zu werden.

Aber diese 33 Jahre waren und sind 
untilgbarer Bestandteil meines Lebens, 
wie auch meine ungebrochene Vision 
von einer besseren, weil menschlicheren 
Gesellschaft als die, in der ich jetzt lebe. 
Als Offizier des MfS, der damit beschäf­
tigt war, erfahrenen und hochorganisier­
ten Geheimdiensten kapitalistischer 
Staaten wichtige, weil ihrer Allmacht 
dienende Geheimnisse zu entreißen, be­
halte ich mir sogar das Recht vor, auf 
genau diese Arbeit mit etwas Stolz zu­
rückzublicken. Manche werden mich 
dafür in die Kiste des Unbelehrbaren 
stecken. Ich jedoch sehe für mich tau- 

, send Gründe, vieles früher Selbstver­
ständliche in Frage zu stellen, abzuleh­
nen und gründliche Lehren zu ziehen — 
aber mit dem Kopf auf den Schultern, 
trotz und wegen der 33 Jahre.
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überDas Schweigen brechen 
den 9. Oktober 1989 in Leipzig
Wer heute versucht, in DDR-Zeitungen 
des 10. Oktober 1989 etwas über die im 
folgenden Beitrag geschilderten Erleb­
nisse zu finden, geht ins Leere. Außer 
Stellungnahmen von Bürgern und Ar­
beitskollektiven gegen Rowdytum auf 
Leipzigs Straßen ist nichts zu finden, 
nicht einmal ein Hinweis zu den Anläs­
sen der Stellungnahmen.

Dabei war dieser 9. Oktober ein Wen­
depunkt in der DDR.

Seit mehreren Wochen ging ein Teil 
der Besucher der montäglichen „Frie­
densgebete“ in der Nikolaikirche in 
Leipzig anschließend nicht nach Hause, 
sondern versammelte sich vor der Kir­
che. Begleitet von .den Kameras westli­
cher Massenmedien wurde gegen die 
Verhältnisse in der DDR protestiert.

Wurde dies innerhalb der DDR auch 
unter den Tisch gekehrt, in Leipzig wur­
de es im September bereits zur Regel, 
daß die Geschäfte der Innenstadt um 
17.00 Uhr schlossen und jeder, der nicht 
unmittelbar beteiligt war (oder sein 
wollte), mied das Stadtzentrum. Die 
Verantwortlichen im Partei- und

Am 23. Oktober fand mit 300000 Teilnehmern in Leipzig die größte Demonstration in 
der Geschichte der DDR statt.

7. Oktober 1989—
Sonnabendfrüh
Nie habe ich mir etwas daraus gemacht, 
keine DDR-Fahne herauszuhängen, 
obwohl ich wußte, daß das einigen das 
Herz zerriß, und daß diejenigen immer 
— oder oft — extra Rundgänge machten, 
weil es doch schon drei Tage vorher 
überall festlich aussehen sollte. Aber 
heute hätte ich sie gerne, sehr gerne 
herausgehängt . .. mit schwarzem 
Trauerflor allerdings.

Der Schmerz saß tief. Die Scham noch 
tiefer. Tausende hatten die DDR schon 
verlassen, saßen in Botschaften in Prag, 
in Warschau, in Budapest. Alles Fans 
von Egon Krenz! Den ich gehört hatte, 
als er in Frankfurt a. M. aus dem Flu- 
zeug gestiegen war, dessen Antwort sich 
mir eingebrannt hatte, als er seine Mei­
nung sagte zu dem Massaker auf dem 
„Platz des Himmlischen Friedens“ in 
Peking. Ich hatte in die angstverzerrten 
Gesichter der jungen Soldaten gesehen, 
die so sinnlos gegen das eigene Volk ge­
trieben worden waren, ich hatte auch die 
verbrannten Soldatenleiber gesehen, die 
das chinesische Fernsehen überspielte. 
Mein Sohn war Soldat damals. Nicht 
auszumalen, auch er müßte ...

Gehört hatte ich, wie Karl Eduard von 
Schnitzler — oder stand es in der Zei­
tung — sagte, denen brauche man keine 
Träne nachzuweinen, denen, die weg­
gingen aus der DDR. Ich hatte aber Trä­
nen fließen sehen, von Müttern und Vä­
tern. Auch ich weinte, vor Scham, doch 
nicht ich allein, und ich weinte nicht nur. 
Wütend war ich auch gewesen, wo war 
denn „unsere“ Partei- und Staatsfüh­
rung im August?

E. Krenz war im Urlaub, als seine 
, ,Fans‘ ‘ gingen, wie ein Unschuldslamm 
sollte er wiederkommen, der Kronprinz. 
Auch das habe ich ihm nicht verziehen, 
auch das nicht...

In der Woche vom 2. zum 7. Oktober

Staatsapperat wären ziemlich ratlos. 
Dazu kam, daß seit der Erkrankung 
Honeckers im Mai 1989 keine Direkti­
ven mehr aus Berlin eintrafen, ganz im 
Gegensatz zu üblichen Gepflogenheiten. 
Im wesentlichen wurde versucht, Zwi­
schenfalle zu vermeiden, ohne gegen die 
Veranstaltung an sich vorzugehen. Un­
übersehbar aber waren im Umfeld jeder 
Demo alle verfügbaren Polizei- und Be­
reitschaftpolizeikräfte aufgeboten.

Mit dem von zwei Künstlern, einem 
Pfarrer und drei Sekretären der Bezirks­
leitung der SED kurz vor Beginn der 
Demo am 9. Oktober über den Sender 
Leipzig und den Lautsprechern des 
Stadtfunks verbreiteten Aufruf zur Ge­
waltlosigkeit und Dialog wurde ein Zei­
chen gesetzt und die Situation entspannt.

War man sich in den nächsten Tagen 
auch nicht gleich einig, ob dieser Aufruf 
richtig war oder die drei Bezirkssekretä­
re dafür bestraft werden sollen (der Auf­
ruf wurde offiziell nie wiederholt), so 
war dieser Tag ein Anstoß für die fol­
gende, wenn auch damals nicht von allen 
so gewollte Entwicklung. — (sta)

hatte ich einen Vater gesprochen, aus 
dem Nachbarhaus. Der erzählte mir von 
seiner Tochter (die selbst eine kleine 
Tochter hatte) und in der Nacht vom 
Montag, dem 2. Oktober, zum Dienstag, 
dem 3. Oktober, nicht nach Hause ge­
kommen war, die die Nacht auf der agra 
(dem Geländer der früheren Landwirt­
schaftsausstellungen vor den Toren 
Leipzigs — d. A.) in den Pferdeställen 
verbracht hatte, die weggefangen, auf 
einen LKW verladen worden war vor 
der Nikolai-Kirche.

In der Nikolai-Kirche war ich schon 
vorher immer mal heimlich gewesen, 
habe auch zwei Mark statt einer für Es­
penhain (die „Dreckschleuder“, das 
Braunkohlenwerk im Kreis Borna — d. 
A.) gespendet, als Abbitte dafür, daß ich 
mich doch nicht getraute zu unterschrei­
ben ! Denn daß die Unterschriften kon­
trolliert wurden, war mir klar.

Und dann am 4. Oktober das in Dres­
den ! Wie nur hat man den Zug über den 
Hauptbahnhof fahren lassen können, 
wie nur überhaupt über Dresden, über 
eine Großstadt mit diesen Problemen! 
Wieder ein Polizist mit zerschlagenem 
Unterkiefer!

Und die Panik, die Verzweiflung! Hat 
denn nur jemand gedacht, nur die Bot­
schaftszaunkletterer sind so hysterisch ?

Nein, also keinen Trauerflor, aber 
auch keine Fahne.

Aber: Gerüchte über bevorstehende 
Gewalt in der Stadt, in die die Bevölke­
rung doch zum Feiern eingeladen war, 
zum Volksfest sozusagen. Aber erst 
noch die Rede Honis zur Festveranstal­
tung am Fernseher, nichts entgehen las­
sen, jede Peinlichkeit auskosten!
(Und der Witz schon vorher: Erich geht, 
um abzuschätzen, wie er den 40. Jahres­
tag feiern kann, wie es überhaupt weiter­
geht, zum Orakel von Delphi, und stellt 
seine drei Fragen.
Erste Frage: Habe ich mein Volk gut ge­
führt?
Antwort: Ja, noch nie wurde ein Volk so 
angeführt!

Zweite Frage: Sitzt meine Regierung 
fest im Sattel?
Antwort: Ja, noch nie saß eine Regierung 
so fest!
Dritte Frage: Wird der Sozialismus sie­
gen?
Antwort: Ja, aber Du mußt dran glau­
ben !)

Also am späten Nachmittag, in die 
Stadt, mit meiner Mutter, mit meinem 
Mann, zur Nikolai-Kirche. Ein paar Bu­
den auf der Grimmaischen Straße, ein 
paar Menschen, bedrückende Atmo­
sphäre. Eine Pölizeikette vor dem 
Kirchplatz, vor uns direkt einer der Poli­
zisten, ein Hund. Daß die Anzüge der 
Polizisten Kampfanzüge waren, sagte 
mir später mein Mann. Er war allein 
vorneweg gegangen.

Meine Mutter und ich gingen in die 
Ritterstraße hinein, auf die Polizeikette 
zu, wir gingen hindurch, der uns am 
nächsten stehende Polizist drückte den 
Kopf des Hundes an sein Knie, wir wa­
ren durch. Es war gespenstisch, aber 
niemand hat uns etwas getan. Keiner der 
Polizisten hat uns angesprochen, nichts.

Vor dem Kirchplatz gellendes Pfeifen 
und ein Polizist mit Sprechtüte forderte 
auf, den Platz umgehend zu räumen. Je­
des Wort seiner Rede durch Pfeifen, 
auch Trillerpfeifen, unkenntlich ge­
macht, jede Rufpause des Polizisten aus­
gefüllt von Sprechchören: „Wir bleiben 
hier, wir sind das Volk!“, vielleicht 
auch anderes. Wir gingen einmal um die 
Kirche herum, die Nikolai-Straße wie­
der hoch, durchquerten an der Grimma­
ischen Straße wieder eine Kette von 
Polizisten mit Hunden, die uns ihre 
Rücken zukehrten, so die gesamte Niko­
laistraße absperrten. Zum Hauptbahn­
hof zu und nach anderen Richtungen 
auch — überall Polizeiketten.

Wieder auf der Grimmaischen Straße, 
drehten wir uns um, schauten den Polizi­
sten in die Gesichter. Ein Mann stand 
hinter den Polizisten, forderte die Vor­
übergehenden auf, sich doch wie er hin­
ter die Polizisten zu stellen, sie nicht al­
lein zu lassen. Er agitierte in völlig teil­
nahmslos vorbeigehende Gesichter.

Sonntag, 8. Oktober
Vom 8. Oktober dann abends im Fernse­
hen Bilder von Pölizeieinsätzen in Ber­
lin, auch von Leipzig.

Am 9. Oktober dann demonstrativ 
nicht ganz so früh auf Arbeit wie am 
Montag vorher, weil man da eine Kolle­
gin „angelappt“ hatte, an einem solchen 
Tag müsse man sozusagen früh „Ge­
wehr bei Fuß“ stehen, aus Trotz sozusa­
gen kam ich am 9. Oktober also etwas 
später, wollte mich auch „anlappen“ 
lassen, was auch geschah.

Einige Kollegen waren offensichtlich 
schon eingewiesen.

Kollege Y und ich wurden zum Kolle-

Die BRD förderte im Oktober 1989 nach Kräften die Ausreisewelle aus der DDR.

Egon Krenz löste am 18. Oktober Erich Honecker als Generalsekretär der SED ab.

gen X gebeten. Dort wurde uns eröffnet, 
daß heute der harte Kem gegriffen wer­
den sollte, deshalb solle die Kirche 
rechtzeitig gefüllt werden, damit man 
eventuell die Draußenbleibenden grei­
fen könne, wenn es ginge, auf jeden Fall 
sollten wir uns nach dem Friedensgebet 
so zügig und so schnell wie möglich ent­
fernen, denn dann würde auf jeden Fall 
zugegriffen, das sei ein sehr günstiger 
Moment, wenn sich der harte Kem zur 
Demo versammele, wir müßten also 
damit rechnen, daß wir mit auf LKW 
verladen und abtransportiert würden, 
außer Personalausweis sollten wir nichts 
dabei haben, es könnte sein, daß wir erst 
am Dienstag früh wieder ffeikommen, 
unsere Namen würden der Polizei auf 
jeden Fall mitgeteilt, unsere Taschen 
sollten wir also in der Uni lassen, und 
auf keinen Fall sollten wir Parteiabzei­
chen tragen. (Ich trug ohnehin nie eins, 
besaß bis dahin nicht mal eines).

Mittags um 12.00 Uhr machte der Par­
teisekretär noch einmal eine Einwei­
sung, da seien dann auch die Studenten 
dabei, wurde uns gesagt. Ich hatte an 
diesem Tag — wie fast immer — auch 
keinen Personalausweis dabei. Ich habe 
meinen Mann angerufen, ihn gebeten, 
über Mittag nach Hause zu fahren, mei­
nen Ausweis zu holen, meine Mutter ha­
be ich angerufen, mich bis zum Dienstag 
verabschiedet. Falls ich nicht komme, 
sie solle sich keine Sorgen machen, die 
Äpfel, die sie zum Saft vorbereitet hatte, 
würden wir dann halt am Dienstag zu 
Saft machen.

Mein Sarkasmus war grenzenlos. 
Wenn meine „Partei- und Staatsfüh­
rung“ eine chinesische Lösung will, 
wollte ich wenigstens die Chance haben, 
unter den Opfern zu sein. Meine Kölle-

ginnen, meine Mutter, mein Mann, alk 
erklärten mich für verrückt.

Um 12.00 Uhr die Einweisung durch ; 
den Parteisekretär war dann ganz an­
ders: Da war von Diaiogangebot die Re- , 
de, und wir sollten uns darauf vorberei- j 
ten, in der Kirche, je nachdem, wie es 
sich entwickelt, zu diskutieren. Aber 
falls es sich dramatisch entwickeln wür-' 
de, müßten wir damit rechnen, mit ver- j 
laden zu werden. Wir sollten uns darauf 
einstellen. j

Dann eine zentrale Einweisung im I 
Rathaus. Wie ich später erfuhr, hätten es ’ 
1000 von der Uni sein müssen, 500 aus' 
dem Staatsapparat, zur Hälfte aber unbe­
dingt Frauen. Es wurde offensichtlich in ■ 
unterschiedlichen Räumen eingewiesen. 
Einige hatten abgelehnt, wollten sich 
nicht gegen die Kirche für irgendwelche i 
ominöse Aktionen mißbrauchen lassen,; 
Prof. Porsch (jetzt PDS-Landesvorsit- 
zender in Sachsen) zum Beispiel. Aber i 
auch das habe ich erst viel später erfah­
ren.

Einigen meiner Kollegen hatte ich auf 
dem Weg ins Rathaus erzählt, wie so ei­
ne Nacht lang auf der agra sein kann, wie 
es am Montag davor war. Ich wußte es ja' 
von dem Vater in der Nachbarschaft. ; 
Eine Kollegin, der ich es absichtlich sehr 
deutlich und „genüßlich“ erzählt hatte, 
habe ich dann in der Kirche nicht mehr 
gesehen. j

Doch zuerst ins Rathaus. Die Einwei­
sung vom Podium: Man nehme das Ad- 
gebot der Kirche, Kirche für alle, eine j 
offene Kirche etc. zu sein, an. Massiver i 
Protest von nicht wenigen Student», 
auch von ein oder zwei jüngeren Wis­
senschaftlern, Wortführer (gegen da 
Mißbrauch des kirchlichen Angebots) 
auch Studenten unserer Sektion (Joumi- j
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listik). Sie wollten sich nicht zum Erfül- 
teafcsgehilfen irgendwelcher Leute im 
Hintergrund machen lassen. Erst nach- 
jeffi ein bei den Studenten angesehener 
Professor vermittelnd, werbend ein­
triff, sich für die Dialogabsicht verbürg- 

entwickelte sich eine allgemeine Be­
reitschaft zum Mittun.

Hinter mir fing ein Mann hysterisch 
2azu brüllen, man solle doch nun end­
lich gehen, damit man nicht zu spät kom- 
»e, und dann folgten irgendwelche laut­
starken Beschimpfungen der Oppostio- 
ndlen. Er blieb an der Tür stehen, mach- 

i te Betrieb, beim Hinausgehen brüllte ich 
önan, er solle lieber nach Hause gehen, 
solche „Krawallis“ wie ihn könne man 
richt gebrauchen.

Sagen muß ich noch, daß ich schon 
test ein bißchen an die Dialogabsicht 
glaubte, sie erhoffte. Denn der Einwei­
ser vom Morgen war in meinen Augen 
nicht seriös. Ich hätte mir auch vorstel- 
ten können, daß das seine scharfmache­
rische persönliche Version war. Denn 
durch scharfmacherische Eingriffe hatte 
er auch schon mehrfach unsere Partei­
versammlungen „gerettet“, wie er sich 
dann in der Sektionsöffentlichkeit brü­
stete (er ist über die „Wende“ physisch 
und psychisch ziemlich zusammenge­
klappt).

Insgesamt aber war ich sehr unsicher. 
Aber Feigheit kam nicht in Frage. Wenn 
das Schlimmste geschehen würde, dann 
wollte ich es ganz genau wissen, haut­
nah, am eigenen Leib erfahren. Lügne­
rische Interpretationen aus zweiter Hand 
hatte ich schon genug erlebt, viel zu vie­
le.

13.30 Uhr saßen vielleicht so 700 
Leute im Kirchenschiff, 17.00 Uhr soll­
ten die Friedensgebete beginnen. Die 
Kirche füllte sich, Kirchenbedienstete 
liefen hochrot herum, ließen die Einströ­
menden auf die Emporen. Als keine 
Plätze mehr waren, wurde die Kirche 
verschlossen. Von draußen wurde im­
mer wieder gegen die Tür getrommelt, 
Einlaß begehrt. Was ansonsten geschah, 
konnte von drinnen nur noch vermutet, 
befürchtet werden.

Die Friedensgebete begannen, einzel­
ne gingen nach vorn, berichteten von ih­
ren Ängsten, die sie beim Lesen dieser 
oder jener Wortmeldung in der Leipzi- 

_ ger Volkszeitung der letzten Tage hatten, 
sagten, sie empfänden das a\s eine 
Morddrohung gegen sich, wenn einige 
den Sozialismus notfalls auch mit der 
Waffe in der Hand gegen die Rowdys, 
Chaoten oder so ähnlich verteidigen 
wollen, denn sie seien die gemeinten 
Chaoten.

Das, was uns (SED-Mitgliedern — 
mir auf jeden Fall) klischeehaft von den 
Lippen ging, von mir keinesfalls gegen 
diese Menschen gemeint war, wurde 
ernst genommen, auf seine reale Aus­
sage hin geprüft: mit den Erfahrungen 
vom 2. Oktober, denn immerhin war da 
die Demonstration in Höhe des Konsu­
ment-Kaufhauses polizeilich aufgelöst 
worden, gab es massive Polizeipräsenz 
auf dem Bahnhof, hatte es die Gewalt am
4. Oktober in Dresden gegeben, am
8. Oktober in Berlin.

Damals, im Inneren der Kirche, habe 
ich eine Eigenschaft zurückgewonnen 
(wofür ich sehr dankbar bin), nämlich 
mich immer wieder in die Sicht anderer 
Menschen hineinzuversetzen, es wenig­
stens immer mal wieder zur Selbstkon­
trolle zu versuchen. (Ich wünschte mir, 
das täten heute von den Machthabenden 
einige wenigstens manchmal). Das wer­
de ich nie vergessen.

Gegen 17.45 Uhr/18 Uhr sollten die 
Friedensgebete zu Ende sein. Doch dann 
kam noch ein Vertreter aus Dresden, der 
davon berichtete, wie es ihnen gestern 
gelungen war, mit den Verantwortlichen 
ins Gespräch zu kommen, wie in Dres­
den Gewalt vermieden werden konnte, 
im Gegensatz zu Berlin. In Leipzig hatte 
es wohl am 8. Oktober „nur“ Wasser­
werfereinsatz gegeben, nicht so schlim­
me.Dinge wie in Berlin. (Da war ja so­
gar, wenn die Gerüchte stimmen, auf 
Prof. Heinrich Fink, den späteren und 
jetzt ehemaligen Rektor der Humboldt- 
Universität eingeschlagen worden — 
Rippenbruch? —ausdrücklich, nach­
dem er sich zu erkennen gegeben hatte, 
weil er als Professor an der Universität 
diese opponierende Jugend ja mit erzo­
gen habe. Auch das hatte ich später erst 
erfahren.)

Die Zeit zog sich und zog sich. Dann 
wurde noch Bischof Hempel angekün­
digt, der schon in der Thomas-Kirche 
gewesen sei und — falls er durchkomme 
— auch noch hierher kommen wolle.

Draußen wurde es inzwischen immer 
lauter, dröhnender. Die auf das Ende des 
Friedensgebets Wartenden lieferten sich 
ihre Pfeifduelle mit der Polizei. Der Im Dezember 1989: Es gab auch kritische Stimmen gegen die Wiedervereinigung.

Lärm schwoll bedrohlich an, wurde im 
Kirchenschiff gespenstisch verstärkt. 
Ich hafte wahnsinnige Angst, denn es 
hätte sein können, daß draußen schon 
eine Schlacht tobte. Auch begehrten 
wieder welche durch lautes Trommeln 
Einlaß.

Mir kam der Gedanke, ob wir nicht zu 
Geiseln geworden waren — es vielleicht 
sogar so beabsichtigt war —, denn wir 
waren nicht unterscheidbar von den an­
deren, und 50 % von uns waren Frauen. 
Das hatte ich auf dem Weg zur Kirche 
auf geschnappt. Dann kam der Bischof, 
dann wurde die Erklärung der sechs 
Leipziger (Kurt Masur, Bernd-Lutz 
Lange, Roland Wötzel, Kurt Meyer, Jo­
chen Pommert, alle drei Sekretäre der 
SED-BL, und Herr Zimmermann) ver­
lesen, dann der Aufruf zur Gewaltlosig­
keit und die Bitte, keine Polizeiketten zu 
durchbrechen, behutsam miteinander 
umzugehen, friedlich nach Hause zu ge­
hen, nicht zu provozieren, sich nicht 
provozieren zu lassen.

Als wir die Kirche verließen (es dau­
erte und dauerte, denn so viele Leute 
waren sonst nicht in der Kirche), mußten 
wir durch eine ganz schmale Gasse ge­
hen. Die diese Gasse bildeten, fragten 
„Eh, was ist denn heute hier los, warum 
gehen die denn alle, warum warten die 
denn nicht!“ Einige wenige waren auch 
angetrunken, die meisten waren ziem­
lich jung. Erst in der Grimmaischen 
Straße hatten sich die Älteren versam­
melt.

Polizisten mit Hunden säumten die 
Straße, standen in und an der Theater­
passage, vor den Schaufenstern. Da 
stand mein Mann. Noch mit Parteiabzei­
chen, keiner tat ihm etwas. Er holte mich 
ab. Wir standen dann noch eine Weile, 
gingen dann aber. Ich hatte immer noch 
ein bißchen Angst. Meine Mutter warte­
te. Es war die erste Demonstration, die 
— noch ohne mich — friedlich um den 
ganzen Ring ging. Später konnte ich 
dann in einem am gleichen Tag abgefaß­
ten MfS-Bericht nachlesen, daß sich die 
Demonstration friedlich am Hauptbahn­
hof aufgelöst habe. Das war falsch. 
Noch mußten also nach Berlin Erfolgs­
berichte abgesetzt werden oder man 
wollte es — wer weiß. . .

10. Oktober
Am nächsten Morgen, so gegen 10 Uhr, 
traf ich einen jungen Menschen, der 
einen Draht zum MfS zu haben behaup­
tete. Er sagte, dort hätte man sich ver­
ständigt gehabt, egal, welcher Befehl 
aus Berlin (nicht aus Leipzig, wohlge­
merkt) komme, sie würden auf gar kei­
nen Fall Waffen einsetzen, keine Gewalt 
anwenden,' wenn von den Demonstran­
ten keine Gewalt ausginge. Sie hätten 
nur Objekte schützen wollen.

Übrigens waren auch die Leipziger 
Polizisten schon mächtig infiltriert, sie 
wurden in ihrem Dienst an der Kirche 
immer ausgewechselt. Schon im Sep­
tember war ich mit einem außer der Rei­

he dahin Beorderten ins Gespräch ge­
kommen, der mir sagte, das seien da in 
der Kirche ganz normale Menschen, die 
wollten auch nichts anderes als er.

In Leipzig scheinen eine ganze Reihe 
von Verantwortung Tragenden nicht be­
reit gewesen zu sein, Waffen einzuset­
zen, auch nicht bei der Bereitschaftspoli­
zei. Es gab, wie mir inzwischen bekannt 
ist, eine Vielzahl voneinander unabhän­
giger Initiativen — ohne Rückversiche­
rung, in eigener Verantwortung — Ge­
walt, auch bei Gefahr für die eigene Per­
son, unbedingt zu vermeiden. Viele von 
ihnen sind heute in der PDS.

Der Bruder einer Kollegin (parteilos, 
damit sich wegen des vorherigen Satzes 
keine Mißdeutungen ergeben), der in 
den Raum Leipzig geholt worden war 
(Reservist), hatte bei seiner Einberufung 
gesagt, wenn er den Schießbefehl krie­
ge, drehe er das Gewehr um, und er­
schieße sich. Er sei Vater von zwei klei­
nen Kindern.

Das hat man zwar hingenommen, aber 
spurlos für das Handeln Verantwortli­
cher war es nicht. Mir scheint, ich kann 
mich aber täüschen, nur bei der Polizei 
gab es eine gewisse Bereitschaft zum 
Eingreifen (siehe Vorgänge an der Tho­
mas-Kirche, vom Montag davor).

Nirgendwo hatte ich bisher eine 
schlüssige Darstellung gelesen (am 
schlüssigsten noch in einem Beitrag im 
Magazin, Jan. ’90), wer im Hintergrund 
welche Fäden zog, was sich wie und wo 
abgespielt hat. In vielen anderen Beiträ­
gen dominierte die Darstellung der 
eigenen Rolle oder die des Gesprächs­
partners.

Meine Geiselgefühle hatten mich nie 
verlassen. Immer wieder erzählte ich 
davon, einmal hatte ich auch Bärbel 
Bohley davon geschrieben. Erst am 
2. November 1991 (Sonnabend) als ich 
unter Vertrauten, wieder mal, von den 
Geiselgefühlen erzählte, sagte mir ein 
Mensch, den ich sehr schätze: „Ihr wart 
auch welche“.

Diese ganze Sache hätten er und ein 
Forschungsstudent eingefädelt. Sie hät­
ten am 7. Oktober vormittags, als sie ei­
nen Bericht bei der Uni-Kreisleitung ab­
lieferten, erfahren, was ins Haus steht, 
was an Militär zusammengezogen wor­
den war. Mit dem damals Diensthaben­
den der Kreisleitung hatten sie sich dann 
zu dieser Variante verständigt, die Sache 
angeschoben, um auf jeden Fall eine 
„chinesische Lösung“ zu verhindern. 
Die Kirche mit so vielen Leuten als Gei­
seln und für einen eventuellen Dialog 
füllen lassen (auch die beiden sind heute 
PDS-Mitglieder).

Und so hat es vermutlich noch mehr 
Einzelaktivitäten gegeben, die insge­
samt zu einer friedlichen Lösung beitru­
gen. Die Studenten übrigens, die bei der 
zentralen Einweisung Wortführer gegen 
die Kirchenbesetzung waren, waren am 
nächsten Tag beim Pfarrer der Nikolai- 
Kirche, Herrn Führer.

Was sie dann allerdings in der Jungen 
Welt schrieben, bzw. was abgedruckt 
war, zeigte, daß sie nicht so sehr viele 

Hintergründe kannten. Trotzdem haben 
sich die Studenten der Sektion Journali­
stik ziemlich engagiert, für den Aufruf 
der Rockmusiker, des Neuen Forums 
usw.

Wenig später — ich weiß leider nicht 
mehr so genau wann — aber auf jeden 
Fall noch im Oktober, haben sie in einer 
Partei Versammlung den Antrag gestellt, 
daß alle Parteiveranstaltungen so schlie­
ßen sollten, daß jeder, der wollte, noch 
an den Demos teilnehmen könne. Dar­
über wurde abgestimmt, das wurde be­
schlossen und auch durchgesetzt.

Ich selbst habe am 23. Oktober das er­
ste Mal an einer Demo rund um den Ring 
teilgenommen, am 18. Oktober war 
Egon Krenz Generalsekretär geworden. 
Die Strukturen, die das ermöglicht hat­
ten, mußten zerschlagen werden. Die 
Straße war dafür die Chance.

Nach dem Aufruf von Gregor Gysi, 
den ich übrigens am 4.11. und dann vor 
dem ZK-Gebäude das erste Mal gesehen 
und wahrgenommen hatte, habe ich 
dann wie ein Berserker für einen Son­
derparteitag — statt Parteikonferenz — 
mit einem Aufruf an der Litfaßsäule am 
Leipziger Karl-Marx-Platz und den zu 
fordernden Punkten (in Kniehöhe, damit 
es so schnell kein nur Vorbeigehender 
abreißen konnte, ohne meinen Namen, 
damit ich im Dienst keine Schwierigkei­
ten kriege — nur einem ehemaligen Par­
teisekretär hatte ich es gezeigt, der war 
in Ordnung) gerackert, habe einen Eil­
brief ans ZK geschickt und mitgeteilt, 
daß das Telegramm von Vertretern un­
serer Sektionsparteileitung (Parteikon­
ferenz) auf falschen Angaben beruhe.

Vom 23. Oktober bis zum 21. Dezem­
ber habe ich dann an jeder Montagsdemo 
teilgenommen, immer allein. Denn im 
Unterschied zu anderen, für die es wich­
tig war, gesehen zu werden, war es mir 
wichtig, nicht gesehen zu werden, half 
ich doch mit, das zu zerstören, woran 
viele meiner Arbeitskollegen, Freunde 
und Genossen noch glaubten, was sie 
bewahren wollten. Und darunter waren 
ja auch einige, die mich das jederzeit 
hätten büßen lassen können, bis hin zur 
Entlassung bei der erstbesten Gelegen­
heit.

Meine Entlassung haben dann Wessis 
vollzogen, vielleicht dank deren Ein­
flußnahme. Geblieben sind unter ande- 

~rem einige', die auch den alten Herren 
schon treu zu Diensten waren, die mich 
— aber nicht nur mich — schon immer 
maßregelten oder zu meiner Maßrege­
lung beitrugen, weil ich nicht linientreu 
genug war.

Übrigens: Der Kampfgruppenkom­
mandeur, aus dessen Wortmeldung die 
LVZ zitierte und auf den u. a. in den Frie­
densgebeten Bezug genommen wurde, 
soll einer der ersten gewesen sein — in 
seinem Hochhaus überhaupt der erste — 
der ein ,,D“ in seinem Trabi hatte. So 
sagte es mir eine Kollegin, die dort 
wohnt.
Henrike Dietze
Mitglied der PDS/DF-Fraktion 
der Stadtverordnetenversammlung Leipzig

Termine

29.8. 92 Treffen der Landes-Arbeitsge­
meinschaft gegen reaktionäre Gesund­
heitspolitik Baden-Württemberg. The­
men: Eigenbetriebsgesetz Baden-Würt­
temberg und Krankenhausprivatisie­
rung; Pflegediskussion. Beginn: 10.30 
Uhr. Ort: Mannheim, Friedensbüro.

12./13.9.92 MV der AG für antifa­
schistische Bildungspolitik in Hanno­
ver, Freizeitheim Lister Turm, Walder- 
seestr. 100, von Samstag, 12 Uhr, bis 
Sonntag, 15 Uhr. Themen: Erfahrungs­
austausch zur gegenwärtigen politischen 
Entwicklung in der BRD, insbesondere 
in der Bildungspolitik: Das Ende des So­
zialstaats — die veränderten materiellen 
Rahmenbedingungen und „Sachzwän­
ge“ in ihrer Wirkung auf den Bildungs­
bereich. Entwicklungstendenzen in der 
Arbeitsorganisation der Konzerne und 
Auswirkungen auf Schule und Hoch­
schule. Politische Entrechtung im öf­
fentlichen Dienst, insbes. im Schulbe­
reich — Beamtenrecht und Europa.

19.9. 6. Seminar von Linken aus Meck­
lenburg-Vorpommern, Hamburg,
Schleswig-Holstein. Thema: Welche 
Aufgaben ergeben sich für die Linken 
aus dem jetzigen Stand der europäischen 
Integration (Maastricht/EG-Wahlen 
1994)? Ort Schwerin, Großer Moor 2-6, 
Raum 316 (Landesvorstand derPDS), 10 
bis 16 Uhr.

19.9. bis 29.9. Der europaweite 
Marsch für gleiche Rechte und gegen 
Rassismus beginnt in Wien, Hamburg, 
Bremen und Berlin. Veranstalter: Föde­
ration der demokratischen Arbeiterver­
eine aus der Türkei in der BRD e.V. 
(DIDF) u.a. Der Marsch endet in Straß­
burg.

26. /27.9.92. Wochenendseminar der 
Arbeitsgemeinschaft Ost-West-Solidari­
tät im Gesundheitswesen. Ort: Birken­
hain, bei Leipzig.

26. /27. 9. 92. Jahres-Mitgliederver­
sammlung der Arbeitsgemeinschaft Be­
schäftigte im Dienstleistungsgewerbe.

. Frankfurt/Main, Haus der Jugend, 
Deutschherrenufer 12. Von Samstag, 14 
Uhr, bis Sonntag, 15 Uhr.

10. bis 17.10. Gewerkschaftstag der IG 
Metall in Hamburg.

10.711.10.92. Herbsttagung der 12. 
Bundesdelegiertenkonferenz des BWK.

11. bis 17.10. Gewerkschaftstag der IG 
Medien in Augsburg.

24. /25.10.92 Bundesweite Mitglieder­
versammlung der Arbeitsgemeinschaft 
Stahl- und .Metallindustrie. Würzburg, 
Jugendgästehaus, Burkader Str. 44. 
Samstag, 13 Uhr, bis Sonntag, 13 Uhr.

24.725.10. Herbstsitzung des Koordi­
nationsausschusses der Kurdistan-Soli­
daritätsgruppen sowie Beratung der 
Kurdistan-Solidaritätsgruppen über die 
Verbesserung ihrer Zusammenarbeit. 
Samstag, ab 13 Uhr, in Gießen.

31.10. 71.11.92. Seminarwochenende 
und öffentliche Mitgliederversammlung 
der Arbeitsgemeinschaft für Kommu­
nalpolitik (Themen: Perspektiven linker 
Wohnungspolitik — Möglichkeiten lin­
ker Gemeinderats-Opposition heute — 
u.a.) in Frankfurt. Anmeldung erbeten.

1. bis 5.11.92. Gewerkschaftstag der 
HBV in Mainz.

7.11. 92. Herbsttagung der GNN-Ver- 
lageinKöln.

8.11.92. Herbsttagung des Arbeits­
kreises Politische Berichte in Köln.

13. bis 15.11.92. Berlin: „Europä­
ischer Antirassismuskongreß“ der PDS 
unter dem Titel: „Gegen eine Festung 
Europa“.

14. 715.11. 92. Bundes-Mitgliederver­
sammlung der Arbeitsgemeinschaft ge­
gen reaktionäre Gesundheitspolitik. Ort 
und Themen werden noch veröffentlicht.

28. 729.11. 92. a.o. Arbeitskonferenz 
der Volksfront gegen Reaktion, Faschis­
mus und Krieg in Köln, Jugendgäste­
haus. Themen: * Großmacht BRD 
* Ursachen und Funktion faschisti- f 

scher Partei bi ldung * Aufgaben antifa- ? 
schistischer Bündnispolitik.

i
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I £ Aus Kultur und Wissenschaft

Neue deutsche Kriminalromane über Städte und 
Regionen — leicht kritisch bis lokalpatriotisch
Medienkultur: 
Der harte Kern
Ein Toter damals und (zunächst) 
ein Mord heute. Damals, das ist 
1977, die Akteure sind junge 
Leute, die ein Haus auf dem Dorf 
im Alemannischen besetzen. 
Heute ist 14 Jahre später, Schau­
platz ist Stuttgart, eine Stadt, 
„die an sich ein riesiges Gefäng­
nis war ... Wo man auch hin­
ging, man war und man blieb in 
Stammheim“. Die damaligen 
Hausbesetzer haben inzwischen 
Karriere gemacht oder auch 
nicht; einige davon sind jeden­
falls in Stuttgart gelandet. Einer 
ist (auf Kosten anderer) beim 
SWDR, einem „öffentlich- 
rechtlichen Ver-Sender“ hoch­
gekommen, hat schließlich die 
gemeinsame Hausbesetzung von 
damals als Film vermarktet bzw. 
vermarkten lassen und kommt 
daran um.

Schwerpunkt des zweiten Kri­
mis der in Stuttgart lebenden Au­
torin ist die Kritik an der herr­
schenden Medienkultur: „Fern­
sehen ist Krieg“. Namenlose 
Autoren werden ausgepreßt, das 
Fernsehen vertuscht und ver­
dummt, kritische Journalisten 
werden entlassen, mit der richti­
gen Theorie läßt sich „Kunst“ 
vermarkten.

Das ist ganz unterhaltsam ent­
wickelt, wenn auch von Stasi­
RAF bis Kolonialismus über 
Ökowelle und Wohneigentum 
noch mehr Themen gestreift als 
Stuttgarter Kneipen abgehandelt 
werden. Und ein Lokalredak­
tionschef, der staatliche Willkür, 
Terroristenhatz und Verfas­
sungsschutz anprangert, ist bei 
einer hochauflagigen namhaften 
Stuttgarter Tageszeitung — hier 
heißt sie Tagblatt — auch kurz­
fristig schwer vorstellbar.

Eine neue Sorte Kriminalroman sprießt in größeren 
Städten und dicht besiedelten Regionen. Ihre Auto­
ren führen ihr Publikum nicht in unbekannte Welt­
gegenden, sondern in bekannte Straßen und Eck­
kneipen. Sie spekulieren auf das Interesse, das der 
Lokalpolitik entgegengebracht wird. Sie verspre­
chen Enthüllungen über lokale Skandale, über Leu­
te, die man kennt oder wiederzuerkennen glaubt 
und stochern im politischen Filz.

In den dargestellten Konflikten setzen sich zu­
meist anständige Vertreterinnen und Vertreter der 
neuen Mittelklasse, freiberuflich tätig und nicht 
mehr ganz jung, mit den älteren und skrupelloseren 
Arrivierten derselben Klasse oder mit richtigen 
Bourgeois auseinander. Diese Kriminalromane 
zeichnen sich durch einen Hang zur Serie aus, zu 
der mehrere Schriftsteller ihre Beiträge liefern.

Begonnen hat es mit den Köln-Krimis des Emons 
Verlages. Inzwischen blüht das Geschäft mit köl­
schen Produkten bei drei Verlagen. Im Ruhrgebiet 
eifert der junge Grafit Verlag, der im übrigen Rei­
seführer herausbringt, ihnen nach.

Sprachlich greifen die Autorinnen und Autoren 
recht oft auf die jeweilige Mundart zurück, was be­
sonders bei den im Kölner Raum angesiedelten Sto­
ries bis zur Ungenießbarkeit für Leute führt, die 
nicht mit dieser Mundart aufgewachsen sind.

Die Gruppenbildung dieser Romane und die Ver­
wendung . der nur eingeschränkt verständlichen 
Sprache weist darauf hin, daß die Gefahr des Ab­
sackens hin zur Ausmalung des Treibens deutscher 
Stämme und zur Beschönigung des gesellschaftli­
chen Treibens ihrer typischen Vertreter besteht. 
— (anl)

chem als Prototyp für den viel­
beschworenen SPD-Filz im 
Ruhrgebiet und mußte vor kur­
zem zurücktreten.
R. Junge /Leo. P. Ard, „Das Ekel von 
Datteln“, Grafit Verlag 1989, 12,80 
DM— (syb)

.Jagdfieber einer 
Staatsanwältin
Der Krimi Kölscher Kaviar, 
spielt, wie der Titel andeutet, in 
Köln. Regionale Bezüge sind ge­
schraubt und mehr als peinlich. 
Die Autorin Gabriele Wolff, 
Jahrgang 1955, lebt seit 1974 in 
Köln und hat ihrer Hauptfigur, 
der Staatsanwältin Fuchs, ver­
mutlich ihre eigene Karriere und 
die eigenen Träume unterscho­
ben. Früher eigene Anwaltspra­
xis, dann Staatsanwältin. Die 
Roman-Staatsanwältin wird vom 
„Jagdfieber gepackt“, schreibt 
der Verlag zutreffend. Sie ermit­
telt auf eigene Faust, nachdem 
sie einen anoymen Hinweis er­
halten hatte, verstößt gegen den 
Datenschutz, führt verdeckte 
Ermittlungen durch, obwohl sie 
für den Fall gar nicht zuständig 
ist, und nimmt gesetzwidrig 
Akteneinsichten, wodurch sie 
dann natürlich einen Mord ver­
hindert. Das einzig Interessante 
an dem schlechten Krimi ist das 
Milieu bzw. die Leser, die ange­
sprochen werden: Junge, auf­
strebende Leute, mit grünem und 
liberalem Anspruch in der Groß­
stadt. So lebt z.B. die Staatsan­
wältin, „Single“, in einer 
Wohngemeinschaft, trinkt bis in 
die Nacht lokker mit den Haus­
genossen Kölsch und breitef der 
Versammlung ihre Fälle aus. Ein 
Hausgenosse beteiligt sieb dann 
an den verdeckten Ermittlungen. 
Ein Kölner Bagwan tritt auf, und

zum Schluß wird gar noch deral- 
temative Stadtmusikant Klaus, 
der Geiger erwähnt. Die Rechts­
vorstellungen der Autorin sind 
mehr als düster. Alle Betroffe­
nen können einem leid tun.
Gabriele Wolff, Kölscher Kaviar, Gd- 
genberg Krimi, 18 DM— (jöd)

Türke ermittelt 
im Bahnhofsviertel
Mit Happy Birthday Türke hat 
der sich so nennende Jakob 
Arjouni die Figur des türkischen 
Privatermittlers geschaffen, des­
sen Arbeitsplatz Frankfurt und 
hier vor allem das Bahnhofcvier- 
tel ist. Aijouni; in Wirklichkeit 
Deutscher, Sohn einer Lektorin, 
hat sich mit seinen Krimis 
schnell einen Bestsellerplatz er­
obert. Es ist die Mischung: Kor­
rupte und gewalttätige Polizi­
sten, das Milieu, die Menschen, 
die das verelendete Frankfurt re­
präsentieren und der Detektiv, 
Alkoholiker, perspektivlos, aber 
wagemutig, gerissen, auf der 
Seite der Unterdrückten, die den 
Erfolg Arjounis ausmacht. Seine 
Fälle sind politisch: Skrupellose 
Polizisten erpressen zwei türki­
sche Familienväter mit der Dro­
hung der Abschiebung zum 
Rauschgifthandel; harmlose 
Umweltschützer geraten in eine 
Mordintrige, in der wiederum 
Polizisten, Chemiebosse und der 
Oberbürgermeister die Fäden" 
spinnen.

Arjouni schreibt spannend und 
witzig über ein Frankfurt, das 
wenige kennen. Störend nur das 
Etikett türkisch am sehr deut­
schen Detektiv.

Happy Birthday 7ürhe und Mehr 
Bier, Diogenes TB, 9,80 DM 
— (udi)

Uta-Maria Heim: Der harte Kem, 
rororo, Juli 1992,8,90DM— (evc)

„Schattenspiele“ 
aus Augsburg
Dreiviertel des Leseweges staunt 
man — das soll ein Krimi sein? 
Spannung entsteht, nicht durch 
Verbrechen, sondern durch 
schrittweises Entdecken von Zu­
sammenhängen, die eher ver­
traut wirken. Ein arbeitsloser 
Schriftsetzer, Max Escher, wird 
im Jahre 1982 von einem literari-. 
sierenden Freund gebeten, einen 
1968 am Ort veröffentlichten 
Roman und dessen Autor aufzu­
spüren. So kommt Max mit der 
Kulturszene des Ortes — Augs­
burg wird nicht genannt — in 
Verbindung. Da ist die schmale 
linke Literaturzeitschrift, die 
kleine Galerie für die bessere 
Gesellschaft, die dominierende 
Lokalpresse, das Theater — und 
da ist der Literaturpreis, der alle 
zwei Jahre an konservative Lite­
raten vergeben wird. Der Ich-Er­
zähler Max ist eher desinteres­
sierter Beobachter dieser Szene, 
nicht Partei, und so gelingt ihm 
eine trockene Ironie, die erheb­

lich zum Lesevergnügen bei­
trägt. Als der Romanautor und 
das verschwundene Buch 
schließlich aufgespürt sind, er­
geben sich weitere Fragen. Auch 
Fäuste kommen dann noch vor, 
schließlich die Aufklärung. — 
Der ortskundige Leser findet die 
Atmosphäre gut getroffen, und 
es ergibt sich der zusätzliche 
Reiz, Querverbindungen zu zie­
hen: Ist mit der Figur des XY je­
mand Bestimmtes gemeint? Ein 
Schlüsselroman ist es nicht, aber 
eine recht treffende Charakteri­
sierung dieser Kulturszene.
Frieder Faist, Schattenspiele. Haff­
maris Verlag 1984, Tb 1989, 10 DM 
— (mif)

Datteln ist 
überall
Bürgermeister Roggenkemper 
regiert seit Jahren Datteln, eine 
kleine Stadt am nördlichen Rand 
des Ruhrgebiets, nach dem Prin­
zip „eine Hand wäscht die ande­
re“. Seine Kungeleien mit dem 
örtlichen Bauunternehmer Puth 
gehen ins Kriminelle. Gegensei­

tig haben sie sich in der Hand. 
Puth weiß als einziger, daß Rog­
genkemper im Zweiten Welt­
krieg auf einer holländischen 
Insel als Besatzungssoldat eine 
Frau umgebracht und verscharrt 
hat. Die Tat droht herauszukom­
men, eiskalt läßt Roggenkemper 
morden und mordet selber.

Die Leute einer Film und Vi­
deo GmbH, alternativ einge­
stellt, arbeiten an einem Auftrag 
von Roggenkemper und werden 
dabei immer stärker in Ermitt­
lungen gegen ihn hereingezogen. 
Ein Polizeihauptkommissar be­
müht sich um die Wahrheit und 
schreckt auch nicht davor zu­
rück, Unregelmäßigkeiten bei 
der Polizei selbst aufzudecken. 
Letztlich reichen die Beweise 
gegen Roggenkemper nicht aus, 
er bleibt unbestraft, „das Ekel 
von Datteln“.

Der Krimi bezieht einen nicht 
geringen Teil seiner Spannung 
aus der Tatsache, daß er an rea­
len Schauplätzen in der Region 
spielt. Als der Krimi erschien, 
hieß der richtige Bürgermeister 
von Datteln Herbert Nigge- 
meier, SPD-MdB. Er galt man-
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